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Einleitung .

Die Begründung einer landſtändiſchen oder Re⸗

präſentativ⸗Verfaſſung in Baden im Jahre 1818

darf in ihrer folgenreichen Bedeutung für die Entwickelung
der politiſchen , ökonomiſchen und ſocialen Zuſtände dieſes
Landes als das weit wichtigſte Ereigniß betrachtet werden ,

ſeit die Neuſchöpfung des badiſchen Staates in ſeinem gegen⸗

wärtigen Beſtand und Umfang durch Großherzog Karl

Friedrich im Jahre 1806 ſeinen Abſchluß gefunden hatte .
Dieſer Regent , einer der edelſten fürſtlichen Träger deutſchen
und humanen Geiſtes , hat die von der Natur vielfach geſeg⸗
nete , aber im Laufe der Zeit durch zahlreiche geiſtliche und

weltliche Herrſchaften zerriſſene Grenzmarke des ſüdweſtlichen
Deutſchlands etwa in dem Umfang , wie ſie ſeine Vorfahren

bereits vor 800 Jahren beſeſſen hatten , durch umſichtige Be⸗

nützung deſſen , was ſich, von ihm ungeſucht , durch den Um⸗

ſchwung der Zeit von ſelbſt darbot , wieder zu einem einigen
Staatsweſen verbunden .

Der neugebildete Staat , als deſſen Schöpfer Karl

Friedrich anzuſehen iſt , beſitzt in der natürlichen Abgrän⸗
zung ſeines Hauptbeſtandtheils , nämlich im Süden und Weſten
durch den Rheinſtrom bis zur Einmündung des Neckars im

Norden , im Oſten durch die breiten Bergrücken des in ſeinen
Ausläufern bis zu genanntem Binnenfluß ſich erſtreckenden
Schwarzwaldgebirges , ein ſo wohl arrondirtes Gebiet , wie

ſich nicht jeder deutſche Mittelſtaat rühmen kann . In der
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und der gründlichſten gelehrten und ſtaatsmänniſchen Bildung ,
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faſt in allen Zweigen des öffentlichen Dienſtes mit ſchöpferiſcher
Virtuoſität ſich bethätiget hat , ſteht mit dem innern Aufbau

hen Sto
—. —
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riedrich ( geb . 22 . Nov . 1728 )
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die neue Aera
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im Jahre 1746
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em, und

vom Weiüfe inz hin bis

Graben erſtreckte , mit der Reſdenz Nütlkgehe als

Oberamt , dem die Aemter Mühlburg , Graben

fort zugetheilt waren , ferner die Aemter

D
re

die alte Reſidenz ( von 1565 —1715 ) der

baden⸗durlachiſchen Linie , Stein und Langen⸗
75 Pforzheim , dem am meiſten bevölkerten

und ſchon damals gewerbreichſten Orte der Landſchaft ;
b. die Markgrafſchaft Hochberg , ein Gebiet von

faſt 6Quadratmeilen , das in ſeiner Stellung zum Reich
18

und Sta



als ein beſonderes Fürſtenthum galt . Der Haupttheil
war das Oberamt Emmend

Winsen
zwiſchen dem

Kaiſerſtuhl und den Vorbergen des weſtlichen Schwarz⸗
waldes . Getrennt davon , inmitten der öſterreichiſchen
Landgrafſchaft Breisgau , lagen die haßFinten Wit
das Städtchen Salzburg , die Weinorte

Dollingen , zuſammen zu einem A
die Herrſchaft Badenweiler , unge

dratmeilen , bildete mit ihr iſt

andern Territorien liegenden Or

Müllheim . Die Markgra och b erg und

rrſchaft Badenweiler wurden auch unter dem

amen der obern Mar rafſchaft e
d. die Landgrafſchaft Sauſenberg und

verbundene Herrſchaft Röteln

arrondirtes ,
˖

von der Wie ſe und K

Gebiet in der ſüdweſt

dem R winkel bei 1

von 9 Quadratmeilen mit 80 Ort⸗

ſchaften und darunter Hn und

Lörrach , die Landvogtei v8

086 dem⸗

nach zuf Bevölkerung
war in Folge des großen d dann der

franzöſiſchen Kriege unter Ludwig XIV. ; insbeſondere des

verheerenden ſpaniſchen Erbfolgekrieges , noch ſehr gelichtet und

namentlich in der untern Markgrafſchaft verarmt *5) .

*) Noch beſaß Baden⸗Durlach damals das Condominium über
einige Orte und Gebiete mit Andern , nämlich mit Fürſtenberg
über das Brechthal , mit Oeſterreich über Bretzingen und

Oberſchaffhauſen , mit dem Freiherrn von St . André über

Königsbach .
Der ſpaniſche Erbfolgekrieg allein hatte dem kleinen Lande einen
Schaden von mehr als 9 Millionen Gulden verurſacht .
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Ueber die Volksmenge ſind genaue Zählungen aus den

erſten Regierungsjahren Karl Friedrich ' s nicht vorhanden ;
ſie darf indeß ſchwerlich über 90,000 Seelen geſchätzt werden ,

denn eine im Jahre 1770 vorgenommene
01

ählung ergab im

Ganzen 94,673 Einwohner , im Durchſch demnach etwas

über 3000 Seelen auf die Quadratmeile ( gechettwärttz durch

ſchnittlich 5000 auf die eeeDie reinen Einkü ufte des
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iberei in Karlsruhe floſſen , betrugen durch⸗

en erſten Regieru zhren Karl Friedrich ' s
366,000 Gulden , wovon die obern fruchtbarern und

der Kriegsnoth mehr verſchont gebliebenen Lande ein ſtarkes

das Unterland lieferten . Der bedeutendſte Beitrag
chon damals in dem Ertrag des dur

510—. en Wald⸗
hnli ialvermö

chnittlich run

22

9Le

für' ſtl 0„. HaWeh

eiſtt ferner die damaligen Ver⸗

wir anfügen , daß Baden - Durlach zum

ſchwäbiſchen Kreiſes , zu ell es gehörte und

Tagen es der erſte dirigirende Stand des zweiten
viertels war , 242 Mann zum dritten Infanterie - Regi⸗

ment und 44 Dragoner ſammt Pferden zu ſtellen hatte , ſo
oft im Falle einer Mobilmachung das gewöhnliche Aufgebot
von drei Simpeln erfolgte . Der Friedensſtand überſtieg indeß
in der erſten Zeit ſelten 180 —200 Mann .

Aus ſolchen Anfängen iſt das Großherzogthum Baden

erwachſen .

Ein erſter und für die künftige Entwickelung und Bedeu⸗

tung Badens entſcheidender Schritt war die Wiedervereini⸗

gung der unter zwei Linien getheilten badiſchen Stammlande

durch Karl Friedrich . Am 21 . October 1771 war die
ältere baden⸗badiſche Linie mit Markgraf Auguſt Georg
erloſchen , worauf deren ſämmtliche Beſitzungen vermöge des



zwiſchen beiden Häuſern im Jahre 1765 abgeſchloſſenen Erbver⸗

trags an die jüngere baden⸗durlachiſche Linie fielen . Doch
kam die Landvogtei Ortenau , ſeit 1701 ein lehnbarer Beſitz

von Baden⸗Baden , an Oeſterreich zurück , und die nicht unbe⸗

deutenden böhmiſchen Herrſchaften gingen durch weibliche Verer⸗

bung einer einzigen überlebenden Prinzeſſin aus der baden⸗

badiſchen Linie an das fürſtliche Haus Schwarzenberg über .

Die angefallenen neuen Lande umfaßten folgende Gebiete :

à. die mittlere oder die Markgrafſchaft Baden⸗

Baden ( 13½ Quadratmeilen ) , mit dem Oberamt

Raſtatt und Kuppenheim , und den Aemtern

Baden , Ettlingen , Steinbach , Bühl und

Großweier , Stollhofen und Schwarzach ;
b. den größern Theil der ehemaligen Grafſchaft

Eberſtein ( über 4 Quadratmeilen ) mit Gerns⸗

bach als Hauptort ;
C. die Herrſchaft Mahlberg ( 3 Quadratmeilen ) ;
d. einige kleinere Gebiete : die Herrſchaft Stauffen⸗

berg , das Amt Kehl u. a. ; zuſammen betrugen die

baden⸗baden ' ſchen Lande ca. 22 Quadratmeilen mit

75 bis 80,000 Einwohnern .

Dazu kam eine nicht unbedeutende Zahl überrheini⸗
ſcher Beſitzungen des badiſchen Hauſes , in deren Allein⸗

beſitz nun Karl Friedrich ebenfalls gelangt war . Es

waren folgende Orte und Gebiete : Die Aemter Beinheim

im Elſaß und Grävenſtein im Waßgau , zwei Fünftheile
der vordern und die Hälfte der hintern Grafſchaft Spon⸗

heim ; ferner die unter öſterreichiſch⸗luremburgiſcher Souve⸗

ränität ſtehenden Standes⸗Herrſchaften Rodemachern und

Herspingen ; endlich der Marktflecken Rhod bei Landau .

Sie betrugen zuſammen etwas über 12 Quadratmeilen mit

beiläufig 35 —36,000 Einwohnern . Die Einkünfte aus dieſen

linksrheiniſchen Beſitzungen wurden auf ein Sechstel deſſen
geſchätzt , was das Stammland aufbrachte .



Dieſes Stammland , ein Gebiet von ca. 52 Quadrat⸗

meilen mit bald 200,000 Einwohnern aſſer ſei

ſeiner Vereinigung bereits ein anſehnliches euttſches Fürſten⸗

thum , das an der nun ziemlich wohlarrondirten untern und

mittlern Markgrafſchaft einen feſten Kern beſaß , an den ſich
Anderes unter günſtigen Umſtänden , die bald kommenſollten ,

anſetzen mochte.
Völker haben öfter zur Zeit hereinbrechender Noth ihre

Fürſten gerettet , auch wenn ſie es nicht verdient hatten
die Geſchichte erzählt uns auch von Fürſter

Tüchtigkeit die Erhaltung und Erhöhung des Landes zu danken

iſt . Baden
uins

bei dem großen Wendepunkt der neuern Zeit ,

als der vom Weſten her ſich erhebende Weltſturm das morſche

Gebäude des Reichs in Trümmer warf und die

Mehrzahl Winer
darunter begrub , in Karl Frie⸗

drich einen hen Fürſten , deſſen perſönlicher Werth und der

von der öffentlichen Stimme getragene Ruf ſeiner Re

tugenden , ſelbſt in einer Zeit rückſichtloſer Vergewal
imponirten und Anerkennung ſich erzwangen .

Es iſt eine offenkundige hiſtoriſche Thatſache , daß nicht
ein Verlangen , auf Koſten der Nachbarn ſich zu vergröößern ,

was Niemanden fremder war als Karl Fviedrich
eine beſondere Virtuoſität diplomatiſcher Unterhandlungskunſt
ſeiner über jede Vergrößerung des Landes als einer Vermehrung
der Regierungslaſt ſeufzenden Räthe , ſondern vielmehr die auf⸗

richtig und allgemein gehegte Achtung vor der edlen Perſön⸗
lichkeit des badiſchen Fürſten es bewirkt haben , daß ſich die

Wage in den Händen der Mächtigen , die damals über die

Geſchicke Europa ' s und Deutſchlands entſchieden , zu Gunſten
Badens geneigt hat .

Unter dem Einfluß einer ſolchen wohlbegründeten Stim⸗

mung geſchah es , daß bei der Auseinanderſetzung über die

Hinterlaſſenſchaft des bereits im Luneviller Frieden (9. Febr .
1801 ) als mundtodt erklärten deutſchen Reichskörpers , der

deren perſör
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Inhaber des badiſchen Fürſtenthums mit einem vorzüglichen

Antheil bedacht wurde .

Karl Friedrich trat nämlich — » à cause de ses

vertus « —, wie es wörtlich bei den auf dem Regensburger

Reichstag geführten Verhandlungen heißt , — als Mitglied in

das Churfürſten⸗Collegium ein ( neben ihm zu gleicher Zeit

Würtemberg , Heſſen⸗Kaſſel , Salzburg ) . Ferner wurden ihm

gegen Abtretung ſeiner überrheiniſchen Beſitzungen an die

franzöſiſche Republik , laut des unter ' m 25 . Febr . 1803 ge⸗

faßten Hauptſchluſſes der mit dem Entſchädigungsgeſchäft

beauftragten Reichsdeputation , welcher ſchon am 24. März

deſſelben Jahres zum Reichsgeſetz erhoben worden war , fol⸗

gende neue Beſitzungen und Orte zuerkannt : 1) das Bisthum

Conſtanz ; 2 die Reſte der Bisthümer S eier , Baſel

und Straßburg auf dem rechten Rheinufer ;3 ) die pfäl⸗

ziſchen Aemter Ladenburg , Bretten und üg .

berg , mit den Städten Heidelberg und Mannheim ;

4) die naſſauiſche Herrſchaft Lahr und die vormals ha⸗

nauiſchen Aemter Lichtenau und Willſtätt ; 5) die Ab⸗

teien Schwarzach , Frauenalb , Allerheiligen ,
Lichtenthal , Gengenbach , Ettenheim⸗Mi Pe⸗

tershauſen , Reichenau , Oehningen , Souttern,
Salmansweiler ( mit Ausnahme von Oſtrach ) , und die

Probſtei und das Stift Odenheim ; 6) die Reichsſtädte :

Offenburg , Gengenbach , Zell mit dem Reichsthal

Harmersbach , Ueberlingen , Pfullendorf , Bi⸗

berach und Wimpfen . Endlich alle mittelbaren und un⸗

mittelbaren Beſitzungen und Rechte ſüdwärts vom Neckar ,

welche bisher von öffentlichen Stiftungen und Körperſchaften
des linken Rheinufers abhängig waren .

Baden war nun als Churſtaat in die erſte Rangclaſſe

deutſcher Fürſtenthümer erhoben . Die neuen Erwerbungen

zuſammen hatten ihm eine Gebietsvermehrung von circa

58 Quadratmeilen mit nahezu 250,000 Einwohnern gebracht .



Im Ganzen umfaßte jetzt das badiſche Staatsgebiet 110
Quadratmeilen mit rund 450,000 Einwohnern und mit auf
3 Millionen Gulden geſchätzten jährlichen Einkünften .

Das neue Churfürſtenthum , in drei Provinzen : die

Markgrafſchaft , die Pfalzgrafſchaft und das obere

Fürſtenthum getheilt , bildete , mit den beiden zuerſt ge⸗
nannten Beſtandtheilen vom Neckar bis zum Thale der Kinzig ,
ein wohlarrondirtes Land . Weniger war dies hinſichtlich des
obern Fürſtenthums der Fall , deſſen Gebiete durch andere

Herrſchaften , namentlich die vorder⸗öſterreichiſchen Lande , noch
vielfach zerriſſen waren . Die großen Territorialveränderungen ,
welche die napoleoniſchen Kriege im erſten Jahrzehnt
unſeres Jahrhunderts herbeiführten , ſollten auch hier helfen .
Karl Friedrich hat ſich hierbei dem Gebot der Noth⸗
wendigkeit gefügt , und hat verſtändig zum Vortheil des eigenen
Landes Ereigniſſe gewendet , die er weder herbeigeführt noch
ändern konnte , die aber , unbenützt gelaſſen , wohl Anderen

ſichere Vortheile , ihm ſelbſt aber wie auch ſeinem Lande kaum

noch zweifelhaftes Verderben in Ausſicht ſtellten .

Vorerſt erhielt Baden im Friedensſchluß zu
Preßburg ( vom 26 . Decbr . 1805 ) von den öſterreichiſchen
Gebietsabtretungen : 1) die Landgrafſchaft Breisgau , mit

Ausnahme eines kleinen an Würtemberg überwieſenen Theils ;
2) die Landvogtei Ortenau , und 3) die Stadt Conſtanz ;
ferner 4. die Deutſch⸗Ordenscommende Mainau mit der

ihr gehörigen Herrſchaft Blumenfeld .
Zuſammen betrugen dieſe Erwerbungen , die der Preß⸗

burger Friedensſchluß brachte , ca. 50 Quadratmeilen mit

nahezu 200,000 Einwohnern . Der badiſche Staat umfaßte
demnach am Ende des Jahres 1805 ein Gebiet von ungefähr
160 Quadratmeilen mit einer Bevölkerung von 650,000
Seelen .

Nach den Beſtimmungen des genannten Friedensſchluſſes
erhielten Karl Friedrich und andere deutſche Fürſten die
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gleiche Stellung zu ihren Landen , wie die Regenten von

Oeſterreich und Preußen , d. i. volle Sou veränität . Wäh⸗

rend aber andere Churfürſten den königlichen Namen ſich er⸗

wirkten , ſchlug Karl Friedrich den Königstitel aus und

begnügte ſich mit dem eines Großherzogs , jedoch mit der

königlichen Würde verbunden . Dadurch war dem be⸗

ſcheidenen Sinne dieſes Fürſten , wie der bisherigen rechtlichen
Gleichſtellung ſeines Hauſes und Landes mit Andern zugleich

entſprochen .

Endlich erfolgte auch die formelle Auflöſung des deutſchen

Reiches , als 16 bisherige Reichsfürſten , unter ihnen auch

Baden , durch die Conföderationsacte vom 12 . Juli
1806 einen beſondern Bund , den ſogen . Rheinbund , unter

dem Protectorate Napoleon ' s ſchloſſen , und in deſſen Folge
am 1. Auguſt 1806 am Reichstage zu Regensburg ihre Tren⸗

nung von dem deutſchen Reichsverband erklären ließen . Wenige
Tage ſpäter entſagte Kaiſer Franz von Oeſterreich der werth⸗

loſen deutſchen Kaiſerkrone ( 6. Aug . 1806 ) .

Dieſer letzte Umſchwung in den bisherigen deutſchen

Reichsverhältniſſen hatte weitere Wandelungen in den beſtehen⸗
den Territorialzuſtänden Deutſchlands zur unmittelbaren Folge ,
indem den als ſouverän anerkannten Ländern der rheiniſchen

Bundesfürſten zahlreiche angrenzende und dazwiſchengelegene
Gebiete bisheriger Reichsſtände , Reichsſtädte und der Reichs⸗

ritterſchaft zugetheilt wurden .

Das nunmehrige Groß herzogthum Baden erhielt

jetzt zu ſeiner weitern Arrondirung folgende Gebiete :

Das Fürſtenthum Fürſtenberg , zum weit größten

Theil , mit 38 Quadratmeilen und über 70,000 Einwohnern ;
das Fürſtenthum Leiningen und die Beſitzungen der

Grafen von Leiningen zu Neudenau und Billig⸗
heim , zuſammen 28 Quadratmeilen mit faſt 84,000 Ein⸗

wohnern ;
die Beſitzungen der Fürſten und Grafen von Löwen⸗

ſt

—EE



ſtein⸗Wertheim ( Roſenberg und Freudenberg ) ,
nämlich den größern Theil deſſen , was davon auf der linken
Seite des Mains liegt , mit 15 Quadratmeilen und 22,000
Einwohnern ;

die Beſitzungen des Fürſten von Salm - Reiferſcheid
mit dem Amte Krautheim , ſo viel davon auf der rechten
Seite der Jaxt liegt , etwa 5½ Quadratmeilen und nahezu
12,000 Einwohnern ;

endlich die dem Fürſten von Schwarzenberg zuge⸗
hörige Lan ndgraff chaft Klettgau ( 6 Quadratmeilen mit

9000 Einwohnern ) , die fürſtlich Auerberg ' ſche Graf⸗

ſchaft Thengen ( 60Quadratmeile mit 1100 Seelen) und die

fürſtlich oranien⸗fulda iche Herrſchaft Hagenau ( ½ Qua⸗

dratmeile , 6. 4200 Seelen ) .

Die i der innerhalb des Großherzogthums ge⸗

legenen eichsritterſchaftlichen Gebiete brachte dem

eine Vermehrung ſeiner Einwohnerzahl um 58,000

Ferner erwarb Baden die St . Blaſianiſche Graf⸗
ſchaft Bonndorf auf dem adeee ( mit 7500 Ein⸗

wohnern ) ; ebendaſelbſt die Städte Bräunlingen ( 2250
Einwohner ) und

Aren ( 3500 Einwohner ) ; im Breis⸗

55
ſämmtliche Beſitzungen des Johanniter⸗Ordens ,

mentlich das Fürſtenthum Heitersheim , ſodann die zwei
Deutſch - Ordenscommenden Beuggen und Freiburg .

Dagegen hatte Baden an Würtemberg abgetreten die

vormalige Reichsſtadt Biberach ſammt Gebiet ( 7744
Einwohner )

Baden hatte durch die angeführten neuen Erwerbungen
eine weitere Vergrößerung von nahezu 400 Quadratmeilen
mit ungefähr 280,000 Seelen erlangt . Durch landesherrliches
Patent vom 13 . Auguſt 1806 waren die verſchiedenen Terri⸗

torien , aus denen der neue Staat allmälig erwachſen war ,

zu dem Großherzogthum vereinigt worden , deſſen Ge⸗



ſammtgebiet nun ca. 260 Quadratmeilen mit einer Bevölke⸗

rung von etwa 930,000 Seelen umfaßte .
Der Territorialbeſtand des Großherzogthums war nun

1806 im Weſentlichen vollendet . Doch brachte die Folgezeit
noch einigen Zuwachs ; auch traten durch ver⸗

ſchiedener Anſprüche auf einzelne Orie und D
ir

Grenzberichti e und Abtretungen von 8 noch mehr⸗
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wollen .
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den rheiniſchen Bundesfür ſtat

von Staats verträgen unter dieſen üb

nach ſich zog . Baden erfuhr dabei

theils eine Vermehrung ſeines Gebietes .

An Heſſen⸗Darmſtadt mußte Baden ( nach dem

Pariſer Vertrag vom 8. Septbr .1810 ) ein Gebiet von 15,000

Seelen abtreten , nämlich die leiningiſchen Aemter Amor⸗

bach und Miltenberg und das wertheimiſche Amt Heu⸗
bach . Schon früher ( 1806 ) hatte Baden die vormalige

Reichsſtadt Wimpfen gegen andere Orte an Heſſen über⸗

laſſen .

Dagegen hatte Würtemberg ( nach Pariſer Vertrag

vom 2. Octbr . 1810 ) an Baden abzutreten ein Gebiet von

45,000 Seelen , und zwar zunächſt zur Herſtellung der Con⸗

tiguität des badiſchen Gebiets im obern Schwaben , das Ober⸗

amt Stockach mit einigen daranſtoßenden Ortſchaften ; ferner
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die vormalige öſterreichiſche Landgrafſchaft Nellenburg ,
mit den Städten Stockach und Radolphzell , dem ehe⸗
maligen überlingiſchen Amt Sernadingen und den zum
ehemaligen Reichsritterſchaftscanton Hegau zählenden Herr⸗
ſchaften Bodmann , Hohenſtoffeln , Hohenkrähen
u. ſ. w. , und die zu demſelben Rittercanton gehörigen Herr⸗
ſchaften Buchheim , Gutenſtein und Stetten am kalten Markt .
Außerdem hatte Würtemberg die beiden Städte Hornberg
und Schiltach und den Marktflecken St . Georgen auf
dem Schwarzwald , ſodann zum Zwecke der Grenzberichtigung
längs der Landesgränze eine Reihe zerſtreuter Ortſchaften ,
Zinken und Höfe , namentlich bei Villingen , Pforzheim und
an der Tauber , an Baden abzugeben .

Schon früher ( durch Staatsvertrag vom 17. Oct. 1806 )
hatte Württemberg den in Art . 8 des Pre urger Friedens

Antheil am Breisgau , ferner das links der

Stadtgebiet von Villingen nebſt den Ort⸗

en, Ober⸗Eſchbach und dem für das Groß⸗
h den bald entdeckten Salzreichthum wichtig

ch verſchiedene Enclaven an Baden

einem Recht auf die Stadt Tutt⸗

9 1 ie reichsritterſchaftliche Herrſchaft
Mühlhauſen an der Donau , und auf verſchiedene En⸗
claven und Berechtigungen zu Gunſten Würtembergs
entſagte .

Die Folgezeit brachte noch einige unbedeutende Aus⸗

gleichungen . Gemäß den Beſtimmungen des erſten Pariſer
Friedens ( vom 30. Mai 1814 ) wurde die Stadt Kehl ( mit
1000 Seelen ) an Baden übergeben . Ferner wurde in Folge
der Verhandlungen des Monarchen - Congreſſes zu Aachen
( 4818 ) , beziehungsweiſe durch den Frankfurter Territorial⸗

Receß vom 10 . Juli 1819 , die vom badiſchen Gebiet einge⸗
ſchloſſene Grafſchaft Hohengeroldseck ( 1½ Quadratmeilen
mit 4500 Einw . ) dem Großherzogthum einverleibt , und da⸗



gegen von Baden das iſolirte wertheimiſche Amt Steins⸗

feld ( 5000 Einw . ) an Bayern überlaſſen .
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in ſich ſchließt , als dies in den einzelnen Beſtandtheilen des
Landes in ihrer frühern ſtaatlichen Abſonderung möglich war .
Die gedeihliche Entwickelung des Gr roßherzog⸗
thums , zumal ſeit Einführung der die politiſchen
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Baden Cultur des Bodens der W

Ruf als ee des Ueber⸗
haupt waren die badiſchen Stammlande unter Karl
Friedrich beim Beginn dieſes Jahrhunderts , durch weiſe Be⸗
ſchränkung der Ausgaben und einen verſtändigen ſtaatswirth⸗ſchaftlichen ſt der geſammten Verwaltung nicht nur gänzli
ſchuldenfrei geworden , ſondern es fand ſich in der Staatscaſſe
noch ein Activvermögen von 2 Millionen Gulden vor . Dies
wurde freilich bald anders durch die geſteigerten Anforderungen ,
welche die Zeit an die Staatscaſſe machte , insbeſondere aber
durch die große Schuldenlaſt , welche die ange⸗
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Uebrigens war die innere Einigung des äußerlich

ſo verſchiedenartig aus geiſtlichen und weltlichen Herrſchaften

zuſammengeſetzten Landes eine ſchwierige Aufgabe , deren befrie⸗

digende Löſung nur von der Zeit zu erwarten war . Zwar

hat es an ſofortigen Organiſationen aller Art nicht gefehlt ;
es iſt hierin eher zu viel als zu wenig geſchehen , ſo daß

ſchon der häufige Wechſel dieſer äußern organiſchen Einrich —

tungen wenig geeignet war , die innern Uebelſtände und Gegen⸗
ſätze zu heben .

Doch auch hier ſchlug Karl Friedrich bald den

richtigen Weg ein , indem er durch eine Reihe von Edicten ,
die vom Jahre 1806 —4809 unter den Namen von Conſti⸗
tuti onsedicten erſchienen , zu einer allmäligen Herſtellung
homogener Zuſtände des Landes und zur Begründung einer

gleichförmigen Rechtsordnung in den verſchiedenen Sphären

fallenen Lande dem bis dahin ſchuldenfreien Stammland
mitbrachten .

3 iſt wahrhaft rührend zu leſen , wie dieſer väterliche Regent
in einer Anſprache an das Land ( Regierungsblatt vom 27. Sept .
1808 ) , in welcher er mit der ihm eigenen Offenheit ſeinem Volke
den Stand des Staatshaushaltes darlegt und eine Ueberſicht der

Einnahmen und Ausgaben giebt , die veränderten finanziellen
Zuſtände beklagt , und dieſen gegenüber gleichſam ſich und ſeine
Regententhätigkeit rechtfertigt . „ Noch tiefer “, heißt es dort , „ würden
wir den Schmerz ( über die angehäuften Schulden ) fühlen , könnten
wir nicht mit innerer Beruhigung auf die Jahre zurückblicken ,
in welchen wir den Wohlſtand Unſerer Unterthanen auf eine

ſeltene Höhe gehoben hatten ; und würde nicht der Finanz⸗Etat
überzeugend darlegen , daß nur widrige Zeitereigniſſe , fort⸗
dauernde Kriege und die ſchweren Laſten der auf den

zugewachſenen Landen gelegenen Schulden von

beiläufig zehn Millionen Gulden , dann der jetzt
noch 749,000 Gulden betragenden Penſi onen , welche wir

vertragsmäßig ( hauptſächlich von der Pfalz her ) zu über⸗
nehmen hatten , die gegenwärtige Lage der Finanzen herbei⸗
geführt haben . “

debf

Conft



des ſtaatlichen und ſocialen Lebens feſte Normen ſchuf. Dieſe
Conſtitutionsedicte , ein ſchönes Denkmal des erleuchteten Geiſtes
ihres Urhebers , ſollten gleichſam das Anſehen von Verfaſſungs⸗
geſetzen haben , und in ihren weſentlichen Beſtimmungen die

unveränderlichen Grundlagen der künftigen gewöhnlichen Ge⸗

ſetzgebung bilden , folglich die Feſtſetzung geſicherter Rechts⸗

zuſtände des Landes für die Zukunft verbürgen .

Zugleich ließ Karl Friedrich , um einem erſten und

als dringend anerkannten Bedürfniſſe zu genügen , das fran⸗

zöſiſche Civilgeſetzbuch ( den Code Napoléon ) , unter

angemeſſenen , den damaligen eigenthümlichen Verhältniſſen des

Landes entſprechenden Modificationen , bearbeiten , da die Wahl
eines andern beſtehenden Geſetzbuches keineswegs den Vorzug

verdiente , und die Aufſtellung eines eigenen Rechtsſyſtems in

dem Grenzland Baden nicht räthlich erſcheinen mochte . Das

neue Landrecht trat mit 1. Jan . 1810 in Wirkſamkeit .

Im Uebrigen verblieb die Stellung des Regenten in dem

neugebildeten Staate dieſelbe , welche ſie ſeit langer Zeit in

den Stammlanden geweſen war . Er vereinigte in ſeiner Perſon
die volle Staatsgewalt , durch keinerlei ſtändiſche Einrichtungen

beſchränkt . Zwar hatten auch die badiſchen Stammlande

ehemals ihre Stände , welche die Städte und Landgemeinden ,
und wo, wie in der oberen Markgrafſchaft , Abteien beſtanden ,

auch Vertreter der Geiſtlichkeit bildeten . Sie traten zu Land⸗

tagen zuſammen und übten zugleich durch gewählte Ausſchüſſe

ſehr weit gehende Gerechtſame auf die ganze Haltung des

Regenten und ſeiner Regierung aus . Aber das Inſtitut war

bei der Erſchlaffung alles öffentlichen Geiſtes längſt außer

Uebung gekommen ; ſelbſt das Andenken daran war im Volke

erloſchen , da ſeit mehr als hundert Jahren kein Landtag ge⸗

halten worden war .

Auch in den ſeit 1803 an Ba den gefallenen Gebieten

waren längſt alle Spuren ſtändiſcher Einrichtungen verſchwun⸗
den . Die einzige Ausnahme machte der Breisgau , wo

8



ſich ſtändiſches Weſen ( mit Vertretern der Geiſtlichkeit , der

Ritterſchaft und Städte ) unter der öſterreichiſchen Herrſchaft ,
welche dieſe entfernt liegenden Vorlande ſtets mit ſchonender
Milde behandelte , erhalten hatte . Nach dem Heimfall des

Breisgau ' s an Baden ( in Folge des Preßburger Friedens )
ſtellte daher die dortige Ritterſchaft an den neuen Landesherrn
das Anſinnen , daß die bisherigen Rechte der Landſchaft er⸗

halten , und demnach die landesherrlichen Verordnungen den

Ständen zuvörderſt vorgelegt , auch die Bewilligung derſelben

zu Steuern und Abgaben eingeholt werden möchten .
Als Antwort erfolgte ein landesherrliches Reſcript vom

5. Mai 1806 , wodurch das ſtändiſche Inſtitut im Breisgau ,
als unverträglich mit den Intereſſen einer einheitlichen

Landesregierung , aufgehoben wurde 3). Aehnliches war faſt

gleichzeitig auch in andern Rheinbundſtaaten , wo noch ſtändiſche
Einrichtungen beſtanden ( wie in Würtemberg , Heſſen u. a. ),
geſchehen .

Einzſolches Vorgehen eines ſo gerecht und wohldenkenden

Regenten , wie Karl Friedrich in all ſeinem Thun und

Laſſen war , erklärt ſich nur aus den herrſchenden Stimmungen
und den nächſten Bedürfniſſen der Zeit , in der er lebte . Faſt
überall in Deutſchland war man an eine abſolute fürſtl

Herrſchaft gewöhnt worden . Der Artikel 26 der Rheinbunds⸗

) Zur Begründung wird unter Anderem geſagt : „ Da es Unſeren
Landes⸗Collegien zur Dienſtpflicht gemacht iſt , nicht etwa Unſer
und Unſerer Nachkommen einſeitiges Intereſſe , ſondern das ge⸗
ſammte Wohl des Landes , was mit jenem unter gewiſſenhaften
Regenten ohnehin Eins iſt , in ihren Col gialbeſchlü
Anträgen vor Augen zu haben , und in Colliſſionsfällen das Eine
nicht weniger als das Andere in ' s Licht zu ſtellen , auch überdies
jedem Unterthan und jeder beſtehenden kleinern Gemeinheit der
Zutritt zu ihrem Herrn und Landesvater offen ſteht , ſo bedarf
es keines weiteren Organs zwiſchen dem Fürſten und den Unter⸗
thanen , ſondern die hieraus entſtandenen ſchweren Laſten des
Landes können eingeſtellt werden . “
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acte hatte dieſe noch ausdrücklich ſanctionirt , indem er die

Rechte der der oberen Gerichtsbarkeit , der hohen
Polizei , der Militär - Conſcription und der Beſteuerung , als

W Wirbut fürſtlicher Souveränität bezeichnete. Einem

Fürſten , wie Karl Friedrich , der redlich bemüht war ,
nicht in Worten , ſondern der That nach ein Vater ſeines
Landes und Volkes zu ſein , mochte —entſprechend ſeiner

ganzen Denk - und Geſinnungsweiſe —die patriarchaliſche
Form des ſtaatlichen Lebens als das rechte Ideal eines guten
Regiments vorſchweben , eine Auffaſſung , die wohl ſelbſtloſe
Hingabe des Regenten an die Intereſſen der Geſammtheit ,
nicht aber eine Beſchränkung fürſtlicher Allgewalt zur Voraus⸗

ſetzung hat .
Bei ſolchen Umſtänden und Stimmungen macht ein Vor⸗

fall aus der letztene Karl Friedrich ' s einen

eigenthümlichen Eindruck , indem er auf die neuerlangte ſouve⸗
räne Stellung der Rheinbundfürſten , gegenüber dem franzö⸗
ſiſchen Dictator und ſeinen Emiſſären , einige Lichtſtreifen
wirft . Allen unerwartet , brachten nänlich die badiſchen Geſetzes⸗
blätter vom 5. Juli 1808 eine großherzogliche Verkündigung ,
welche dem Lande eine Repräſentativ⸗Verfaſſung nach dem

Muſter der weſtphäliſchen in i ſtellte . Die Sache
war kein Gedanke Karl Friedrich ' s , ſondern das Werk
einer Clique von Intriguanten 3) , die bei der zunehmenden

körperlichen und geiſtigen Schwäche des greiſen Fürſten am

Hofe zu Karlsruhe allmächtig geworden war . Sie beſtand
aus Leuten , die , durch fremden Einfluß geleitet , in den Scha⸗
blonen des franzöfiſchen Kaiſerreichs die Vorbilder erblickten ,
denen man in der neuen Aera , welche nach ihrer Anſicht durch

) Unter den Männern , die damals am Karlsruher Hofe vorüber⸗
gehend ſolchen Einfluß übten , befanden ſich nur zwei geborene
Deutſche , von denen der Eine , ein Landesfremder , bald darauf
den großherzogl . Dienſt aufgab , der Andere aber , ein Eingeborener ,
das Vaterland verließ , um ganz Franzoſe zu werden .

35
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Stiftung des Rheinbundes für Deutſchland angebrochen , nach⸗

ſtreben müſſe . Uebrigens hatte das kecke Intriguenſpiel , das

hinter dem Rücken des Fürſten vor ſich ging , keine weiteren

Folgen , als daß Karl Friedrich , um ähnliche abnorme

Zwiſchenfälle für die Zukunft zu verhüten , ſeinem Enkel , dem

Erbgroßherzog Karl , die Mitregentſchaft übertrug .

Im Lande ſelbſt war der Act der Zuſage einer Ver⸗

faſſung mit völliger Theilnahmsloſigkeit hingenommen worden ,
und man verhielt ſich eben ſo gleichgültig , als keinerlei Zeichen
zum Vollzug der angekündigten Maßregel ſichtbar wurden .

Ueberhaupt zeigte ſich in der damaligen Stimmung aller

Klaſſen des Volkes keinerlei Empfänglichkeit für politiſche Be⸗

ſtrebungen . Die Drangſale einer Zeit , welche nur noch die

blendenden Erfolge roher Gewalt mitanſah , während die For⸗
derungen des Rechts und die Stimme der Moral im Lärm

der Kanonen erſtickt wurden , hatte die Maſſe des Volkes zu
einem Zuſtande ſtumpfer Abſpannung geführt , in welchem
ſie nur noch für das nächſte materi elle Intereſſe empfänglich
ſchien.

Der Drang aller beſſern Gemüther war daher auch zu —
nächſt auf Befreiung von dem eiſernen Druck der Fremd⸗
herrſchaft gerichtet , in welcher ſie die Quelle alles Uebels
erblickten . Erſt mit der Erreichung dieſes Zieles durch die

Befreiungskriege war das Bedürfniß conſtitutioneller Ein⸗

richtungen von Neuem erwacht , und zwar in den Kreiſen der

Regierenden wie beim Volke . Allen Beſonnenen war es jetzt
klar geworden , daß in Zukunft nur in der Begründung von

Verfaſſungszuſtänden , die auf vernünftigen Grundlagen auf⸗
erbaut , ein feſtes Band zwiſchen den Regierenden und

Regierten knüpfen , die ſtarke Waffe gegen die Wiederkehr
fremder roher Vergewaltigung zu find en ſei .

Seitdem traten die conſtitutionellen Ideen im Staatsleben
in den Vordergrund ; auf ihre fortſchreitende Verwirklichung
iſt der unwiderſtehliche Grundzug der Neuzeit gerichtet .



Solche Ueberzeugungen ſprachen ſich ſchon auf dem Wiener

Congreſſe , damals im Kreiſe der Fürſten ſelbſt aus . Gleich
beim Beginn der Verhandlungen über die zu gründenden
Rechtszuſtände in Deutſchland erklärten ſich dreißig deutſche
Fürſten und sfreie Städte , in einer Eingbe an den Congreß ,
für die Einführung von ſtändiſchen Verfaſſungen in allen

Bundesländern , und zwar mit ſpeciell angeführten weſentlichen
Rechten , nämlich dem Rechte der Verwilligung und Regulirung
ſämmtlicher , zur Staatsverwaltung nöthigen Abgaben ; dem

Rechte der Einwilligung bei neu zu erlaſſenden allgemeinen
Landesgeſetzen ; dem Rechte der Mitaufſicht über die Verwen⸗

dung der Steuern zu allgemeinen Staatszwecken ; dem Rechte
der Beſchwerdeführung , insbeſondere in Fällen der Malver⸗

ſation der Staatsdiener und bei ſich ergebenden Mißbräuchen
jeder Art . Zugleich wurde die Garantie dieſer als Minimum

dem deutſchen Volke zu gewährenden Rechte durch eine ent⸗

ſprechende Beſtimmung des Bundesvertrags ſelbſt verlangt .
Großherzog Karl , der ſeit 1811 ſeinem Großvater

Karl Friedrich in der Regierung der badiſchen Lande ge⸗

folgt war , erklärte am 9. Decbr . 1814 ſeinen Beitritt zu dem

genannten Verein deutſcher Fürſten und Städte . Schon vor⸗

her hatte dieſer Fürſt ſelbſtſtändig in einer Note vom 1. Decbr .

1814 ſeine Bereitwilligkeit ausgeſprochen , dem Großherzogthum
eine dem Geiſte des Zeitalters angemeſſene ſtändiſche Verfaſſung
zu verleihen , wobei dieſelben weſentlichen Rechte , wie die oben

angegebenen , aufgeführt werden . Um hierin keine Zeit zu ver⸗

lieren , hieß es weiter , habe der Großherzog bereits eine Com⸗

miſſion ernannt , welche die auf jeden Fall den Localverhältniſſen
anpaſſenden Modalitäten in Vorſchlag bringen ſolle u. ſ. w.

Es iſt bekannt , durch welche unſeligen Einflüſſe dieſer
erſte edle Aufſchwung deutſcher Fürſten auf dem Wiener Con⸗

greß allmälig erlahmte , bis im Laufe der Verhandlungen
die Wahrung deutſcher Fürſten⸗ und Adelsrechte über die

Rechtsſicherung des deutſchen Volkes den vollſtändigſten Sieg
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davontrug . Das deutſche Volk , das ſeine Fürſten mit ſeinem

beſten Herzblut von der ſchmachvollen Ruthe des fremden

Zwingherrn befreit hatte , wurde , damit die jenen zurückeroberte
Souveränität eine möglichſt ſchrankenloſe werde ) , mit dem

kahlen , in ſeiner lakoniſchen Kürze faſt ironiſchen Artikel XIII .
der Bundesacte : „ In allen Bundesländern wird eine land⸗

ſtändiſche Verfaſſung ſtattfinden “ — abgefunden .
Jede bindende Beſtimmung über Inhalt und Umfang

der landſtändiſchen Rechte war bei dem endlichen Abſchluß des

Bundesvertrags , durch den das öffentliche Recht in Deutſch⸗
land neu begründet werden ſollte , ausgemerzt worden . Es
blieb dem guten Geſchick der einzelnen deutſchen Staaten und
Länder überlaſſen , ob und wann , und in welchem Sinne jener
Artikel XIII . zum Vollzug kommen würde . Letzterer war von
den innern und äußern Zuſtänden jedes einzelnen Landes , zu⸗
meiſt aber von den Stimmungen und Anſichten der zunächſt
betheiligten Perſonen abhängig .

In beider Beziehung ſtanden die Looſe für das Groß —
herzogthum Baden beſonders günſtig . Denn dort trat das

Bedürfniß , das neugebildete Staatsweſen durch eine Verfaſ⸗
ſungsreform zu conſolidiren , und die Intereſſen und Rechte
Aller an eindieſe ſicherndes Staatsgrundgeſetz unauf⸗
löslich zu knüpfen , — ſchon der von Außen her erhobenen
Anſprüche wegen — beſonders ſtark hervor .

Dieſe politiſche Reform , die als eine Neubegründung
unſeres Staatsweſens betrachtet werden muß , konnte nicht als
eine Fortbildung oder geſchickte Verſchmelzung bereits früher
in einzelnen Gebieten beſtandener ſtändiſcher Einrichtungen und
Gerechtſame aufgefaßt werden , ſchon deshalb nicht , weil in

) Schon damals galt das Witzwort , daß Fürſten , die ſich nicht
durch Kammern beſchränken laſſen wollen , deſto mehr durch
Kammerdiener beſchränkt werden . Ueber die Leidensgeſchichte des
Art . XIII . der Bundesacte vergl . meine Biographie des Frei⸗
herrn von Weſſenberg , S. 244 ff.
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andern Gebieten die Elemente hiezu entweder gar nicht oder

in ganz heterogener Artk ) vorhanden waren . Es mußte

etwas ganz Neues im Geiſte einer neuen Zeit geſchaffen werden ,

wobei Alles darauf ankam , daß das Werk jenem Geiſte durch

kundige und taktvolle Berückſichtigung der vorhandenen realen

Zuſtände und der geſellſchaftlichen Geſammtintereſſen Aller

in rechtem Maße entſprach , und folglich nicht etwas will⸗

kürlich Gemachtes geſchaffen wurde , das keine tieferen Wurzeln
im Boden des bürgerlichen und ſocialen Lebens der Geſammt⸗

heit zu ſchlagen und deren politiſche und ökonomiſche Fortent⸗

n zu fördern im Staude war .

Die glückliche Löſung dieſer ſchwierigen aber geſegneten
Aufgabe nach ihrem geſchichtlichen Verlaufe wird unſere bio⸗

graphiſche Skizze des Staatsraths Nebenius zum Gegenſtand

haben .

*) Man denke nur an die große Verſchiedenartigkeit der Adelsver⸗

hältniſſe , der bürgerlichen , ökonomiſchen u. ſ. w. Zuſtände in
den einzelnen Landestheilen des Großherzogthums .



Erſtes Kapitel .

Zugend - und Sildungsjahre .

Karl Friedrich Nebenius , der durch ſeine Wirk⸗

ſamkeit in Baden und durch ſeine um die Gründung und Aus⸗

bildung eines allgemeinen deutſchen Zoll⸗ und Handelsvereins
erworbenen Verdienſte unter den öffentlichen Charakteren des
neuern Deutſchlands einen wohlbegründeten Ehrenplatz ein⸗

nimmt , wurde geboren am 29 . September 1784 zu Rhodt ,
einem etwa zwei Stunden nordweſtlich von Landau in der

heutigen Rheinpfalz gelegenen Marktflecken , der mit einigen
andern Befitzungen auf dem linken Rheinufer damals dem

markgräflich⸗badiſchen Hauſe angehörte . Seine Familie iſt
ſchwediſcher Herkunft ; ſie hatte ſich im Laufe des großen
deutſchen Kriegs am Rhein angeſiedelt , wo ſie ihren heimiſchen
Namen Nebe , nach der Sitte des 17 . Jahrhunderts , in das

lateiniſirte Nebenius änderte . Mehrere Nebenius kom —
men ſeitdem in Dienſten der rheiniſchen Pfalzgrafen , ſpäter
der badiſchen Markgrafen vor .

Der Vater unſeres Nebenius war inm letzten Viertel
des vorigen Jahrhunderts badiſch - markgräflicher Amtmann zu
Rhodt . Hier verlebte der junge Fritz , der älteſte von 6

Geſchwiſtern , ſeine erſten Jugendiahre im elterlichen Hauſe,
das ihm das Glück eines einfachen biedern Familienlebens
in hohem Grade darbot .



In dieſes ſtille häusliche Glück brachte die franzöſiſche
Revolution eine plötzliche und unerwartete Wendung . Im
September 1792 überſchwemmten die Schaaren der Neu⸗

franken unter Cuſtine das ſchlecht bewachte und noch ſchlechter
vertheidigte linke Rheinufer von Straßburg bis Mainz , und

nahmen dort alles Land ſofort im Namen der großen Nation

in Beſitz .
Dies geſchah auch bezüglich der badiſchen Beſitzungen .

Die neuen Herren boten dem Amtmann Nebenius , der in

der Zeit der Gefahr nicht durch Flucht zunächſt nur für ſich ge⸗

ſorgt , ſondern bei den ſeiner Obſorge Anvertrauten ausgeharrt
hatte , um mit Rath und That ihnen zur Seite zu ſtehen ,
eine Präfectur in dem neu erworbenen Lande an , und ſuchten
ihn durch Eröffnung glänzender Ausſichten für die Sache der

neuen Freiheit zu gewinnen . Denn Amtmann Nebenius

genoß durch Gewandtheit in Geſchäften und durch Biederkeit

des Charakters des beſten Rufes und allgemeiner Achtung .
Aber der deutſche Ehrenmann blieb ſich und ſeinem Fürſten
treu . Er ſchien deshalb den ſogenannten Patrioten verdächtig ,
und wurde als Gefangener nach Speier abgeführt . Jetzt fiel
das Geſindel plündernd und verwüſtend über das Haus der

Familie her . Nur mit Mühe war es der Mutter Wilhel⸗
mine , der Straßburg ' ſchen Patrizierfamilie der Hummel ent⸗

ſproſſen , gelungen , mit ihren Kindern nach dem Rhein zu

entfliehen . Sie wurde aber eingeholt , und ſelbſt der Wagen
mit der wenigen Habe , die ſie retten konnte , ihr abgenommen .
Zu Fuß mußte die Frau mit den Kindern nach Karlsruhe
wandern , wo ſie bei Verwandten Aufnahme und Hilfe fand .
Auch der Vater wurde bald durch Vermittelnng eines ihm
befreundeten einflußreichen Mannes wieder frei und der Fa⸗
milie zurückgegeben . Doch hatte dieſe ihr Privatvermögen
jenſeits des Rheins großentheils eingebüßt , und die Noth
trat jetzt an die Stelle der frühern Wohlhäbigkeit der Familie .

Markgraf Karl Friedrich ehrte indeß die muthvolle
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Treue ſeines Beamten , und ſtellte ihn mit dem Charakter

eines Hofraths an die Spitze der Verwaltung der Herrſchaft
Mahlberg . Der Vater ſtarb 1801 während eines Beſuches
in Karlsruhe , wohin nun die Wittwe überſiedelte , um die Er⸗

ziehung ihrer Kinder an den Lehranſtalten der Reſidenz zu

fördern . Die ſtattliche Frau ſchritt weit über die gewöhnlichen

Grenzen des Menſchenlebens hinaus ; ſie ſtarb faſt 905jährig
im Jahre 1846 , bis an ihr Ende einen beſondern Grad klarer

Verſtändigkeit und gemüthlicher Heiterkeit bewahrend . Schreiber
dieſes hat oft bei der würdigen Matrone mit ihrem „lieben

Fritz “, als dieſer längſt zu hohen Aemtern und Ehren gelangt

war , eingeſprochen , und gewann aus ihren ſeelenvollen Zügen
und ihren ſtets unterhaltenden und belehrenden Mittheilungen
aus dem reichen Schatze eines langen Lebens auch hier die

Ueberzeugung , daß hervorragende Söhne nicht ſelten ihr beſſeres
Erbtheil der Mutter verdanken .

Sonſt war das Erbe der Nebenius ' ſchen Kinder eben

nicht bedeutend geweſen . Die frühern Verluſte jenſeits des

Rheins waren nicht leicht wieder gut zu machen . Dieſer Um⸗

ſtand blieb nicht ohne Einfluß auf den Studiengang und da⸗

mit auch auf den Lebenslauf des älteſten Sohnes . Die

Karlsruher Verwandten hatten ihn in ihr Haus aufgenommen ;
dort , am Gymnaſium der Reſidenz , erhielt er ſeine wiſſen⸗
ſchaftliche Vorbildung ( 1793 —4802 ) . Sein Jugend - und

Schulgenoſſe war hier Auguſt Boekh , der berühmte Philo⸗
loge , mit dem er auf der Schulbank um den erſten Platz
kämpfte und dieſen abwechſelnd mit ihm behauptete . Im ſpä⸗
tern Leben ſind beide ausgezeichnete Männer wie durch warme

Freundſchaft , ſo insbeſondere durch edle Liebe zu den klaſſi —
ſchen Studien enge verbunden geblieben , die der Eine als ihr
erſter Meiſter der Gegenwart in den weiteſten Kreiſen fördernd
vertritt , während der Andere bis in das höhere Alter in ihnen
zu einem Berufe voll Arbeit und Mühe Erholung und Stär⸗

kung der Seele geſucht und gefunden hat .
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Im Jahre 1802 bezog Nebenius die Univerſität Tü⸗

bingen . Ein an den Beſuch dieſer Hochſchule gebundenes
Familienſtipendium , das ihm dort ſein Fortkommen erleichterte ,

hatte dieſe Wahl entſchieden . Während der junge Student in

Tübingen die Jurisprudenz als ſeinen nächſten Beruf wählte ,
widmete er ſich zugleich mit großer Vorliebe den mathemati⸗
ſchen und naturwiſſenſchaftlichen Studien . Den hauptſächlichſten
Anſtoß hierzu gaben die anregenden Vorträge des trefflichen
Kielmayer , deſſen denkende Auffaſſung des Naturſtudiums
bekanntlich auf die Entwickelung mehr als eines jungen Ta⸗

lentes , das ſpäter in der gelehrten Welt eine hervorragende
Stellung einnahm — wir wollen nur Cuvier nennen —

Einfluß geübt hat . Daß Nebenius ſpäter gerade durch
eine tiefere Einſicht in den organiſchen Zuſammenhang aller

Theile des ſtaatlichen Lebens ſich auszeichnete , daß er deren
innere Wechſelwirkung in concreten Fällen mit der Sicherheit
des Fachmannes nachwies , überhaupt daß dieſer Staatsmann ,
neben dem engern Gebiete des Jnriſten , zugleich als Admi⸗

niſtrator , als Finanzmann und Nationalökonom Vorzügliches
zu leiſten befähigt war : zu dieſer univerſellen , von kundigen
und unbefangenen Specialitäten oft bewunderten Virtuoſität
ſeines Geiſtes hat er wohl unſtreitig durch jenen ſeinen Stu⸗

diengang die erſte und feſte Grundlage gelegt . Er ſelbſt hat
Zeitlebens gerade gegen Kielmayer vor allen ſeinen Lehrern
die dankbarſte Pietät bewahrt . Bei Kielmayer , bemerkte

er oft ſcherzend , habe er die Pandecten ſtudirt — d. i. ver⸗

ſtehen lernen .

Nach vollendeten Univerſitätsſtudien ( 1805 ) widmete ſich
Nebenius anfangs der Advocatur an dem Hofgerichte zu
Raſtatt . Dort verwendete er die den Geſchäften des Berufs
erübrigte Zeit mit allem Eifer zur Erweiterung und Vervoll⸗

ſtändigung ſeiner Kenntniſſe . Insbeſondere ſuchte er ſich mit
den Zuſtänden Englands , deſſen Verfaſſung und ſtaats⸗ und

vollswirthſchaftlichen Verhältniſſen näher bekannt zu machen .



Eine Frucht dieſer Studien war ſeine erſte , einige Jahre 6
ſpäter im Druck erſchienene literariſche Arbeit : „Betrachtungen 6
über den Zuſtand Großbritaniens in ſtaatswirthſchaftlicher 5 N
Hinſicht ( 1818 ) . “ 4

Solche in einſamer Stube getriebenen Studien ließen

ſeinen ſcharfen Verſtand bald die Lücke erkennen , die ſeinem

bisherigen Bildungsgang anklebte , und die nicht ſowohl am

Studirtiſche , als weit eher durch Erfahrung und Anſchauung
des Lebens ſelbſt auszufüllen ſei . Gerne hätte er jetzt Eng⸗
land beſucht . Doch hierzu fehlte es an Mitteln und an den

dort vor Allem nöthigen Verbindungen .

Doch eröffnete ſich ihm während des Raſtatter Aufent⸗

halts nach einer andern Seite hin eine willkommene Ausſicht .
Er war durch einen Einwohnern ) des Orts mit dem ehema⸗

ligen Geſandten der franzöſiſchen Republik auf dem Raſtatter ſhn
Congreſſe , Jean Debry , der dem bekannten ſchmachvollen 665
Mord ( 28. Apr . 1799 ) glücklicher als ſeine beiden Collegen 5*
entgangen war , in Berührung gekommen . Jean Debry

6

war damals Präfect von Beſançon , und galt als einer der

tüchtigſten Adminiſtratoren des erſten Kaiſerreichs . An dieſen

nun wandte ſich Nebenius mit der Bitte , als Volonteur

im Präfecturrath arbeiten zu dürfen . Jean Debry entſprach

dem Wunſche , und nahm ſich des jungen Deutſchen , deſſen

vorzügliche Begabung er bald erkannte , mit jener zwangloſen

Offenheit und gewinnenden Artigkeit an , die zu den edlen

Zügen ſeiner Landsleute gehören .

Schon nach wenigen Monaten ſeines Aufenthalts in Be⸗

38
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ſançgon ſah ſich Nebenius mit vollſtem Vertrauen behandelt ; fu
man übertrug ihm ſelbſtſtändige , oft ſehr ſchwierige Arbeiten , U

Wnt

) Nebenius wohnte bei einem Schuhmacher des Orts , der Jean dl

Debry zu ſeiner Rettung behülflich geweſen war . Dankbar nit

ſandte dieſer von Zeit zu Zeit eine Geldunterſtützung , wobei qufe
Nebenius für den des Franzöſiſchen unkundigen Schuſter die

Correſpondenz führte .



nach und nach in allen Zweigen der Adminiſtration . Der

Präfect ſelbſt ließ ſich die von Nebenius verfaßten Concepte
vorlegen , nicht ſo faſt , um in deren Faſſung und Inhalt ,
worüber er ſich in der Regel gerne und anerkennend ausſprach ,
wohl aber um in Styl und Wendung , die noch allzuſehr die

Nationalität ihres Schreibers verriethen , nachzuhelfen . Erſt als
Nebenius den Muth hatte , den von ſeinem Mentor er⸗

theilten Rath zu befolgen , die Concepte nämlich nicht vorerſt
deutſch , ſondern ſofort franzöſiſch niederzuſchreiben , d. i. fran⸗

zöſiſch zu denken und zu concipiren , gelang es ihm allmälig ,
der Feinheit und Klarheit des franzöſiſchen Styls näher zu
kommen .

Auch in Paris war man auf den talentvollen jungen Deut⸗

ſchen aufmerkſam geworden , und machte ihm Anerbietungen , in

franzöſiſchen Staatsdienſt zu treten , was er jedoch ablehnte . Ohne
Zweifel würde Nebenius auf einem ſo weiten Schauplatz
öffentlicher Thätigkeit , wie Frankreich ihn bietet , eine glän⸗
zende Laufbahn gemacht haben , hätte nicht glücklicherweiſe
das Herz des Mannes , das ganz und gar deutſch fühlte und

dachte , deſſen Blick für eine ſolche Perſpective verſchloſſen .
Nach anderthalbjährigem Aufenthalt verließ Nebenius

Beſangon , um in der franzöſiſchen Hauptſtadt ſelbſt ſeine
Studien über die öffentlichen Zuſtände des Landes fortzuſetzen .
Die genaue , durch eigene Anſchauung erlangte und darum

vorurtheilsfreie Kenntniß derſelben , insbeſondere des geſammten
franzöſiſchen Finanz⸗ , Steuer⸗ und Verwaltungsweſens , iſt auf
ſeine ſpätere öffentliche Wirkſamkeit nicht ohne vielfachen Ein⸗

fluß geblieben . Sein Blick hatte ſich erweitert ; der Juriſt
war ein erfahrener Adminiſtrator und Finanzmann , und ein
denkender Nationalökonom geworden . Ohne Zweifel hat die
mit Recht bewunderte Vielſeitigkeit ſeines Talentes durch den

Aufenthalt in Frankreich reiche Nahrung gefunden , und er

ſelbſt zugleich jenen ſichern Takt erlangt , welchen auch der

tüchtigſte Kopf nur aus Praxis und Erfahrung gewinnen kann .
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Im Jahr 1810 war Nebenius in ſein Heimathland

zurückgekehrt , und wurde ſofort zum Rathe bei der damaligen

Kreisregierung in Durlach ernannt . Zugleich begründete er

jetzt ſein häusliches Lebensglück , indem er in Karlsruhe die

Gefährtin ( Friederike Sommerſchuh ) kennen lernte , die

ihm ſeitdem in allen Wechſeln ſeines Geſchickes mit klarem

Verſtändniß ſeines Weſens und mit willenskräftiger Hingebung

zur Seite ſtand , durch den ſtillen Segen eines ungetrübten

Familienlebens ſeine Tage bis an ihr Ende erheiternd .

Zueites Kapitel .

Eintritt in das öffentliche Leben . — Wickſamkeit auf

dem Gebiete des Finanzweſens .

Nebenius betrat ſeine öffentliche Laufbahn zu einer

Zeit , wo es galt , das neugebildete Großherzogthum Baden ,

in deſſen alten und neuerworbenen Landestheilen noch die

größten Unterſchiede in Geſetzgebung , Verwaltung , Steuerweſen

u. ſ. w. beſtanden , zu einem einigen Ganzen , zu einem wohl⸗

organiſirten Staatsweſen umzuſchaffen . Niemand hat um

dieſe innere Umbildung Badens ſich ſo vielfache und blei⸗

bende Verdienſte erworben , wie Nebenius . Denn wenn

Andere in ſpeciellen Zweigen ſich tüchtig erwieſen , ſo iſt es

charakteriſtiſch für Nebenius , daß man ſeine organiſirende
Thätigkeit nach den verſchiedenartigſten Richtungen hin in

Anſpruch nahm , und ihn überall dort thätig findet , wo es

galt , Neues zu ſchaffen . Daher kam es , daß Nebenius ,
in

während man ihn an einer Stelle mit Arbeiten überhäufte , ord

nebenbei zur Löſung der ſchwierigſten Aufgaben praktiſch⸗ 110
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ſtaatsmänniſcher Einſicht berufen wurde , wie ferne dieſe auch
ſeiner nächſten dienſtlichen Stellung liegen mochten .

Schon im Jahr 1811 war Nebenius in die Central⸗
regierung gezogen worden , und zwar als Mitglied des Finanz⸗
miniſteriums . Denn gerade auf dem Gebiete der Fianzver⸗
waltung waren in jenen Tagen die umfaſſendſten Reformen
nothwendig , wenn den immer ſteigenden Bedürfniſſen des
Staates Genüge geſchehen ſollte ; hiezu vor Allem bedurfte man
eines Mannes , von deſſen gründlichen Kenntniſſen und Erfah⸗
rungen man eine erſprießliche Wirkſamkeit erwarten durfte .

Von der Jurisprudenz zu den Finanzen übergegangen ,
wußte ſich Nebenius auf dem breiten Felde dieſes Faches
bald vollkommen einheimiſch . Mit ſeinem Collegen , dem nach⸗
herigen langjährigen Finanzminiſter Boek h, dem ältern Bruder
des Philologen , hat Nebenius all ' die ſchwierigen Arbeiten
geſchaffen , welche dem in Baden damals herrſchenden Chaos
auf dieſem Gebiete ein Ende machten , und die allmälige
Schaffung eines gleichförmigen Finanzſyſtems im Großher⸗
zogthum , und überhaupt die gegenwärtige muſtergiltige Or⸗
ganiſation des badiſchen Finanzweſens zur Folge hatten .
Beide Männer ergänzten ſich auf dieſem Gebiete in glücklich⸗
ter Weiſe : Nebenius mit ſeinem ſchöpferiſchen Organi⸗
ationstalente , das auf Selbſtbeobachtung und genaue Kenntniß

s in mehreren Zweigen vortrefflichen franzöſiſchen Steuer⸗
und Rechnungsweſens ſich ſtützen konnte ; Boekh , ein eminentes
praktiſches Talent , verſtand die Ideen ſeines Collegen beſtens
zu verwerthen , indem er faſt mit der Sicherheit des Inſtinkts
das , was das Leben forderte , oder die veränderten Verhältniſſe
zuließen , jeweils zu ergreifen und entgegenſtehende Hinderniſſe
mit eiſerner Energie zu überwinden wußte .

Im Großherzogthum fand während der erſten Periode
in den verſchiedenen Landestheilen , aus denen es gebildet
worden war , die größte Mannichfaltigkeit und Verſchiedenartig⸗
keit der öffentlichen Abgaben nach Gattung , Anlage und Höhe



derſelben ſtatt . Es war ein Grundſatz der alten Finanzpolitik ,

im Steuerweſen möglichſt ſtationär zu ſein und an überlie⸗

ferten Zuſtänden , an welche die Abgabepflichtigen von lange

her gewöhnt waren , feſtzuhalten , ſchon deshalb , um beim Volke

den vertragsmäßigen Charakter der Steuern , wie er zur Zeit

des alten Ständeweſens dem Landesfürſten gegenüber beſtand ,

nicht in Erinnerung zu bringen . Dieſer Grundſatz blieb auch

für die ganze Regierungszeit Karl Friedrich ' s maßgebend .

Darum wurden die eigenthümlichen Einrichtungen und höchſt

verſchiedenartigen Zuſtände des Steuer⸗ und Abgabeweſens ,

wie ſie in den zahlreichen Territorien während ihrer frühern

Selbſtſtändigkeit beſtanden hatten , auch unter badiſcher Hoheit

im Weſentlichen erhalten . Den wachſenden Bedürfniſſen des

Staates ſuchte man theilweiſe durch vorübergehende allgemeine

Auflagen , wie namentlich durch eine Einkommenſteuer , haupt⸗

ſächlich aber durch Credit - Operationen und durch erhöhten

Zuzug des Grundſtockvermögens , durch Domänen⸗Erlös u. ſ. w.

zu Hilfe zu kommen .

Indeſſen ſtellte ſich das Bedürfniß einer den Grund⸗

ſätzen der Gerechtigkeit entſprechenden , verhältnißmäßig gleichen

Vertheilung der zur Deckung des Staatsaufwandes erforder⸗

lichen Abgaben und einer gleichförmigen einfachern Verwaltung
desſelben immer unausweichlicher heraus . Schon im Jahre

1810 hatte man beſchloſſen , dieſes Bedürfniß durch Einfüh⸗

rung eines allgemeinen Steuerſyſtems zu befriedigen . Doch

erſt mit dem Jahre 1812 kam man von den Verſuchen zu

einem wirklichen Vollzug . Die beiden befreundeten Männer ,

welche dieſe rieſige Aufgabe in verhältnißmäßig kurzer Zeit

( 1812 — 1815 ) lösten und in allen Hauptſachen zur Aus⸗

führung vorbereiteten , haben ſchon hierdurch um den badiſchen

Staat die bleibendſten und ehrenvollſten Verdienſte ſich er⸗

worben .

Im Gebiete des directen Steuerweſens mußte
vor Allem ein neuer , für das ganze Land geltender Steuer⸗
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ka taſter geſchaffen werden . Dieſe damals bei dem Mangel
zuverläſſiger Vorarbeiten und Erhebungen höchſt mühevollen
und weitläufigen Steueräquations - Arbeiten , Auf⸗
ſtellung eines für alle Landestheile giltigen Grund⸗ , Gefäll⸗
und Häuſerſteuer⸗Kataſters , beſorgten beide Freunde mit ver⸗
einten Kräften , ſo daß ſchon 1816 das ganze Land einer feſten
Steuerordnung ſich erfreute . Zur Anerkennung ihrer
verdienſtlichen Arbeiten erhielten Beide von ihrem Fürſten das

Ritterkreuz des Zähringer Löwen⸗Ordens .

Die ſchwierige Neugeſtaltung des indirecten Steuer⸗

weſens lag Nebenius allein ob. Die hierher gehörigen
vielgeſtaltigen Arbeiten , Verordnungen , Reglements , Inſtruc⸗
tionen u. ſ. w. zum Vollzuge der neuen indirecten Steuer⸗

geſetze gehören ausſchließlich ihm an . Seit 1812 folgten
ſchnell nacheinander die allgemeine Zollordnung , das Ohm⸗

geldgeſetz und die Accisordnung , welche neben dem bereits

früher im ganzen Lande eingeführten Salzmonopole die Haupt⸗
beſtandtheile des indirecten Steuerſyſtems bildeten .

Die ſe Maßregeln waren mit der Aufhebung des bunten

Gemiſches der in den einzelnen Landestheilen beſtandenen ſo⸗
genannten indirecten Abgaben verbunden . An die Stelle der
bis dahin ſelbſt im Innern des Landes vorhandenen zahl⸗
reichen Zollſtationen , welche das Gedächtniß der frühern terri⸗
torialen Zerriſſenheit bewahrten und den Verkehr des einen

Landestheils mit dem andern beläſtigten , trat nun ein gemein⸗
ſames Grenzzollſyſtem und die Erhebung von gleichfömigen
Einfuhr⸗ , Durchgangs⸗ und Ausgangs⸗Zöllen . Baden iſt mit
dem letztern wohlthätigen Schritte andern deutſchen Staaten ,
die in derſelben Lage waren , vorausgegangen ; ſelbſt Preußen
hat ſich erſt einige Jahre ſpäter ( im J . 1818 ) zu einem

gleichen Verfahren verſtehen können .

Die von Nebenius entworfenen Comptabilitäts⸗
formen , von ihm zuerſt bei der indirecten Steuerverwaltung
in Vorſchlag gebracht und eingeführt , bilden den erſten Anfang

3
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und die weſentliche Grundlage der glücklichen Reform , welche

das geſammte badiſche Rechnungsweſen erfahren hat ,

das von bewährten Fachmännern für muſterhaft gehalten und

bald auch anderwärts nachgeahmt wurde .

Das im Jahre 1812 begründete Steuerſyſtem erhielt

im Großherzogthum , mit wenigen im Laufe der Zeit einge⸗

tretenen Modificationen , dauernden Beſtand , und beſteht noch

heute in ſeinen weſentlichen Grundzügen und principiellen

Grundlagen .

Die Begründung eines allgemeinen Abgabenſyſtems im

Großherzogthum , wodurch eine gleiche Vertheilung der Staats⸗

laſten auf alle Landestheile und ihre Angehörigen erzielt

wurde , erſchien nicht nur als eine unvermeidliche Forderung

ausgleichender Gerechtigkeit , ſondern war auch im Intereſſe
der volkswirthſchaftlichen und ſocialen Entwickelung des Landes

dringend geboten . Indeſſen dauerte es doch einige Zeit , bis

eine Reform , welche der Natur der Sache nach ſo tief in

längſt gewohnte Zuſtände und in die Intereſſen und herge⸗

brachten Bezüge von Corporationen und Privaten , von Städten

und Adel , eingriff , mit der öffentlichen Stimmung ſich aus⸗

geſöhnt hatte . Selbſt im Kreiſe des Beamtenthums hatten

die Reformanträge der beiden Freunde mit Hinderniſſen aller

Art zu kämpfen , bis ſie nach Oben durchdringen konnten .

Dies war namentlich auch hinſichtlich der von Nebenius

zur Verbeſſerung der Adminiſtration der Domänen

in Vorſchlag gebrachten Reformen der Fall . Denn in ver⸗

faſſungsloſen Staaten liebt es das Beamtenthum , jene gleich⸗
ſam wie ſeinen Privatbeſitz anzuſehen und zu behandeln . Eine

der niedrigſten Eigenſchaften der menſchlichen Natur , der Neid ,

der im öffentlichen Leben , zumal in bureaukratiſchen Kreiſen ,
eine große Rolle zu ſpielen pflegt , wußte gerade hier den

Vorſchlägen des reformatoriſchen Finanzmannes allerlei Schwie⸗
rigkeiten entgegenzuſetzen , und ſelbſt nach Oben Bedenken zu
erregen .



Da ging durch öffentliche Blätter die Kunde , daß im
Herzogthum Naſſau das Steuerweſen , die Organiſation der
Domänen⸗Verwaltung u. a. neu geordnet , und in ihren Wir⸗
kungen vortrefflich ſich erweiſe . Jetzt wurde in Karlsruhe
beſchloſſen , einen kundigen Beamten nach Wiesbaden zu ſchicken,
um die dortigen neuen finanziellen Einrichtungen zu ſtudiren
und kennen zu lernen . Zu dieſer Sendung hatte man den
Finanzrath Nebenius als die geeignetſte Perſönlichkeit aus⸗
erſehen . Als dieſer nach Wiesbaden kam und ſich dem da⸗
maligen naſſauiſchen Miniſter v. Marſchall vorſtellen
ließ , um ihn mit dem Zwecke ſeiner Miſſion bekannt zu machen ,
zeigte ſich jener über einen ſolchen Schritt der badiſchen Re⸗
gierung nicht wenig erſtaunt . Er erklärte dem badiſchen Ab⸗
geſandten mit voller Offenheit , daß er durch ſeinen Bruder ( dem
damaligen badiſchen Miniſter v. Marſchall ) Abſchriften von
den auf die Verwaltung des Steuerweſens , der Domänen
u. ſ. w. bezüglichen Arbeiten eines Mitgliedes des badiſchen
Finanzminiſteriums erhalten habe ; ſo viel er wiſſe , fügte der
Miniſter lächelnd hinzu , heiße der Verfaſſer Nebenius .
Nach jenen Muſt ern hätte man in Naſſau die neuen Ein⸗
richtungen getroffen , das Finanzweſen reorganiſirt und befinde
ſich wohl dabei . —

Nebenius überzeugte ſich in Wiesbaden von der Richtigkeit
dieſer Angaben , und erhielt nun bald die Genugthuung , ſeine
Schöpfungen auf dem Gebiete der Finanzen — nach dieſem
Umweg über Naſſau — auch in ſeinem Heimathland Baden
unverkümmert ein⸗ und durchgeführt zu ſehen . Das deutſche
Bewunderungsfieber alles Fremden , in deſſen Paroxysmus wir
den Dingen — oft auch den Menſchen —blos deshalb einen
höhern Werth beilegen , weil ſie von Außen kommen , iſt in
dem ſchönen Badener Land in frühern und neuern Tagen ſchon
öfter mit beſonderer Heftigkeit aufgetreten .

Neben ſeinen Arbeiten in der Finanzverwaltung wurde
Nebenius ſchon frühe , ehe ſeine äußere dienſtliche Stellung
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es mit ſich brachte , zu den wichtigſten Staatsgeſchäften außer⸗

ordentlicher Weiſe beigezogen , Wiederholt betraute man ihn

mit Miſſionen , auch diplomatiſcher Art , in die Schweiz , nach

Stuttgart , Darmſtadt u. a. , da man bei dem bereits auch

auswärts anerkannten Werthe des Mannes von vornherein

einen günſtigen Einfluß auf die ihm übertragenen Unterhand⸗

lungen erwarten mochte.

Drittes Kapitel .

Zur Entſtehungsgeſchichte der badiſchen Verfaſſung .

Artheile über dieſelbe .

Weit am ehrenvollſten und zugleich in ihren Folgen am

bedeutſamſten war die Stellung , welche dem Finanzrath

Nebenius im Jahre 1818 als Referent in Verfaſſungsſachen

ſeines Landes zu Theil wurde .
Wir haben es als ein glückliches Zuſammentreffen meh⸗

rerer Umſtände auzuſehen , daß in dem Großherzogthum Baden

früher als faſt überall in Deutſchland die öffentlichen Zuſtände

durch ein den Fürſten und das Volk bindendes Grundgeſetz

geordnet und ſicher geſtellt wurden , und daß dieſes Staats⸗

grundgeſetz entſchieden als das vorzüglichſte und freiſinnigſte

in ganz Deutſchland gelten darf . Jenes war zunächſt die

Folge der eigenthümlichen Lage , in der das badiſche Land

gleich nach dem Wiener Congreß ſich befand ; dieſes iſt zum

guten Theil der Ausdruck der eigenthümlichen Perſönlichkeit

deſſen , der mit der Abfaſſung des Grundgeſetzes von ſeinem

Fürſten betraut worden war . Der Beleg hierfür liegt in der

Entſtehungsgeſchichte der badiſchen Verfaſſung ſelbſt .

Die Verleihung einer Verfaſſung erſchien in dem durch

anſehnlichen Länderzuwachs neugeſtalteten Staate , deſſen Inte⸗



grität durch ungerechte Anſprüche von Außen eine Zeit lang

bedroht war , als eine Forderung politiſcher Nothwendigkeit .

Das Vertrauen des eigenen Volkes mußte gekräftigt und die

Anhänglichkeit der alten Stammlande auch auf die neuerwor⸗

benen Theile übertragen und dort belebt werden ?).

Dazu kamen die inneren Zuſtände des Landes und eine

immer ſtärker hervortretende Verſtimmung der verſchiedenen

Klaſſen ſeiner Bewohner . Es lag in der Natur der Sache ,

daß je verſchiedenartiger die in den einzelnen Landestheilen

von der Vergangenheit überlieferten Verhältniſſe waren , Alles ,

was in der Geſetzgebung und Verwaltung zur Herbeiführung

und Begründung größerer innerer Einheit verſucht wurde ,

keineswegs als die Folge einer natürlichen Entwickelung des

Beſtehenden , ſondern als etwas ganz Neues oder auch rein

Willkürliches erſchien , das , weil hergebrachte Gewohnheiten ,

Rechte und Intereſſen ſtörend , nur mit den Gefühlen des Un⸗

behagens und der Mißbilligung hingenommen werde .

Hauptſächlich waren es die zur allmäligen Herſtellung

gleichförmiger geſetzlicher Zuſtände im Land für nothwendig

erachteten , auch mit möglichſt ſchonender Rückſicht zum Vollzug
gebrachten Maßregeln der großherzoglichen Regierung , welche

ſich auf die ſtandes⸗ und grundherrlichen Verhältniſſe bezogen ,
ſodann die unumgänglich gebotene Einführung eines gleich⸗

Eut förmigen Finanz⸗ und Abgabenſyſtems , welche eine gewiſſe
nigt Gährung der Gemüther in Baden erregten und bis zur Ver⸗

kündung der Verfaſſung ( im Jahre 1818 ) wach erhielten .

Schon auf dem Wiener Congreß hatten die Wortführer

der ehemaligen Reichsunmittelbaren laut ihre Beſchwerden

gegen den Abſolutismus der ehevorigen Rheinbundesfürſten

erhoben , und über willkürliche Verletzung der Bedingungen

Ueber das perſönliche Motiv des Großherzogs Karl , durch Er⸗

theilung einer Verfaſſung die Integrität des Landes gegen die

Anſprüche Bayerns zu wahren , ſiehe , was wir hierüber in der

Biographie Weſſenberg ' s beigebracht haben .



ihrer Unterwerfung geklagt . Konnten auch ihre weitgehenden

Wünſche , von allen Folgen der im Jahre 1806 geſchehenen

Mediatiſirung befreit zu werden , keine Beachtung finden , ſo

haben doch ihre eifrigen Bemühungen für Gründung feſter

Rechtszuſtände dazu beigetragen , daß in die Bundesacte Be⸗

ſtimmungen aufgenommen wurden , welche den Bundesſtaaten
die Einführung ſtändiſcher Verfaſſungen auferlegten und den

ehemaligen Reichsunmittelbaren einen weſentlichen Antheil an

der Standſchaft zuſicherten . Seitdem zählten jene in ihrer
Mehrzahl zu den eifrigen Agitatoren für die ſofortige Ver⸗

wirklichung des Artikel XIII . der Bundesacte .

Wie die Bevorrechteten durch ihre Sonderintereſſen , ſo

wurden alle übrigen Klaſſen der Staatsangehörigen durch den

Gang der neuen Finanzeinrichtungen für die Idee ſtändiſcher
Einrichtungen , ganz abgeſehen von der politiſchen Seite der

Sache , in Bewegung geſetzt . In allen Kreiſen des ſteuerzah⸗
lenden Volkes wurde die Frage über Berechtigung der Regie⸗

rung , neue Steuern und Laſten ohne Vertretung des Landes

aufzuerlegen und ohne Weiteres über den Beutel der Bürger
zu verfügen , auf ' s lebhafteſte discutirt . Der Druck der neuen

Steuern war um ſo fühlbarer geworden , als in den Jahren
1813 —15 die Bedürfniſſe der Militärverwaltung ſich geſteigert
und außerordentliche Opfer verlangt hatten . Kriegspräſtationen
und ungewöhnliche Ausgaben oder auch Verſchwendungen aller

Art , namentlich auch zu ſogen . diplomatiſchen Zwecken , hatten
bereits vor Eintritt der Hungerjahre 1816 —47 den Wohl⸗

ſtand des Landes verkümmert und tief herunter gebracht .
In ſolcher Weiſe ſtanden die innern und äußern Zuſtände

des Landes in einem innigen Zuſammenhang mit dem Erwachen
des öffentlichen Geiſtes für durchgreifende politiſche Reformen .
Alle Urtheilsfähigen , die es mit Fürſt und Land redlich
meinten , erblickten nur in der Begründung feſter öffentlicher
Rechtszuſtände , durch Einführung einer dem Geiſte der Zeit
entſprechenden ſtändiſchen Verfaſſung , das einzige Mittel , um



die Integrität des Landes nach Außen , und ſeine Wohlfahrt

im Innern für die Zukunft ſicher zu ſtellen .
Auch die Regierung hatte die Lage der Dinge nicht

verkannt . Am allerwenigſten war dies von Seiten des Groß⸗

herzogs Karl ſelbſt der Fall , der gerade nach dieſer Richtung

hin, nämlich bei dem Zuſtandekommen des Verfaſſungswerkes ,

einen von hergebrachten Vorurtheilen freien Sinn bewährte ? ) .

DasBedürfniß einer zeitgemäßen Verfaſſungsreform war vom

Großherzog auf dem Wiener Congreß offen ausgeſprochen worden .

Der Wille des Fürſten , die im Artikel XIII . der Bundesacte

übernommene Verpflichtung zu erfüllen , ſtand daher außer

Frage .

Jener vielberufene Artikel ſtellte übrigens in ſeiner großen

Unbeſtimmtheit eine Aufgabe , deren Löſung dem politiſchen

Ermeſſen , aber auch wie gewöhnlich der Befangenheit und

Intrigue einen weiten Spielraum ließ .

Seit dem Wiener Congreſſe hatten in Baden von Zeit

zu Zeit Verhandlungen und Berathungen über eine dem Lande

zu gewährende Verfaſſung ſtattgefunden , ohne jedoch zu be⸗

ſtimmten Reſultaten zu führen . Nur über die Frage , ob

das Staatsgrundgeſetz von dem Souverän aus eigener Macht⸗

vollkommenheit zu ertheilen , oder mit Abgeordneten der ver⸗

ſchiedenen Landestheileund Stände zu vereinbaren ſei , war man

) Es iſt ungerechtfertigt , den Großherzog Karl wegen Verzögerung

des Verfaſſungswerkes anzuklagen , wie dies öfter geſchieht .

Das gerade Gegentheil bezeugen die thatſächlichen Verhältniſſe

und Männer , die als Mithandelnde hierüber ein gegründetes

Urtheil haben .
Nebenius hat von Großherzog Karl gerade in dieſer

Richtung ſtets mit wahrer Verehrung geſprochen , indem er öfter
erklärte , es ſei hauptſächlich nur durch die perſönliche Theilnahme

und die geiſtige Unbefangenheit dieſes Fürſten möglich geweſen ,

dem Lande ſo frühe und gerade eine ſolche Verfaſſung zu ver⸗

ſchaffen , wie es ſie wirklich beſitzt .
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von Anfang an nicht in Zweifel . Zu einer Octroirung auch
des Verfaſſungsgeſetzes hielt man ſich formell für berechtigt ,
weil nach dem beſtehenden öffentlichen Rechte die ganze ge⸗
ſetzgebende Gewalt unbeſchränkt in den Händen des Großher⸗
zogs ruhte . Vom politiſchen Geſichtspunkte aus erſchien es

wenig rathſam , den Weg der Vereinbarung zu betreten , wie

namentlich die Wortführer der ehemaligen Reichsunmittelbaren
beanſpruchten ; denn ein ſolcher Weg mußte vorausſichtlich
bei den unvermeidlichen Colliſionen der Intereſſen und An⸗

ſprüche der privilegirten Stände mit den berechtigten Erwar⸗

tungen der großen Klaſſe der übrigen Staatsbürger zu endloſen ,
und zuletzt doch unfruchtbaren Verhandlungen führen .

Die Formfrage der Octroirung oder Vereinbarung war
im Schooße der Regierung zwar angeregt , aber aus ange⸗
führten Gründen bald bei Seite gelaſſen worden . Im Uebrigen
ſchleppten ſich die Verhandlungen hin , ohne zu irgend einem
Reſultat zu führen .

Denn es gab am Hofe zu Karlsruhe auch Leute von
Einfluß , welche dem Zuſtandekommen einer Verfaſſung insge⸗
heim entgegenwirkten , ſei es auch nur dadurch , daß ſie durch
die verſchiedenartigſten Vorſchläge und Projecte die Sache zu
verzögern ſuchten . Es waren dies Solche , deren es an allen
Fürſtenhöfen gibt , welche die Gewalt des Fürſten wohl durch
ihre höchſteigene Perſon und die Intereſſen ihrer Familien ,
nicht aber durch die des Volkes und Landes beſchränkt wiſſen
wollen .

Indeſſen drängten die Umſtände mehr und mehr zu einem
entſcheidenden Schritte . Großherzog Karl ſelbſt ſchien der
Verſchleppung müde , und entſchloß ſich endlich , die Sache
gleichſam ſelbſt in die Hand zu nehmen , zumal , als Rathſchläge
des Baden innigſt befreundeten ruſſiſchen Kaiſers Alexan⸗
der , des eifrigen Fürſprechers für conſtitutionelle Staats⸗
einrichtungen , die Beſchleunigung des Verfaſſungswerkes mit
Hindeutung auf die Territorialfrage empfahlen .
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In ſolcher Lage hatte der Großhe rzog einem ſeiner
Staatsräthe ( v. Sensburg ) , der die perſönliche Gunſt des

Fürſten genoß , den Auftrag ertheilt , in kürzeſter Friſt einen

Entwurf einer Verfaſſungsurkunde auszuarbeiten und ihm
vorzulegen . Dies geſchah ; aber die Arbeit erſchien nach
Inhalt und Form ſo mangelhaft (ſie hatte das alte Stände⸗

weſen zur Grundlage genommen ) , daß der Geoßherzog nicht
weiter darauf eingehen wollte .

Indeß hatte v. Sensburg zu gleicher Zeit ein weiteres

Manuſcript vorgelegt , welches „Vorſchläge zu einer Verfaſſung
für das Großherzogthum “ auf weſentlich andern Grundlagen
enthielt . Er hatte ſich dieſe Arbeit von Nebenius fertigen
laſſen , bezüglich der Autorſchaft aber dieſem ſeinem unterge⸗
ordneten Beamten ſtrenges Stillſchweigen auferlegt . Offenbar
wollte der kluge Miniſterialchef für zwei Fälle ſich ſichern ,
je nachdem eine mehr axiſtokratiſche oder liberale Richtung den

Sieg davon trüge . Der Großherzog äußerte ſich ſehr günſtig über

„die Vorſchläge “ , und belobte in Gegenwart eines ſeiner
Hofherren (v. Holzing der Aeltere ) , dem er damals ſein
beſonderes Vertrauen ſchenkte , den vermeintlichen Verfaſſer
der Vorſchläge , der übrigens in der Eile überſehen hatte ,
eine eigenhändige Abſchrift zu machen und dieſe vorzulegen .
v. Holzing , der das Manuſcript auf dem Schreibtiſch des

Großherzogs liegen ſah , erkannte die ihm wohl bekannte Hand⸗
ſchrift des Finanzraths Nebenius und machte ſeinen Fürſten
auf dieſen Umſtand aufmerkſam . Großherzog Karl war über

dieſe Entdeckung nicht wenig aufgebracht , da er damals die ganze

Verfaſſungsfrage durchaus geheim und gleichſam als eine per⸗
ſönliche betrieben wiſſen wollte . Uebrigens hatte der Vorfall zu⸗
nächſt nur die Folge “) , daß der Fürſt den wahren Verfaſſer der

In einem uns vorliegenden Schreiben des Staatsraths Sens⸗

burg an Nebeuius ausjener Zeit heißt es : „ Der Großherzog
hat mich geſtern Abend über die vorgelegten Entwürfe zu einer

landſtändiſchen Verfaſſung gefragt . Aus ſeinen Reden und Be⸗
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„Vorſchläge “ zu ſich beſchied , um ihn ſelbſt darüber und über

deren Begründung zu hören . „ In dieſen mir vergönnten

Privataudienzen “, erzählt Neben ius in ſeinen Aufzeichnungen,

„ gelang es mir , den Großherzog von der Nothwendigkeit und

Zweckmäßigkeit der vorgetragenen Grundzüge einer Verfaſſung

für das Land zu überzeugen , und zuletzt deſſen volle Billigung

zu erhalten . “

Jetzt erſt wurde wieder ein Comité von höhern Staats⸗
beamten berufen , das unter dem Vorſitz des Staatsminiſters

v. Reitzenſtein die Verfaſſungsarbeiten in geſchäftsmäßiger

Form zu Ende führen ſollte . Auf beſonderen Befehl des

Großherzogs war auch der Finanzrath Nebenius , deſſen

Name die urſprüngliche Liſte der vorgeſchlagenen Mitglieder

nicht enthielt , beigezogen worden .

Ueberhaupt zeigte der ſonſt oft bis zur Indolenz arbeits⸗

ſcheue Fürſt jetzt , da er bei ſeiner ſchon ſehr leidenden Ge⸗

ſundheit ein nahes Ende ſeiner Regierung vorausſehen mochte ,

gerade in Bezug auf die Verfaſſungsfrage eine ſeltene

Energie , und drängte auf möglichſte Beſchleunigung der Sache .

Als er im Sommer 1818 nach Baden , ſpäter nach Griesbach ,

zur Herſtellung ſeiner Geſundheit verreiste , verſammelte er

das Comite zu einer Sitzung um ſich im Schloſſe , um die

ſich kreuzenden Anſichten der Mitglieder ſelbſt anzuhören . Der

Fürſt ſchien von dem Gange der Berathungen wenig erbaut .

Man hatte einige Zeit hin und her geſprochen , ohne ſich über

beſtimmte Grundlagen der künftigen Verfaſſung verſtändigen

nehmen konnte ich abſtrahiren , daß ihm darüber Manches rap⸗

portirt worden ſei. Haben Sie ſich etwa gegen Herrn v. Mar⸗

ſchall oder gegen Herrn v. Holzing zu weit herausgelaſſen ?
Das wäre mir beſonders in dieſer Sache , die ohnehin mit Lei⸗

denſchaft betrieben zu werden beginnt , äußerſt uuangenehm . Ich
will aber von der Feierlichkeit Ihrer Verheißungen das Beſte

hoffen . Ihr Freund von Herzen Sensburg . “ Dieſer erfuhr

übrigens bald den Hergang der Entdeckung und ſeine eigene
Schuld dabei .

An



zu können . Bureautratiſche und ſelbſt feudaliſtiſche Anſchau⸗
ungen kämpften mit freiern und verſtändigern Auffaſſungen
des ſtaatlichen Lebens . Nur für den Grundſatz , daß die neue

Verfaſſung auf das Zweikammerſyſtem gegründet werden

ſolle , hatte man ſich einſtimmig entſchieden . Jetzt erhob ſich
der Großherzog , der , bisher aufmerkſam , ohne ein Wort zu
ſprechen , den Verhandlungen gefolgt war , plötzlich , und wen⸗
dete ſich im Fortgehen nochmals gegen den Kreis der Mit⸗

glieder mit den ſtark betonten Worten : „ Ich ernenne den

Herrn Nebenius zum Referenten , und beauftrage
ihn , einen Entwurf auszuarbeiten , der als

Grundlage für die weiteren Berathungen des

Comité ' s dienen ſoll . Ich wünſche , daß mir in

Bälde über die Ergebniſſe Vorlage gemacht
werde . “

Dies Wort des Fürſten war für die Sache ſelbſt , für Rich⸗
tung und Werth der künftigen Verfaſſung , entſcheidend . Die Wahl
des Referenten zur Löſung eines Problems , das zu den ſchwie⸗
rigſten und wichtigſten des öffentlichen Rechts gehört , durch
den Träger der Krone ſelbſt , mußte von vornenherein als eine

Billigung der von jenem vertretenen Grundſätze erſcheinen ,
und jeden hartnäckigen Widerſpruch entgegenſtehender Anſichten

brechen .
Nebenius hatte ſich ſeit Jahren neben ſeinen finan⸗

ziellen Arbeiten angelegentlich mit ſtaatsrechtlichen Studien

beſchäftigt . Als ſeit 1816 in Baden die Verfaſſungsfrage
immer ernſter ihre Löſung forderte , machte er ſich daran , Ent⸗

würfe einer Verfaſſung und Wahlordnung als Pri⸗

vatſtudien zu fertigen , wie er ſich die Sache für ſein Heimath⸗
laud , nach ſeiner genauen Kenntniß der Zuſtände deſſelben ,
für paſſend und zweckmäßig erachtete . Dadurch war er in

Stand geſetzt , dem Wunſche ſeines Fürſten ſofort zu entſprechen ,
und einen vollſtändigen Entwurf der Verfaſſung ſammt
der damit enge verbundenen Wahlordnung , in allen De⸗
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tails ausgearbeitet , dem Comité zur Schlußberathung in Bälde

vorzulegen .
So ſehr wurde nun bei der zunehmenden Erkrankung

des Großherzogs auch von Seite des leitenden Staatsminiſters

v. Reitzenſtein auf Beſchleunigung der ernſten Angelegen⸗

heit gedrungen , daß Nebenius von einer ſchriftlichen Mo —

tivirung ſeiner Anträge , wozu er ſich einige Zeit erbat ,

Umgang nehmen mußte . Er ſollte dies mündlich thun .

Nebenius ſagt hierüber in ſeinen Aufzeichnungen

Folgendes .
„ Die Entwürfe der Verfaſſungs⸗Urkunde und

einer Wahlordnung , die ich ohne Verzug dem Comité

vorlegte , und für deren Abfaſſung nur die vom Großherzog

in der mir früher vergönnten Privataudienz gebilligten Grund⸗

züge mir maßgebend waren , erhielten den Beifall des Comité ' s .

Ich begleitete ihre Vorlage mit einem mündlichen Vortrage ,

in welchem ich die Gründe für die einzelnen Beſtimmungen
in ihrem ganzen Zuſammenhange entwickelte , und überall auf

abweichende Beſtimmungen , welche anderwärts beſtanden , oder

noch beſtehende landſtändiſche Verfaſſungen , oder vorliegende
und in Berathung ſtehende Entwürfe darboten , ſowie auf die

bei ſolchen Vergleichungen in Betracht kommende Verſchieden⸗

heit der ſtaatlichen , volkswirthſchaftlichen und ſocialen Verhält⸗

niſſe hinwies . Man erkannte an , daß der Entwurf , den ich
vorlegte , keine Beſtimmungen enthielt , welche die monarchiſchen
Grundprincipien verletzten , oder welche ihrem Inhalte nach

zur Aufnahme in ein Verfaſſungsgeſetz als ungeeignet oder

vermöge der den Zuſtänden des Landes zu tragenden Rückſichten
als ſchlechthin unzuläſſig zu betrachten wären . Man billigte ,
daß der Entwurf der Verfaſſungsurkunde , außer den nöthigen

Beſtimmungen über die Zuſammenſetzung und die Wirkſamkeit
der Stände , im Grunde keine weſentlichen Neuerungen enthielt ,
ſondern in ſeinen übrigen Beſtimmungen ſich auf bereits be⸗

ſtehende Einrichtungen oder längſt anerkannte Regierungs⸗



maximen gründete , und der Entwickelung der öffentlichen Zu⸗

ſtände , auf dem durch die Einführung der Stände angebahnten

Wege , nicht durch eine größere Menge von Vorausbeſtim⸗

mungen vorgriff . “ —

„ Am meiſten Schwierigkeiten fand die Wahlordnung ,

da eine genaue Kenntniß der ökonomiſchen und ſocialen Zuſtände

des Landes , worauf ich ſie baſirte , nicht Jedermanns Sache

war . Und doch ſchien mir die ganze Zukunft der Verfaſſung

hauptſächlich davon abhängig . Auch gelang es mir , von Rei⸗

tzenſtein redlich unterſtützt , daß zuletzt , mit Ausnahme der die

Domänuenfrage betreffenden Beſtimmung ) , ganz unbedeutende

faſt nur die Redaction berührende Abänderungen vom Comité

beſchloſſen wurden . “ —

Die ſchließliche Berathung des Verfaſſungswerkes fand

im Bade Griesbach ſtatt , wohin Großherzog Karl ſich zur

Kur begeben hatte . Auffallender Weiſe war Nebenius zu

dieſer Schlußberathung nicht beigezogen worden . Der Grund

iſt leicht zu errathen . Erſt dort gelang es , den ſtreitigen Ar⸗

tikel 59 in der veränderten Faſſung , wie ihn das Grund⸗

geſetz enthält , durchzuſetzen .

„ Der 8 59 der badiſchen Verfaſſung , der „die Domänen nach ( an⸗

geblich ) gemein anerkannten Grundſätzen des Staats⸗ und

Fürſtenrechts für ein unſtreitiges Patrimonialeigenthum des Re⸗

genten und ſeiner Familie “ erklärt , ſie jedoch „bis zur Herſtellung

der Finanzen des Staates der Beſtreitung der Staatskoſten ferner

belaſſen will “ — iſt in dieſer bedenklichen Faſſung nicht von Ne⸗

benius . Die von ihm beantragte Faſſung ſprach das unbedingte

Recht des Staates an die Domänen aus , auf deren Ertrag die

Civilliſte und Apanagen jeweils zu radiciren ſeien . Die Sache

fand im Comité heftigen Widerſpruch , beſonders an v. Sensburg

und v. Reitzenſtein , welche Beide zuletzt die unklare , verworrene ,

allem vernünftigen hiſtoriſchen Recht widerſprechende Faſſung des

§ 59 , der unglücklichſten Beſtimmung der badiſchen Verfaſſung ,

entwarfen und bei der Sonderberathung in Griesbach durchſetzten .

Schon der ſchleppende unlegislatoriſche Styl dieſes Paragraphen

deutet auf eine andere Hand hin .

*



In Griesbach erhielt der ſonſt unveränderte Entwurf
der Verfaſſung am 22 . Auguſt 1818 die landesherrliche
Sanction , und wurde ſofort als das Grundgeſetz des Landes

veröffentlicht . Der Fürſt ſelbſt hatte die — „ ſeine innere

freie und feſte Ueberzeugung “ —bezeichnenden Ein⸗

leitungsworte hinzugefügt : „ Von dem aufrichtigſten Wunſche

durchdrungen , die Bande des Vertrauens zwiſchen Uns und

Unſerm Volke immer feſter zu knüpfen , und auf dem Wege ,
den Wir hierdurch bahnen , alle unſere S aatseinrichtungen zu
einer höhern Vollkommenheit zu bringen , haben Wir die Ver⸗

faſſungsurkunde gegeben , und verſprechen feierlich für Uns
und Unſere Nachfolger , ſie treulich und gewiſſenhaft zu halten
und halten zu laſſen “. —

Durch dieſes feierliche Wort und Verſprechen des Staats⸗

oberhaupts verlor die gegebene Verfaſſung den Charakter einer

octroirten ; einmal ertheilt und in Wirkſamkeit geſetzt , war ſie
das den Souverän eben ſo ſehr , wie das Volk in gleich feſter
Weiſe für alle Zeiten bindende Grundgeſetz des Staates ,
das weder einſeitig geändert , noch ohne beiderſeitige freie Zu⸗
ſtimmung je aufgehoben werden kann . Durch eine ſolche

Einführung war die Verfaſſung der feierliche Pact zwiſchen
Fürſt und Volk geworden , und die allerdings nicht unerhebliche
Formfrage der Octroirung oder der Vereinbarung wurde nach —

träglich im Sinne der letztern entſchieden .
Noch fehlte indeß eine Haupſache : Die Wahlordnun g.

Der erſte von Nebenius vorgelegte Entwurf ſchien verloren

gegangen . Großherzog Karl hatte das Manuſcript zu ſich
genommen und es mit andern wichtigen Papieren in einer
Kapſel verſchloſſen , zu deren Oeffnung der bereits zum Tode
erkrankte Fürſt nicht mehr beſtimmt werden konnte . Und doch
hing vielleicht der Beſtand , gewiß aber die künftige Fruchtbarkeit
der Verfaſſung gerade von dieſer Wahlordnung ab. Daß dies
Verfaſſungswerk auch nach dieſer Seite hin noch unter dem
Gründer deſſelben zum glücklichen Abſchluß kam , iſt das be⸗1
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ſondere Verdienſt des Miniſters v. Reitzenſtein . Wenn

es den beſſeren Sinn dieſes erleuchteten Staatsmannes hin⸗

länglich kennzeichnet , daß er ohne Eiferſucht die Verfaſſungs⸗
arbeiten eines jüngeren unter ihm ſtehenden Beamten gut ge⸗

heißen , und ſie ſeinem Fürſten zur Annahme empfahl , durch ſeine
Autorität entgegenwirkende Einflüſſe abwehrend , ſo müſſen wir

zugleich ſeinen Muth und ſeinen Scharfblick anerkennen , womit er

im Hinblick auf den nahe bevorſtehenden Thronwechſel und die

wohl bekannten Geſinnungen des Nachfolgers in der Regierung
nicht wenig wagte , um noch in eilfter Stunde die Wahlordnung

durchzubringen . Wie anerkannt iſt , ſtellt jene das entſchieden frei⸗

ſinnigſte und ſich am meiſten auf das eigentliche Volk ſtützende
Wahlſyſtem in ganz Deutſchland auf , und kann darum die Seele

des badiſchen Verfaſſungslebens heißen . Denn das active

Wahlrecht iſt ein faſt unbeſchränktes ; jeder unbeſcholtene Bürger
hat das Recht , ſich bei der Wahl der Vertreter des Landes

zu betheiligen . Das paſſive Wahlrecht iſt zwar an den Beſitz
eines ſteuerbaren Vermögens von 10,000 Gulden oder einer

fixen Beſoldung von 1500 Gulden gebunden ; dagegen iſt es weder

von beſtimmten Standesverhältniſſen , noch von dem Aufenthalt im

Wahlbezirke ſelbſt abhängig , wie dies anderwärts , z. B. in

Baiern , der Fall iſt . Was aber die Vorzüge dieſes freiſinnigen
Wahlſyſtems weſentlich erhöht , iſt einmal der Umſtand , daß die

Städte , als Sitz höherer Bildung und Unabhängigkeit , hinſichtlich
der Zahl ihrer Vertreter in der Volkskammer gegenüber dem

offenen Lande ſehr begünſtigt ſind ; ſodann die ſtaatskluge Art und

Weiſe , wie in der Adelskammer der anderwärts ſo hemmende

Einfluß der Sonderintereſſen der privilegirten Stände gemäßigt
wird . Denn der Regent hat das Recht , für jede Landtags⸗

periode acht Mitglieder ohne Rückſicht auf Standesverhältniſſe
in die erſte Kammer zu ernennen , wodurch es die Regierung
in Händen hat , übermäßigen Anſprüchen und einſeitigen

Strebungen des Geburtsadels von vornherein entgegenzuwirken .

Großherzog Karl hat bekanntlich die letzten ſchmerzvollen
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Wochen ſeines Lebens in dem Schloſſe zu Raſtatt verbracht .

Niemand durfte in dieſer Zeit den Fürſten in Staats⸗

geſchäften ſprechen , außer v. Reitzenſtein , dem jener bis

zu Ende ſein vollſtes Vertrauen ſchenkte. Es gelang dem

Miniſter , vom Großherzog die Erlaubniß zu erwirken , den

Finanzrath Nebenius zu einer wiederholten Vorlage der

Wahlordnung zu veranlaſſen . Dies geſchah mittelſt Schrei⸗
bens vom 2. December 1818 , aus dem wir , da es die

damalige Lage der Dinge kennzeichnet , hier Einiges mit⸗

theilen . „ Mit recht innigem Bedauern “ , ſſchreibt Reitzen⸗

ſtein , „ kündige ich Ihnen die unabwendbare Nothwendigkeit an ,

Ihnen wieder eine mühſame und unendlich ekelhafte Laſt auf⸗

bürden zu müſſen . Geſtern hatten wir den 1. December ; es

ſollen alſo in 2 Monaten die Landſtände zuſammenkommen ) .

Ich hielt mich verbunden , nach ſchon ſo vielen vorausgegangenen

Monitorien , geſtern den Großherzog auf dieſes Datum drin⸗

gend aufmerkſam zu machen , mit dem Beiſatz , ſein ſchlimmſter

Feind würde ihm nicht rathen wollen , durch Hinausſchiebung
des Zeitpunktes das letzte Vertrauen des Landes zu täuſchen .
Er ſah dieſes und die Nothwendigkeit der desfallſigen ſchleunigen

präparatoriſchen Maßregeln vollkommen ein , erklärte mir aber zu

gleicher Zeit, daß er ſich ſchlechterdings nicht bei hinreichenden

Kräften fühle , die verſchloſſene Kiſte , in der leider mit einer

Menge anderer Papiere , an deren Geheimhaltung ihm , wie

ich gerne glauben will , ſehr viel gelegen ſein mag , auch das

Wahlgeſetz vergraben liegt , hervorholen , durchſuchen und

jenes Actenſtück herausnehmen zu laſſen . Daß er ſich aber

eher en mille morceaux zerſtückeln laſſen würde , als irgend

jemand Anders als ſich ſelbſt eine ſolche Operation anzuver⸗

trauen , wiſſen Sie eben ſo gut , als ich ſelbſt . Es bleibe

) Die Zeit der Eröffnung des Landtages war bereits auf 1. Februar
1819 feſtgeſetzt und zugeſichert worden ; und noch beſtand kein
rechtsgültiges Wahlgeſetz , und konnten ſelbſtverſtändlich keine
Wahlen angeordnet werden !



daher nichts Anderes übrig , als Ihnen den Auftrag zu geben ,
ſich noch einmal an den Entwurf des Wahlgeſetzes zu machen ,
und die Sache möglichſt zu beſchleunigen , damit es ſogleich
publicirt werden könne . Hier haben Sie meine Ankündigung .
Gerne würde 1 . den Kelch von Ihnen nehmen ; allein es iſt

nicht möglich lleicht haben Sie doch noch Follectäneen
die Ihnen das Geſchäft einigermaßen erleichtern . Es iſt die

dringendſte Nothwendigkeit , gleich nach der Hälfte dieſes
Monats das ze in ' s Land zu erlaſſen .

Ich wünſchte ſehr , mit einer angenehmeren Ankündigung

ſchließen zu können , indem ich mit bekannter vorzüglicher Hoch⸗

achtung verharre , Ihr

Raſtatt , 2. December 1818 . Reitzenſtein .
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Nebenius ſäumte nicht , den Entwurf der Wahlordnung
aus

zerffhreuten Hlützen
—3 eine Abſchrift ſeines Con⸗

cepts
l womit die Sache betrieben

worden war , 8 W — witderherßiſelen, was inner⸗

halb des gewünſchten Termins geſchah. Der von ihm vor⸗

gelegte neue Entwurf wurde gen 9 und nach dem noch

früher, als erwartet wurde ( am 8. December ) , erfolgten

Hinſchei des Fürſten öffentlich bekannt gemacht ( unter ' m
23 . December 8185Auch die weiteren zum Vollzug und zur Ergänzung der

Verfaſſung gehörenden Arbeiten hatte Nebenius beſorgt ,
wie namentlich die Abfaſſung der Beſoßttaßn der

Ständeverſammlung , das Staatsdiener⸗Edict u. a. Das

letztere Geſetz mit ſeinen liberalen Beſtimmungen zur Sicherung
der öffentlichn Beamten des Staates bildet einen Beſtand⸗

theil der Verfaſſung , und hat dieſer in den früheren , jetzt

glücklicher Weiſe weſentlich geänderten Zuſtänden nicht ſelten

zur Stütze gedient . Das wichtige Edict wurde gleich nach
dem Regierungsantritt des Großherzogs Ludwig im Staats⸗

miniſterium berathen , wozu Nebenius beigezogen wurde ,

4
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und erhielt von dem neuen Regenten in den erſten Flitter⸗

wochen 15
iner Regierung die Genehmigung .

s ſind die weſentlichen Momente in der Geneſis des

Wichen Verfaſſungswerkes , das als ein bleibendes Ehren⸗
denkmal für die volksfreundliche Geſinnung des Fürſten, der

es
16

1 in ' s Leben gerufen , aber auch für die geniale

niſche Begabung Deſſen gelten darf , der es zunächſt
hat . „ Man kann 4 ſagt 385en ius, 1 1

0 che Hauptr1

und Voltsle ber Thtfpeinge .
88

K
urkunde nicht erſchaffen , Ueberge

oder andere in der Entwickel ung der

wonnen hat , nicht mit Federſtrichen
muß ſie annehmen , wie ſie gegeben ſind , und nur ſi

auf eine Weiſe zuſammenzufaſſen , zu combiniren , oder zu be⸗

nützen , in der ſie gegen allzuſtarkes Vo rſchen der einen

oder andern Richtung , gegen die Alleinherr t des Princips
der Beweg ung — d Fortſchreitens und Aufgebens — oder

des Princips der Stetigkeit — des und

Feſthaltens —die beſte 5 aft zu gewähren verſprechen . “ —

Mit dieſen richtigen Principien , welhe die Grundbe⸗

igen einer 155 Entwickelung im Leben der Völker

ausſprechen , hat 8 den weſentl Charakter der

von ihm entworfenen badiſchen Lande bezeichnet .

Indem dieſe die beden Lebensgeſetze in einem rie htigennMaß
in ſich vereint , iſt ſie in der That geeignet , die einem mün⸗

digen Volke gebührenden Rechte zu wahren und deren zeitge⸗
mäße Fortbildung zu fördern , ohne

05 Stellung der Krone
und die ihr gebührenden Befugniſſe zu ſchwächen .

Auch in der Faſſung oder in der Ffil, in welche die

feſten Grundbeſtimmungen derbadiſchen Verfaſſung gekleidet und
im Einzelnen durchgeführt ſind , beurkundetſich der meiſterhafte
Scharfblick und der praktiſch - ſtaatsmänniſche Tact

9110
Ur⸗

hebers . Denn der dem fortſch u ſichzvreitenden Leben
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ändernden Bedürfniſſen entſprechende Grundſatz ,„ ſich ſo viel
als möglich auf allgemeine Normen zu beſchrunten und der

und der Praxis zu überlaſſen , für ihre Anwendung
in der Entwicklung der landſtändiſchen Verhältniſſe das rechte
Waß und Ziel zu finden “ — hat in der Normirung des

Einzelnen ein 6 angemeſſene Anwendung gefunden . So über⸗

läßt z. B. die badiſche Verfaſſung , was die dem Regenten
von 8 e i zur erſten Kammer

ung dieſer weiſen Beſtimmung ,
eine kürzere oder längere Reihe

von —5 — oder auf Lebensz eit ſein ſolle , lediglich dem Er⸗

meſſen des Regenten , der daher je nach Rückſichten des öffent⸗
lichen Wohles ſein Recht ausüben kann . Die Verfaſſung

indherrlichen Adel das Recht der Landſtand⸗
durch eine periodiſche Wahl von

hre , nicht auf Lebenszeit ) . Sie be⸗

cht , wer als Grundherr anzuſehen ſei ; ſie

zahlrecht Denen , 0 5 ſind . Wer als

nen ſei , überläßt ſie eben ſo wie die Frage ,

betrifft , di

ob nämli

ger zu betrachten 0 der Zukunft , d. i. der

mit der Entwickelung des öffentlichen Lebens fortſchreitenden
Geſetzgebung .

Gewiß iſt in all Dieſem keine Minderung des berechtigten
gouvernementalen Einfluſſes auf den Gang der öffentlichen
Angelegenheiten , wohl aber eine Stärkung deſſelben zu er⸗

blicken , ſo wie ihn jeder beſonnene Mann der Freiheit im

Intereſſe der allgemeinen Wohlfahrt ſeines Landes nicht bloß

wünſchen , ſondern erwarten muß .

Es ließe ſich unſchwer der Nachweis liefern , daß das

viele wirklich Gute , das die badiſche Verfaſſung , ſeit ſie eine

Wahrheit geworden , dem Lande gebracht , gerade der berührten

enthümlichkeit dieſes Staatsgrundgeſetzes zu verdanken iſt ,

ja ,198 ohne ſolck
ht des Geſetzgebers dort die wohl⸗

thätigſte Frucht , welche die Verfaſſung frühe zur Reife brachte ,
4
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die gänzliche Befreiung des Grund und Bodens von den Feſſeln
der Feudalzeit , ſo wenig möglich geweſen wäre , als dies in 33

ESandern deutſchen Ländern der Fall geweſen iſt .

erſten Kan

ſtarke Farsen liebenden Sheldhe eine „ quaſi⸗republika⸗

niſche “ genannt , als er im Jahre 1844 einen Antrag auf

Abänderung derſelben an die Stände brachte . „ Denn
dief

meinte der beredte Freiherr , „ weiche von faſt allen beſtehenden

Verfaſſungen ab , wenn man nicht einige republikaniſche
oder aus Revolutionen hervorgegangene quaſi⸗re⸗

Indeß hat es eine Zeit gegeben , in welcher gegen die

badiſche Verfaſſung ob ſolcher Vorzüge harte Anklagen 81
wurden⸗ und 8des Mitglied d

publikaniſche ausnehme . . .

Beſonnene Beurtheiler waren damals wie

daß die badiſche Verfaſſung jenem Tl
iſchen Vertretu ng, der in der Bewegung f

andesinter

192
Gan ;

0

ältere und neuere

el zuwe eh, wie uin

nen , Weber zu
u

feel wahren Ehre , gewiß aber nicht da

zur Förderung des gemeinen Wohles . —

Von competenten Vertretern der verſchiedenſten politiſchen

Richtungen hat die badiſche Verfaſſung ob ihrer großen un⸗ u

läugbaren Vorzüge von Anfang an eine gleich lobende Aner⸗

kennung erhalten . Rotteck , den man ohne Uebertreibung den

Hauptvertreter des deutſchen conſtitutionellen Liberalismus

nennen kann , ſagt : „ Die badiſche Verfaſſung trägt in ihren

Grundbeſtiimmungen das Gepräge rein conſtitu⸗

tioneller , d. i. dem ächten Repräſentativſyſtem
huldigender Ideen , —und iſt ſicherlich einem edlen ,



ächt liberalen Geiſt entfloſſen . “ — Friedrich Bulau ,

der beddächtigge , zu conſervativen Anſchauungen hinneigende
Staat üsre chtslehrer , nennt das badiſche Grundgeſetz — „ eine

in Faſſung und Inhalt , aus dem Geſichtspunkt des

emſtlutionell en Syſtems , ganz vorzügliche Ver⸗

faſſung . “

Beſonders merkwürdig iſt das Urtheil , das der alte Re⸗

ſtaurationsmann Freiherr von Haller , eine , was den

gouvernementalen Geſichtspunkt der badiſchen Verfaſſung be⸗

trifft , gewiß unverwerfliche Autorität , über jene fällt . In
einem Schreiben an einen ſeiner Ve rehrer bemerkt er unter

Anderem : „ Die badiſche Verfaſſung habe ich zweimal mit

Aufmerkſamkeit geleſen , und obſchon ſie den Hauptfehler hat ,

eine Conſtitution zu ſein , mithin der Idee nach die Natur des

Fürſtenthums zu verändern und in eine Quaſi⸗Republik um⸗

zuwandeln , ſo erkenne ich doch das deutſche Rechts⸗

gefühl in dem vielen Guten , welches in dieſe

Verfaſſung eingeſchloſſen iſt und gegen das Re⸗

volutionsſyſtem benützt werden kann u. ſ. w

Dies Urtheil eines Mannes , der als der entſchiedenſte

Gegner aller neueren Verfaſſungen bekannt iſt , und dem bei

aller Befangenheit eine tiefere politiſche Einſicht nicht abge⸗

ſprochen werden kann , iſt wohl ein vollgültiges Zeugniß für
den Werth der badiſchen Verfaſſung ſelbſt , und zugleich die

beſte Rechtfertigung gegen Verdächtigungen und Vorwürfe , die

ſpäter von einem excluſiv monarchiſchen Standpunkt aus , oder

vielmehr von der engherzigen Auffaſſung des ſtaatlichen Le⸗

bens durch Bureaukraten und Privilegirte , gegen dieſelbe ,
und beziehungsweiſe gegen deren Verfaſſer , erhoben wurden .



Viertes Kapitel .

Das erſte Zahrzehnt der Berfaſſung .
Die Einführung des metriſchen Syſtems in Baden .

Es war ein Unglück für Baden , daß dort die Ausführung
der Verfaſſung in die Hände eines andern Fürſten , als der

ſie gegeben hatte , übergegangen war . Unter den Auſpicien des

Großherzogs Karl , der , nachdem er einmal dem Lande eine

Verfaſſung zu geben ſich entſchloſſen hatte , ſie auch treu und

redlich gehalten hätte , gemäß des ritterlichen Sinnes , der dieſen

Fürſten in ernſten Dingen —trotz aller ſonſtigen Schwächen —

kennzeichnet , hätte das junge Samenkorn im Leben des Volkes

ſelbſt frühe tiefere Wurzeln ſchlagen , und in ruhiger Entwicke⸗

lung , Hemmungen überwindend , zu einem kräftigen Baume ,
an Blüthen und Früchten reich , heranwachſen mögen . Doch
dies iſt ſelten das Loos menſchlicher Dinge . Auch das Beſte ,
was wir geiſtig ſchaffen , muß , ſobald es mit Fleiſch und Blut
bekleidet worden , d. i. im Leben ſelbſt concrete Geſtalt erhalten
ſoll , meiſt mit widerſtrebenden Kräften einen langen Kampf
durchgehen , in demes ſich läutern , kräftigen und bewähren muß .

Auch in Baden hat das conſtitutionelle Leben einen ſolchen
Entwickelungs⸗ und Läuterungsproceß durchmachen müſſen , und
es hat mehr als ein Menſchenalter erfordert , bis der Baum
der badiſchen Verfaſſung im Stamm wie in der Krone zu
voller Geſundheit ſich entwickelt hat . Die Zeit und ihre Un⸗
bild haben an ſeiner Rinde manche Rauhheiten , ſelbſt Aus⸗

wüchſe voll übler Säfte erzeugt . Doch hat er dies Alles

überwunden , weil ſein inneres Mark geſund iſt , und weil ihm
bald nach dem erſten Jahrzehnt ſeines Beſtehens auch die
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äußeren Bedingungen des hens zu Statten gekommen ſind ,

nämlich belebendes Licht von Oben in der volksfreundlichen

Geffmung zweier aufeinander Regenten , und geſunde

Nahrung von Unten , in der fortgeſchrittenen ,auch durch den

Ernſt der Erfahrung gereiften politiſchen Bildung des Volkes .

Großherzog Ludwi
ig ,

Karl ' s Nachfolger , nach Geſin⸗

nung und Lebensgang zur Selbſtherrlichkeit geneigt , hätte ſi

die überkommene Verfaſſung noch gefallen laſſen , wenn ſie

als ein Mittel zur Legaliſirung eines abſoluten Regiments

hätte in Bewegung geſetzt werden können . Aber ſchon

Haltung der erſten Landtage ( 1819 —22 ) entſprach wenig ſol⸗

chen Erwartungen . Die Stände , zumal die Kammer

unter der zaan
eines Mannes , des Freiherrn v.

Liebenſtein , den man , wenn eine Vergleichung hier ge

ſtattet ſt , in Bezug auf überragendes Talent , Energie 8
parlamentariſche Be

—
und ſelbſt in mancher anderen Be⸗

Anug den
badiſchen Mirabeau nennen könnte , wollten vor

Anträge auf geſetzliche Regulirung der Verant⸗

der Miniſter , auf Freiheit der Preſſe ,

der Juſtiz von der Verwaltung , auf Ein⸗

führung des öffentlichen und mündlichen Verfahrens in bür⸗

gerlichen und peinlichen Rechtsſachen , der Schwurgerichte und

anderer Grundbedingungen eines freiheitlich geordneten Staats⸗

lebens die junge Verfaſſung kräftigen und vervollſtändigen . Dieſe ,

wie auch die Anträge auf Wahrung der materiellen Intereſſen ,
wie auf Abſchaffung der Landes - und Herrenfrohnden ,

auf Verwandlung der Naturalzehntpflicht in eine

fixe , über ablösliche Grundabgabe u. a. hielten ſich

zwar ſämmtlich innerhalb der Grenzen der verfaſſungsmäßigen

Berechtigung der Stände , paßten aber nur wenig in den

engen folitiſchen Geſichtskreis des damaligen Regenten un

ſeiner nächſten Umgebung .

Doch waren es andere Fragen , zum Theil von ſehr unter⸗

geordneter Bedeutung , die zum Bruche führen ſollten . Den

2
55
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66

nächſten Anlaß zur Verſtimmung zwiſchen der Regierung und

der zweiten Kammer , wie zu einem ſeitdem wachſenden Gegen⸗

ſatz zwiſchen dieſer und der erſten Kammer gab ein von der

Regierung willkürlich erlaſſenes neues Adels - Edict . Noch
unter Großherzog Karl war nämlich durch ein landesherr⸗

liches Edict ( vom 23 . April 1818 ) die politiſche Stellung und

Berechtigung der dem Großherzogthum angehörigen ehemaligen

Reichsſtände und der Mitglieder der vorma

ſchaft bereits unter Rückſichtnahme auf das einzufü

grundgeſetz geregelt worden . Auch war dict im 8 2
der Verfaſſungsurkunde als ein Beſtandtheil der Verfafſung
ſelbſt erklätt worden . Die Sonderberechtigung oder die

Privilegien des ehevorigen Reichsadels ſind in dem genannten
Edicte ſo klar und beſtimmt angegeben , als es die Bünddes⸗

acte ( im Art . 14 ) zu fordern jene Acte , die bekanntli

die Rechte der deutſchen Nation mit zwei vagen Zeilen ab⸗

thut , während ſie die JIntereſſenudes Adels mit einer mehrere

Spalten langen Ausführlichkeit zu wahrer weiß. Deſſenun⸗
geachtet hielten die Privilegirten ſich für beeinträchtigt , und

hatten am Bundestage Beſchwerde erhdben ie Regierung
des Großherzogs Ludwig , deren leitende Ellehe r ſelbſt dem

Reichsadel angehörten , wollte nun — vorhergehender

Berathung mit den Stand ind Grund un —durch ein

neues landesherrliches Edict vom 16 . April 1819 , das noch

am Vorabend der am 22 . April erfolgten Eröffnung der

Ständeverſammlung publicirt worden war , die früheren Be⸗

ſtimmungen näher erläutern , d. i. ihnen eine Weiterung und

Auslegung geben , wie
8 der Adel günſtiger nicht wünſchen

mochte . In der That ſchien das neue Edict einen großen

Zei

1n

Di

Grundſatz der Verfaſſung , die — mit . ausdrücklich
beſtimmten Ausnahmen —für alle Staats ! ährleiſtete

Gleichheit der Rechte und Laſten zu beeinträck heihel.
Einen ſolchen Verſuch , die Verfaſſung von vornherein in

einer ihrer wichtigſten Beſtimmungen abzuſchwächen , konnte
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die zweite Kammer nicht ſtillſchweigend hinnehmen . Auf einen

90
ündlichen Bericht eines ihrer tüchtigſten Mitglieder , des Ab⸗

geordneten Winter ( des ſpäteren Miniſters ) , hatte die Kammer
das fragliche Edict für verfaſſungswidrig erklärt und Ver⸗

wahrung dagegen eingelegt . Seitdem ſteuerte die Mehrheit
des Adels in der erſten Kammer , insgeheim im Bunde mit

der Hofpartei , einer Reaction entgegen , die im Jahre 1822

we einiger Tauſend Gulden , welche die zweite Kammer am

Militäretat herabgeſetzt hatte , zum offenen Ausbruch kam .

In faſt verletzender Weiſe wurden die Kammern entlaſſen ,
und ſpäter ( 1824 ) aufgelöſt .

Die Verfaſſung , 5 hieß es nun , enthalte demokratiſche
8

e überwiegend das Princip der Be⸗

Weßmg Sie ſollte daher in einigen weſentlichen Punkten

geändert und abgeſchwächt werden . Dies geſchah im Jahr
1825 , nachdem man bei Erſchlaffung des öffentlichen Geiſtes
in Deutſchland in Folge der Karlsbader Beſchlüſſe durch Auf⸗

g aller Mittel des bureaukratiſchen Regiments eine

zweite Kammer zu Stande gebracht hatte , dergleichen früher
in Deutſchland ſo oft auftauchten , als ein trauriges Zeichen
politiſcher Demoraliſation ſowohl auf Seite der Regierenden
als der Regierten . Die Anträge der Regierung , den Landtag
alle zwei Jahre , wie die Verfaſſung vorſchrieb , in Zukunft
erſt jedes dritte Jahr zu verſammeln , und ſtatt der bisherigen

von zwei zu zwei Jahren eintretenden theilweiſen Er⸗

neuerung alle ſechs Jahre eine Geſammterneuerung eintreten

zu laſſen , wurden von den Kammern des Jahres 1825 gegen

eine faſt verſchwindende Oppoſition gebilligt . Ohne Zweifel

hätte eine politiſch ſo charakterloſe Verſammlung ihr eigenes

Todesurtheil genehmigt , d. i. in die Aufhebung oder einſt⸗

weilige Suspendirung der „koſtſpieligen und bei den väter⸗

lichen Geſinnungen des Regenten unnöthigen “ Verfaſſung ge⸗

willigt , wenn der Wille des „ Herrn “ ein ſolches Vorgehen
eines niedrigen Servilismus bequem gefunden hätte .
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Es iſt bisweilen gut , ſich ſolcher Zeiten und Dinge zu

erinnern , einmal , um ſich des unleugbaren Fortſchrittes des deſ

öffentlichen Geiſtes in unſern Tagen zu erfreuen , aber auch,
um an den ſolchen Erſcheinungen zu Grund liegenden Urſachen

zu lernen , wie man gegen deren Widerkehr ſich waffnen ſoll .

Für Nebenius ſelbſt hatte die Wendung , welche
das junge Verfaſſungsleben in Baden genommen , wenig er⸗

freuliche Folgen . Statt , wie dies anderwärts , namentlich faſt

gleichzeitig in Baiern geſchah , dem Manne , der die wichtigſte
und ſchwierigſte ſtaatsrechtliche Aufgabe , die es geben kann ,

in ſo vortrefflicher Weiſe gelöst , ohne auch nur durch ſeine

amtliche Stellung dazu berufen zu ſein , irgend eine offenkun⸗

dige Anerkennung und Ermunterung zu Theil werden zu laſſen ,
wurde er vielmehr hintangeſetzt und lange mit ſichtlichem
Mißtrauen behandelt . Man erklärte ihn für den moraliſchen

Urheber der Uebelſtände , welche das noch ungewohnte conſti⸗
tutionelle Leben und die Oeffentlichkeit der Verhandlungen faſt
überall mit ſich führen , und wollte ihn und ſeine Verfaſſung

für die Zerwürfniſſe mit der zweiten Kammer verantwortlich

machen , ſtatt ſie dort , wo ſie wirklich lagen , in dem Wider⸗

willen der Regierenden gegen ehrlich gemeinte conſtitutionelle da

Zuſtände und in den vielen aus ſolcher Stimmung hervor⸗

gehenden Mißgriffen der Regierung zu ſuchen .
Später (ſeit 1830 ) iſt dies allerdings anders geworden ;

aber Solche , denen jede nicht blos ſcheinbare , ſondern wirkſame

conſtitutionelle Freiheit ein Greuel iſt , und die auch in Baden

wiederholt , doch glücklicherweiſe nur vorübergehend eine ein⸗

flußreiche Faction bildeten , haben den Verfaſſer der Conſtitution
zeitlebens als einen verkappten Jacobiner angeſehen , und haben
ihm jederzeit heimlich und öffentlich Schwierigkeiten zu be⸗
reiten geſucht .

Einführung des metriſchen Syſtems ) . Indeſſen wurde 1
Nebenius doch im Jahr 1823 als erſter Rath in das Mi⸗



niſterium des Innern berufen . Denn der damalige Vorſtand
deſſelben , Miniſter v. Berkheim , zwar ein Hochtory , aber

redlich geſinnt und fähig , die Geiſter zu unterſcheiden , bedurfte

eines Mannes , um eine große Maßregel , die bereits ſeit einer

Reihe von Jahren fruchtlos hin - und hergeſchleppt worden

war , endlich zu einem Abſchluß zu bringen .
Es war dies die Herſtellung eines neuen Maß⸗

und Gewicht⸗Syſtems für das geſammte Großherzogthum ,
in dem auch in dieſer Beziehung noch die größte Verſchie⸗

denheit herrſchte . Das Bedürfniß eines gleichen Maßes und

Gewichts konnte nicht länger unbefriedigt bleiben ; die bis⸗

herigen Verſuche , ihm zu genügen , hatten bei mangelnder
feſter Grundlage nicht befriedigen können . Nebenius wurde

nun mit der Regelung dieſer ſchwierigen und weitläufigen
Sache betraut , die ihm , wie er ſpäter oft geſtand , wie keine

andere Mühe und Anſtrengung gekoſtet habe , da ein hart⸗
näckiger Widerſtreit localer Intereſſen und alter Vorurtheile

zu überwinden war . Auch hierbei kam ihm ſeine genaue
Kenntniß der franzöſiſchen Einrichtungen zu Hülfe .

Wie bekannt , hat Talleyrand am 8. Mai 1790 in

der franzöſiſchen Nationalverſammlung den Vorſchlag zur Her⸗
ſtellung einer Gewichtseinheit gemacht , die , auf einer

natürlichen Grundlage ruhend , Anſpruch auf Allgemeingiltigkeit

zu machen im Stande wäre . Um eine ſolche zu finden , hat man den

zehnmillionenſten Theil eines Viertels des Meridians der Erde

gemeſſen . Dies Längenmaß iſt der Meter . Seine Rich⸗

tigkeit iſt durch Namen wie Coulomb , Lagrange , La⸗

place , Lavoiſier u. A. verbürgt . Mit der Einheit des

Maßes war die Einheit des Gewichtes gefunden . Ein Würfel
reinen Waſſers , deſſen Kanten die Länge des zehnten Theils

eines Meters haben , wurde dem Gewicht als Einheit zu
Grunde gelegt , das Gewicht eines ſolchen Würfels von Waſſer
nannte man ein Kilogramm ( S ein Liter Waſſer , — zwe

badiſche Pfund ) .
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Nebenius empfahl die Annahme des metriſchen Syſtems
und wies deſſen Vorzüge und Anwendbarkeit für Baden , zu⸗

mal als Grenzland , nach . Es iſt intereſſant , zu ſehen , wie

dieſer Mann mit dem ihm eigenthümlichen Scharfſinn ſchon

damals die Zukunft dieſes Syſtems vorausſah , und gleichſam
als Axiom es ausſprach , daß daſſelbe das Weltmaß werden

müſſe . Uebrigens vermochte er erſt nach hartem Kampfe mit

der Bureaukratie , deren geiſtiger Befangenheit d 3ꝗ — wie
auch ſonſt vorkommt, ein vorgeblich nationaler Patriotismus

zu Hülfe kam , ſeine feſte Ueberzeugung durchzuſetzen , und einer

Sache in Baden ſem in der zweiten
Hälfte

der 1820er

Jahre zum Siege zu verhelfen , über deren Werth in unſern

Tagen verſtändige Leute in allen Ländern übereinſtin

Die öffentliche Stimme fordert jetzt immer entſchiedener die
40 Einführung des metriſchen Syſtems .

In der durch die damaligen Verhältniſſe des Landes ge⸗
W modificirten Nachbildung des franzöſiſchen Syſtems

bewährte ſich auch hier ſein praktiſches Geſchick in glänzender
Weiſe . In kurzer Zeit war die ſchwierige Reform zur all⸗

gemeinen Zufriedenheit ein⸗ und durchgeführt .

Fünftes Kapitel .

Bie Berfaſſung unter Großherzog Leopold .

Das Miniſterium Winter - Mebenius .

Das erſte Jahrzehnt des Beſtehens der Verfaſſung war

in Baden für die innere Entwicklung des Landes ziemlich
ſpurlos vorübergegangen , wie dies bei dem herrſchenden Re⸗

actionsſyſtem der Regierung und der gefügigen Unreife des

größern Theils des Volkes nicht anders zu erwarten war .

Doch ſelbſt ein ſo ſchattenhaftes Auftreten des conſtitu⸗



tionellen Syſtems , wovon die Landtage von 1825 und 28 ein

trauriges Bild darſtellten , hat dem Lande durch die Wohlthat
der Oeffentlichkeit und Controle eine nicht zu unterſchätzende

§rrucht getragen , nämlich die Ordnung und Fixirung des Staats⸗

hausha und die Herſtellung des öffentlichen Credits des in

olg e der frühern Kriege und der Theuerungsjahre von 1816 und
überrhaupt aber durch ſchlecht controlirten Haushalt über⸗

In dieſer Richtung iſt der ſtark ausge⸗

lteriſche des Großherzogs Ludwig den

˖ 8 d den Wünſchen der Stände , we⸗

berall , wo nicht ſein perſönliches Intereſſe dazwiſchen
zu Hülfe gekommen . Doch erſt der Tod dieſes Regenten

iſt für Baden der Ausgang eines wirklich conſtitutionellen

Lebens geworden .

Großherzog Leopold , der am 30 . März 1830 ſeinem

tiefbruder in der Regierung des Landes folgte , eröffnete
eue Epoche innerer Entwicklung auf dem Boden

Der gute , bürgerfreundliche Geiſt , der das

Regentenhaus in vielen ſeiner Glieder aus⸗

Haupte der jüngern hochbergiſchen

S

in beſtimmten und feſten Ausdruck gewonnen .

Di eiſt hat in dem neuen Regenten auch die här⸗

teſt e Pübbe ſtanden , indem dieſer in ſchöner Treue mit ſich

ſelbſt die beſtehende Verfaſſung aufrecht erhielt , nachdem Viele ,

durch den Wahn der Zeit bethört , an ihr irre geworden , und

es in jenen trübſten Tage unſerer Geſchichte keineswegs an

Zumuthungen fehlte , das Unglück des Landes — nach ander⸗

weitigen Beiſpielen — durch Abſchwächung der Verfaſſung

noch zu erhöhen .
Eine ſo edle Selbſtbeherrſchung , die allerdings mit einer

richtigen Staatsweisheit zuſammenfällt , iſt jedenfalls ein ſtarker

Beleg dafür , daß Großherzog Leopold gleich anfangs die

Verfaſſung mit ihren Conſequenzen zum Leitſtern ſeiner Re⸗

gierung genommen haben würde , ſelbſt wenn nicht bald nach
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ſeiner Thronbeſteigung eine verblendete Willkürregierung durch

ihre Angriffe auf die verbrieften Rechte des Volkes eine große

Kriſis für Europa heraufgeführt und die Julirevolution des

Jahres 1830 den Volksgeiſt auch in Deutſchland neu belebt

hätte .

Bezeichnend hierfür , wie für den neuen Geiſt der Re⸗

gierung überhaupt , iſt , daß jetzt die leitenden Staatsſte

bisher , ſeltene Fälle ausgenommen , eine ausſchließliche
“

der Ariſtokratie , in die Hände anerkannt tüchtiger

bürgerlichen Standes kamen , und daß bei der

tenden Totalerneuerung des dtags nach dem ausd

Willen des Großherzogs die jeder Zeit bedenkliche , in der

Regel der Regierung ſelbſt am meiſten ſchädliche Einmiſchung
der Beamten auf die Wahlen ferne gehalten wurde .

In kleineren Staaten bildet das Miniſterium des Innern ,
in dem

15 alle Fäden des öffentlichen Lebens zuſammen⸗

laufen , die eigentliche Seele der 0 — An die Spitze

Männer

desſelben wurde ein Mann berufen , der durch hervorragende

Talente , Reinheit des Charakters , die ſich durch bis⸗

herige öffentliche Wirkſamkeit bewährt hatten , auen

des jungen Regenten , wie die Achtung des L gleich

hohem Grade ſich erworben hatte . Wir

kurzen Blick auf den Lebensgang des

werfen , da jener von nun an mit den w

ihm enge verbundenen Freundes N

verläuft .

Georg Ludwig Winter , von dem die neugebildete

Verwaltung ihren Impuls erhielt und ihren Namen führt ,

iſt geboren am 18 . Januar 1778 zu Prechthal , einem zer⸗

ſtreuten Walddorfe des ſüdweſtlichen Schwarzwaldes , wenige
Stunden von Freiburg . Sein Vater , proteſtantiſcher Pfarrer

daſelbſt , wurde ſpäter nach Durlach befördert . Hier erhielt
der Sohn an der lateiniſchen Schule des Ortes und ſpäte
am Lyceum zu Karlsruhe ſeine wiſſentſchaftliche Vorbildung .

tußtter
einen

r n ter

5

1
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Gegen Ende des vorigen Jahrhunderts bezog Winter die

Univerſität Göttingen , wo er die Rechte und Staatswiſſenſchaften

810 ſſe Vorliebe für ſtrenges exactes Wiſſen
he Studien , wodur rch2

Hochſchnile in ic
em Gebiete der Gelehrſamkeit oder des praktiſchen Lebens ,

Weurkimdekhat, ließen
W15

im Winter nie den Zögling der

Georgia Auguſta verken Nachdem Nufe ſeit 1803 die

unteren Stufen des öffentllchen Dienſtes durchlaufen , wurde er

1815 Rath im Miniſterium des Innern und 1824 Director

deſſelben .

Der Ruf ſeines biedern Charakters und großer Gewandtheit
ſchäften hatte die Reſidenzſtadt Karlsruhe beſtimmt , ihn als

ihren Abgeordneten im Jahre 1819 in die erſte Ständever⸗
f

lung zu wählen . Winter war eines der hervorragendſten
Mitglieder dieſer durch viele tüchtigen Talente ausgezeichneten

imlung , und bewährte insbeſondere durch ſeinen mit

Gründlichkeit abgefaßten Bericht über das

wovon oben die Rede war , in mannhafter
die Unabhängigkeit ſeiner Ueberzeugungen . Die Ariſtokratie

damals in ganz Deutſchland Senſation
den Bericht nie verziehen , und hat ihn ſpäter bei jedem

offenen und geheimen Groll fühlen laſſen . Aber

gen im Volke , nnd zwar nicht in Baden allein —

W5 Vorggang unſeres Landes iſt auch in dieſer häkeligen
che , wie in mancher andern , anderwärts ge⸗

worden — haben den Werth des charakterfeſten Beamten und

Bürgers nie vergeſſen ; Winter ' s Name zählte ſeitdem zu den

populärſten im conſtitutionellen Deutſchland .
Es war darum ein deutlich für ſich ſelbſt ſprechender Act , als

Großherzog Leopold beim Antritt ſeiner Regierung cgerade
dieſen Mann an die Spitze der Verwaltung berief . Nicht
weniger befriedigt nahm man es in Baden auf , daß Winter

ein Mann zur Seite gegeben wurde , der bei gleicher politiſcher
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Geſinnung und Richtung das reichſte Maß vielſeitiger Kennt⸗

niſſe und gereifter Erfahrung in den öffentlichen Dingen zur

Verfügung ſtellen konnte . Nebenius war zur ſelben Zeit zum

Staatsrath und Director des Miniſteriums des Innern ernannt

worden . Die Verbindung der beiden ausgeze ten Männer auf

dieſem Gebiete gerade in jenen Tagen war für die gedeihliche

Entwickelung unſerer inneren Zuſtände von den glücklichſten

1

Folgen .
In der That iſt es zum guten Theil dem vereinten Zu⸗

ſammenwirken Beid verdanken , d
daß

die Landtage im zweiten bes

Jahrzehnt unſerer Verfafſung für dieUmgeſtaltung und den baftbl

Aufſchwung Badens ſo erfolgreich wurden . Beide Männer ,

auch durch innige Freundſchaft und Verſchwägerung mit ein⸗

K

ander verbunden , ergänzten ſich nach ihrer gegenſeitigen Eigen⸗ womi

thümlichkeit in glücklichſter Weiſe . Jeder von ihnen war uine

damals am rechten Platze : Nebenius die umſichtigen Okt

und gründlichen , vielfach wahrhaft muſterhaften Ausarbeitungen ſolch

der vielen und umfaſſenden Geſe 8 ieen mit denen da⸗ Stin

mals die Regierung theils aus eigener Entſchließung , theils Cile

auf Andringen der Stände vollauf zu thun hatte ; Winter I1 5

verſtand , dieſe Geſetze einer höchſt talentvollen , oft ſchwierigen 0
Kammer gegenüber mit einer Umſicht , mit ächt ſtaatsmänniſchem 0
Tact und Energie zu vertreten , wie ſeitdem das conſtitutionelle W
Deutſchland keinen Zweiten auf den Bänken der Regierung üif

geſehen hat .

Winter hatte die politiſche Leitung übernommen , und

vertrat das Syſtem der Regierung im Ganzen und Großen .

Jenes hatte ſtrenges Feſthalten an Wort und Geiſt der Ver⸗

faſſung zu ihrer Grundlage ; dabei aber hatte dieſer ſcharf⸗

ſichtige Staatslenker , wie er kurz und treffend ſich und ſein

Thun bezeichnet , „die Augen offen , überall hingerichtet , die

Hand am Puls der Zeit . “ —

Die glänzendſte Seite ſeines Ruhmes wurde der par⸗ 35
lamentariſche Schauplatz , wofür ihn ſeine Talente , ſein ſcharfer ,

58



umfaſſender Blick , ſein ruhiger , ſicherer Tact ganz vorzüglich
befähigten . Schon auf den Landtagen von 1819 —22 galt er
als einer der gewandteſten Sprecher des Hauſes . Als Mi⸗
niſter hat er die Anforderung , welche die neue Stellung ſeinem
Rednertalente ſetzte , nicht verkannt . Er wußte an ſich zu halten ;
wenn er aber das Wort ergriff , war ſeine Rede ſtets gewichtig ,
ernſt und nachdrucksvoll , überzeugte durch klare Verſtändigkeit ,
und gewann hierdurch auch im aufgeregteſten Parteikampfe noch
den Sieg für ſeine praktiſche Auffaſſung der Dinge . Bisweilen ,
wo es ihm paſſend erſchien , erhob ſich ſeine Rede zu einer wahr⸗
haft blühenden , ſelbſt leidenſchaftlichen Sprache , doch ohne je auch
hier das rechte Maß zu überſchreiten . Eigenthümlich war ihm
bei tiefer Menſchenkenntniß die Gabe feiner treffender Ironie ,
womit er manchmal bei den leidenſchaftlichſten Debatten durch
eine kurze ſchlagende Bemerkung auch den beſtgewaffneten
Opponenten in Verwirrung und zum Schweigen brachte . Manche
ſolcher Winter ' ſchen Schlagworte ſind auch außerhalb des

Ständehauſes im Munde des Volkes landläufig geworden .
Eine ſtattliche , imponirende Geſtalt kam ſeinem Rednertalent

zu Hülfe , und hat ſeine Volksbeliebtheit nicht wenig erhöht .
Seinem Freunde Nebenius blieb hauptſächlich das

ſtillere , in den Augen der Menſchen weniger glänzende , in der

That aber nicht minder verdienſtliche und oft ſchwierigere Ge⸗

ſchäft der innern Arbeit überlaſſen . An allen bedeutenderen

Geſetzen aus jener Zeit hat er den Hauptantheil . Bei der

Bearbeitung dieſer Vorlagen war er nicht etwa ein tüchtiger
Gehilfe , ſondern der ſachkundige Meiſter , der den Plan und
und Aufriß entwarf , das geiſtige Material lieferte , und zum
guten Theil auch die Ausarbeitung des Einzelnen ſelbſt be⸗

ſorgte . Dabei iſt es nur ein Ausdruck des allgemeinen Ver⸗

trauens , das man in die Vielſeitigkeit des Mannes und die

allumfaſſende Gediegenheit ſeiner Kenntniſſe ſetzte , daß man

ihn auf den Landtagen der 1830er Jahre nicht wie Andere

für ſpecielle Fächer , ſondern zum allgemeinen Regierungscom⸗
0



miſſär ernannte , der vollkommen befähigt war , alle wichtigeren lle

Vorlagen der Regierung , ſei es auf dem Gebiete der inneren ſch

Verwaltung , der Rechtspflege , der Finanzen , ſelbſt das Kriegs⸗
5

budget , je mit der Gründlichkeit und Gewandtheit des Fach⸗

mannes zu vertreten .
N

Allerdings gehörte ſeine ſonſtige parlamentariſche Bega⸗
Her

bung nur einer zweiten Ordnung an . Er ſprach ſchleppend nind

und mußte oft inne halten , nicht aus Mangel , ſondern wegen

Reichthums der Gedanken , die ſich ſeinem ſcharfen combinato⸗

riſchen Verſtande da noch aufdrängten , wo Anderen bereits

Alles glatt und abgethan erſchien . Er war kein eigentlicher

Redner , aber deſto mehr ein gewichtiger Debatter , der ſich in 1

der klaren , den Gegenſtand von allen Seiten beleuchtenden

zllig erſchöpfenden Erörterung — was bei Solchen , die

der Vernunft mehr als der Phantaſie folgen , in ernſten Dingen

am meiſten gilt —ſtets als ein Meiſter erwies , von dem jeder⸗

zeit noch zu lernen war . Daher war auch ſeine Meinung '

in der Kammer jederzeit von großem , und nicht ſelten gerade

in den verwickeltſten Fragen von entſcheidendem Gewicht . 9

83

1 221 2
on 1831 —33 .

Unter der Aegide der beiden genannten Männer , zu denen

noch ihre gleichgeſinnten Collegen Boekh und v. Weiler

zu zählen ſind , vermochte die badiſche Regierung auf dem

denkwürdigen Landtag von 1831 ( 17. März —3ʃ . Decbr . ) mit

den Ständen Hand in Hand zu gehen , wiewohl dieſe Aufgabe

bei den damaligen Stimmungen und Anſprüchen keine leichte
war . Denn auf der einen Seite gab es eine Kammer , deren

große Mehrheit mit ungemeinem 2 lente und faſt rückſichts⸗



ſchheit den Aufſchwung der Zeit benützen wollte , um

alle Forderungen des liberalen Syſtems auf einmal durchzu⸗
ndern Seite ſtand eine Ariſtokratie , welche

—einige edle Männer ausgenommen —der Regierung ſchon

ſchon um ipres ſeit 1849 gehaßten Chefs willen bei jedem

Anlaß feindlich geſinnt ſich zeigte. Dort mußte gemäßigt ,

hier Vertrauen geweckt Werdeit Beides gelang der Umſicht
redlichen Streben der Regierung .

In der That ſtellte damals der badiſche Landtag , gegen⸗

al
*27Y

und dem

über manchen ſtürmiſchen Auftritten an andern OrtenDeutſch⸗
lands , das ſchöne , leider ſeltene Bild einträchtigen Zuſammen⸗
wirkens zwiſchen Ständen und Regierung in allen wichtigeren

Fragen dar . Dieſer glücklichen Eintracht hat das Land we⸗

ſentliche Reformen und bleibende Güter zu verdanken .

Vor Allem wurde die Verfaſſung nach dem Antrag der

8 in
11

905 früheren Integrität wieder hergeſtellt . Unter

den üb der Regierung vorgelegten Geſetzen ſind die

über iheitliche Reorganiſation des Gemeindeweſens ,

über ig und Verwaltung der Gemeinden , über die

Büber Erwerbung des Vürgerrechts
eutendſten . Denn dieſe auf ächt liberalen Grund⸗

ſätzen 50 5 Gemeindeordnung , eine ſchöne Frucht

gemeinſchaftlicher Arbeit von Winter und Nebenius , iſt

der feſte Schlußſtein des badiſchen Verfaſſungslebens geworden ;

ſie ſichert die Selbſtſtändigkeit der Gemeinden in der Ver⸗

walttung ihrer Angelegenheiten , und läßt eine Einmiſchung der

Staatsbehörden nur darin zu , daß die Gemeinden den ihnen

übertragenen Rechten und Pflichten auch wirklich nachkommen .

Neben gänzlicher Aufhebung des Straßengeldes , Ermäßi⸗

gung mehrerer drückender Steuern , kam nach längern Verhand⸗

lungen auch die Abſchaffung aller Frohnden zu Stande⸗

Die Sta ohnden wurden unentgeltlich aufgehoben , die

ſogenanaten Herrenfrohnden , d. i. die an Privatperſonen

zu leiſtenden Robotten , gegen Vergütung des achtzehn⸗ oder

5
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zwölffachen Ertrags , je nachdem ſie auf einer Liegenſchaft oder

auf der Perſon laſteten , abgelöſt . Um die Ablöſung im In⸗

tereſſe des belaſteten Bürgers zu erleichtern , wurde aus der

Staatskaſſe zu den erſteren ein Drittel und zu den letzteren

die Hälfte des Ablöſungscapitals beigeſchoſſen . Zugleich wur⸗

den jetzt ſchon die Neubruchzehnten unentgeltlich , die Blut⸗

zehnten gegen den fünfzehnfachen Ertrag , wozu der Staat

die Hälfte beiſchoß , abgeſchafft . Die Ablöſung aller Zehnten
wurde vorerſt im Grundſatz feſtgeſtellt und das ſchwierige Ab⸗

löſungsgeſetz ſelbſt dem nächſten Landtag vorbehalten .
Der Landtag von 1833 ( 18. Mai — 13. Nov. ) brachte

ein umfaſſendes Forſtgeſetz , auf dem der gegenwärtige

gute Zuſtand des badiſchen Forſtweſens beruht , und als will⸗

kommenſte Frucht das in ſeinen vielfachen wohlthätigen Folgen

ſo wichtige Zehntablöſungsgeſetz . Das letztere Geſetz

rief einen langen , oft unerquicklichen Streit zwiſchen der zweiten
und erſten Kammer hervor , der zuletzt durch eine Art Com⸗

promiß , nach welchem der Zehnten gegen einen zwanzigfachen

Ertrag abgelöst , die Staatscaſſe aber ein Fünftel des ge⸗

ſammten Ablöſungscapitals übernehmen ſolle , noch zu einem

befriedigenden Austrag gebracht wurde .

An dem Zuſtandekommen all dieſer durch den Widerſtreit

der hierbei in Frage kommenden verſchiedenartigen Intereſſen
höchſt ſchwierigen Ablöſungsgeſetze der Grundlaſten und Grund⸗

pflichtigkeit hat Nebenius den weſentlichſten Antheil . Schon
auf dem Landtag von 1831 wußte er die Grundlage der be⸗

treffenden Geſetze , Bewilligung eines Staatszu⸗
ſchuſſes aus Principien der Gerechtigkeit und

des allgemeinen Staatsintereſſes , gegen eine hef⸗
tige Oppoſition der zweiten Kammer durchzuſetzen . Ueberhaupt
enthalten ſeine bei dieſen Anläſſen gehaltenen Reden , nament⸗

lich durch Mittheilung der Ergebniſſe ſeiner gründlichen ſtati⸗
ſtiſchen Unterſuchungen , wodurch für derart legislatoriſche
Arbeiten allein ein gerechter Maßſtab gewonnen werden kann ,
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wohl das Gediegenſte , was über den ſchwierigen Gegenſtand
in deutſchen Kammern je vorgebracht worden iſt .

Durch einen Beitrag von etwas mehr als 8 Millionen
Gulden hat der badiſche Staat zuerſt in Deutſchland die große
volkswirthſchaftliche Maßregel , die Befreiung des Grund und
Bodens von den hemmenden Feſſeln der Feudalzeit , zur Ausführung
gebracht , und zwar ohne Beeinträchtigung der zehntberechtigten
Stiftungen und Privaten , was bekanntlich anderwärts in weit

ſpätern Jahren und unter andern Umſtänden nicht überall

erreicht werden konnte .

Siebentes Kapitel .

leformen auf dem Gebiete der Bechtspflege , der Schule
und des Alnterrichtsweſens .

Auch auf dem Gebiete der Rechtspflege wurde eine
neue Bahn betreten . Man hatte für die geſammte Juſtiz⸗
reform , welche die öffentliche Rechtspflege mit den Forderungen
der fortgeſchrittenen Wiſſenſchaft und Civiliſation in Einklang
bringen ſollte , eine beſondere Geſetzgebun gscommiſſion
niedergeſetzt , zu deren Vorſtand Nebenius ernannt wurde .
Eine erſte Frucht derſelben war eine neue Civil - ⸗Proceß⸗
ordnung , welche Oeffentlichkeit und Mündlichkeit des Verfah⸗
rens als Regel feſtſetzte . Auf Nebenius ' gründlichen Bericht
wurde der Entwurf auch auf dem Landtag von 1831 ohne
artikelweiſe Discuſſion mit wenigen Abänderungen von beiden
Kammern gebilligt . Für eine neue Straf⸗Proceßord⸗
nung mit denſelben Grundlagen und ein neues Straf⸗
geſetzbuch wurden die Vorarbeiten begonnen , und einſtweilen
die Barbarei der körperlichen Züchtigung durch ein beſonderes
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Geſetz entfernt . Auf Nebenius Vorſchlag waren einige der

erſten juriſtiſchen Autoritäten des Landes zur Theilnahme der

von ihm geleiteten Geſetzgebungscommiſſion berufen worden . Wie

ſehr er die Arbeiten derſelben zu fördern gewußt , darüber

hat eines der thätigſten Mitglieder der Commiſſion , ein aus⸗

gezeichneter juriſtiſcher Fachmann ( Duttlinger ) , ſich ausge⸗

ſprochen , indem er bekannte : er und ſeine Collegen hätten viele

ſchöne Blüthen und Früchte auf dem weiten Felde der juriſti⸗

ſchen Wiſſenſchaft und Praxis gepflückt und zuſammengetragen ;

Nebenius habe verſtanden , daraus mit geprüftem Blicke

und kundiger Hand einen wohlgeordneten Strauß zu binden .

Neben dieſen den verſchiedenartigſten Zweigen des öffent⸗

lichen Dienſtes angehörigen Beſchäftigungen , in denen Ne⸗

benius nach der Reihe oder nebeneinander im Finanzweſen ,

in der innern Verwaltung , im Gebiete des Staats⸗ und Pri⸗

vatrechts u. ſ. w. die ungemeine Beweglichkeit und Vielſeitigkeit

ſeines ſchöpferiſchen Talentes bewährte , war es insbeſondere

das engere Gebiet der geiſtigen Intereſſen , Schule und

Unterricht , durch deren zeitgemäße Umgeſtaltung und Er⸗

weiterung er ſich bleibende Verdienſte um Baden erworben

hat . Gerade hier war er der rechte Mann , der als gründ⸗

licher Kenner den nie alternden Werth der klaſſiſchen Studien

für ächt menſchliche Bildung zu ſchätzen wußte , ohne die An⸗

forderungen der Neuzeit und die Bedürfniſſe , welche das Leben

an die Schule macht , zu verkennen .

Durch Nebenius wurde ſeit 1831 das geſammte

Schul⸗ und Unterrichtsweſen des badiſchen Landes nach einem

mit Rückſicht auf die verſchiedenen künftigen Lebensberufe und

deren Bedürfniſſe gegliederten Plan nach und nach umgeſtaltet .

Dies geſchah durch eine ſachgemäße Reform der in Baden

ziemlich tief ſtehenden Gelehrtenſchulen , die bis dahin

jeder einheitlichen Organiſation entbehrten , ferner durch Neu⸗

gründung einer Reihe realiſtiſcher Lehranſtalten , wie

der höhern Bürgerſchulen , höherer und niederer techniſcher



Unterrichtsanſtalten , die bis dahin in Baden faſt ganz fehlten .

Man kann ihn den eigentlichen Gründer der techniſchen Unter⸗

richtsanſtalten in Baden nennen . In ſeiner Schrift : „ Ueber

techniſche Lehranſtalten in ihrem Zuſammenhange mit dem ge⸗

ſammten Unterrichtsweſen “ (Karlsruhe 1833 ) hat er dieſe

Seite ſeiner Schulreform , welche für den gewerblichen Fort⸗

ſchritt des Landes ſo wirkſam gewordent iſt , mit eingehender

Sachkenntniß entwickelt . Dabei ſind ſo vortreffliche Winke

gabe und Organiſa
—5

des geſammten Unterrichts⸗f

weſens , namentlich aber der Volksſchule ?) , gegeben ,daß jenes

„ ) Wir theilen hier aus der erwähnten Schrift des beſonnenen und

erfahrenen Staatsmannes nur Einiges mit , was heute noch, wie

zu allen Zeiten , volle Beachtung verdient . „ Der allgemeine Volks⸗

unterricht “, ſagt Nebenius , „verlangt eine, den unläugbaren Fort⸗

ſchritten der Eultur und insbeſondere den erwachten Bedürfniſſen
höhern Bürgerclaſſen entſprechende Ausdehnung und Stei⸗

gerung . .. Soll aber eine Reform der Volksſchule wohlthätige

Früchte tragen , ſo wird ſie vor Allem , den Religionsunterricht

als die Hauptgrun iſcheuerziehung betrachtend , das
igiöf

ganze Schulbildung durchwalten laſſen . Sie

daß mit allgemeinen Schulplanen wenig

geholfen iſt , wenn nicht für die Bildung tüchtiger,
Lehrer , für ſtrenge Prüfungen und für eine wirkſame

ſicht geſorgt wird ; daß aber auch die beſten Vorſchriften und

ten zur Err

eine kümmerliche Exiſtenz , die den angeſtellten Lehrer erwartet ,

tau 50 junge Lehrer zurückſchreckt , ſich dieſem Stande zu widmen ,

oder Diejen
igen, welche in der Hoffnung einer beſſern Zukunft zum

Lehramt ſich befähigt haben , entweder nöthigt , in ihre Berufs⸗

thätigkeit Nebengeſchäften einen Erwerb zu f ſuchen ,

oder ſie eten Kampfe mit Mangel und Elend überläßt ,

der ihnen und Muth zum thätigen Wirken raubt .

uſtände der Volksſchule betrifft , 10 möchten

ſchulen dem Unterrichte in der ien

reiben und Rechnen und in dem geſetz⸗

tsſyſtem , eine Reihe von Nebenfächern

er Regel wird ſich in
ſ u Schulen die

Belehrung über Alles , was man unter gemeinnützigen Kenntniſſen

chung jener Zwecke erfolglos bleiben , wenn

lichen Maß⸗
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Buch heute noch als eine der beſten Lehrſchriften auf dieſem
Gebiete die vollſte Achtung verdient .

Wohl beſtand ſeit 1825 in Karlsruhe eine Art polpytech—
niſcher Schule , aber mit ſo unvollkommenem Lehrplan und
mit ſo unzureichenden Mitteln ausgeſtattet , daß ſie wie eine

Ironie auf ihren Namen erſcheinen mochte . Das gegenwär⸗

tige Polytechnikum mit ſeinem jetzigen umfaſſenden Lehrplan
und ſeiner wohlgegliederten Organiſation iſt eine Lieblings⸗
ſchöpfung von Nebenius , für deren Förderung und Er⸗

haltung in ihren weſentlichen Grundlagen der ſachkundige
Staatsmann ſtets ängſtlich beſorgt war . Unter ſeiner eifrigen
Pflege hat ſich die Karlsruher polytechniſche Schule zu einer

Lehranſtalt erſten Ranges erhoben , deren Einrichtungen einer

Reihe auswärtiger Schulen zum Muſter dienten , und ſelbſt
in Ländern , wo man dem techniſchen Unterricht ſchon lange
her die größte Aufmerkſamkeit geſchenkt hat , wie in Frankreich
und England , beſondere Anerkennung erlangt haben . Man

vergleiche hierüber , wie überhaupt über den Werth der Nebenius ' ⸗

ſchen Schul⸗ und Unterrichtsreform , das Urtheil eines in dieſem
Fache competenten Mannes , des geiſtreichen St . Marcgei

zu begreifen pflegt , beſſer an das Leſen guter Schulſchriften an⸗
knüpfen laſſen . Nie wird eine oberflächliche Kenutniß von man⸗
cherlei Dingen für den Mangel an feſtem und beſtimmtem Wiſſen
in dem Gebiete des Nothwendigen , für eine Vernachläſſigung der
religiöſen und ſittlichen Bildung entſchädigen .

Indem aber der Lehrplan der Volksſchule das geringſte Maß
ihrer Leiſtung feſtſetzt , woran es nirgends fehlen ſoll , muß er zu⸗
gleich angemeſſene Beſtimmungen für eine den höhern Bedürfniſſen
und den größern Hilfsmitteln der Städte entſprechende
Erweiterung des Unterrichts in den ſtädtiſchen Schulen enthalten . .
Aber auch dieſe ſogen . Fortbildungsſchulen ſollten ſich von
ihrer weſentlichen Beſtimmung niht durch die Ausdehnung der
Lehrplane auf Kenntniſſe entfernen , welche nur für einen beſtimmten
Beruf nothwendig oder nützlich , und nicht , wie Geometrie und
Zeichnen , in jeder guten Stadtſchule als allgemeine Bedürfniſſe
einer bürgerlichen Bildung zu betrachten ſind “ . . .
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Girardin Schrift : „ Sur Pinstruction intermédiaire en Alle-
magne . “

Auch für das badiſche Volksſchulgeſetz von 1835
hat Nebenius den Plan entworfen , und hat die Verhand⸗
lungen über das von ſeinem Collegen und ſpäteren Nachfolger
im Amte , Bekk , im Einzelnen ausgearbeitete Geſetz geleitet

Auch um die beiden Landesuniverſitäten hat er ſich durch
Ordnung ihres verwirrten Haushalts , durch Hebung und Er⸗

weiterung ihrer Lehrmittel ſehr dankenswerthe Verdienſte er⸗
worben . Insbeſondere hat er als langjähriger Curator der
Univerſität Heidelberg durch glückliche Berufungen zu der
hohen Blüthe dieſer Hochſchule ſeit 1830 weſentlich beigetragen .

EAchtes Kapitel .

Zur Geſchichte des großen deutſchen Zolluereins .

Kebenius , der intellectuelle Ürheber des Zollvereins .

Der deutſche Zollverein hat bekanntlich einen langen und

ſchwierigen Zeugungsproceß durchmachen müſſen , bis er ſeine
ſpätere wohlthätige Geſtaltung erhalten hat . In Baden iſt
es erſt auf dem Landtag von 1835 gelungen , nach ſchweren
Kämpfen mit herrſchenden Vorurtheilen den Anſchluß des
Landes an den preußiſchen Zollverein durchzuſetzen ,
der eben damit ſeinen Abſchluß zu einem großen deutſchen
Zollverein erhalten hat .

Für dieſe große nationale Sache hat Nebenius von

Anfang an ſeit ihrer erſten unbeſtimmten Anregung in der
Bundesacte bis zum Beitritt Badens in hervorragender Weiſe
gewirkt , und zwar einmal poſitiv , indem er zuerſt und vor
Allem mit voller Beſtimmtheit die Mittel angab und den Weg



— —

bezeichnete , welche das große Ziel alle in herbeiführen konnten ;

dann aber auch negativ , indem er unausgeſetzt und unbeirrt

durch Widerſpruch und Verkennung mit wahrhaft divinatoriſcher

Vorausſicht alle vom Ziele abführenden Beſtrebungen bekämpfte.

Die Gerechtigkeit gegen den Mann , der ſich durch dieſe ſeine

Wirkſamkeit ein bleibendes Verdienſt um die deutſche Nation

erworben hat , wie die große Wichtigkeit des Gegenſtandes ,

der in neuerer Zeit wieder unſer Aller Wünſche und Sorgen

in Anſpruch genommen hat , fordern , daß wir hier über die

geſchichtliche Entſtehung und allmälige Erweiterung des deut⸗

ſchen Zollvereins einen kurzen Ueberblick geben . Wir folgen

hier ſo viel als thunlich Nebenius ' ſchriftlich hinterlaſſenen

Aufzeichnungen , und hoffen , dadurch das von ihm früher ge⸗

gebene Bruchſtück — ( in ſeiner Schrift : „ Ueber den Beitritt

Badens zu dem großen deutſchen Zollvereine 1833 und in

einem hiſtoriſchen Aufſatz in der „Deutſchen Vierteljahrsſchrift “

2. Heft , 1838 ) — in einer Weiſe zu ergänzen , daß alle wich⸗

tigeren Stadien der Entwickelung dieſer großen Nationalan⸗

gelegenheit in ' s rechte Licht treten .

Die Idee eines die große Mehrheit oder Geſammtheit

der deutſchen Stämme umfaſſenden einheitlichen Zoll⸗

und Handelsgebietes iſt , wie bekannt , in Deutſchland

eine hiſtoriſche , da ſie ſchon auf frühern Reichs - und Kreis⸗

tagen wiederholt ausgeſprochen worden war . Aber ebenſo be

kannt iſt , daß eine Verwirklichung dieſes Gedankens ſelbſt von

patriotiſch geſinnten Politikern lange für eine Chimäre , oder

als zu jenen frommen Deſiderien gehörig erklärt wurde ,

deren Erfüllung einer noch ſehr fernen Zukunft anheim zu

ſtellen ſei . Nach Herſtellung des allgemeinen Friede

Jahr 1815 wurde mit Aufhebung der Continent

traurige Lage des deutſchen Handels⸗ und Gewerbefleißes nur

noch fühlbarer . Die fremden Staaten hatten ihre Prohibi⸗

tionen vermehrt und ihre Tarife verſtärkt ;

ſchen Staaten aber wußten nichts Beſſeres

*

die einzelnen deut⸗
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Errichtung von Mauthſchranken an ihren Grenzen , durch Binnen⸗

zölle und die verſchiedenartigſten Tarifſyſteme ſtrenge gegen

einander ſich abzuſchließen , und dadurch den Verkehr deutſcher

änder unter einander in aller Weiſe zu erſchweren , ohne dem

5 9 Markte irgendwie genügenden Schutz gegen Ueber⸗

ſchwemmung mit ausländiſchen , namentlich mit engliſchen

8 aren zu gewähren . Es war , wie ein witziger Franzoſe ,

r Abbé De Pradt , dieſen Zuſtand bezeichnete , in Deutſch⸗
155 dahin gekommen , daß deſſen Bewohner nur noch durch

Gitter mit einander verkehren konnten .

ie deutſche Bundesacte hatte wie für alle andern ,

ſo auch für die commerciellen und induſtriellen Intereſſen des
hen

Volkes
ſo viel als gar nichts gethan , indem ſie zwar in

Art . 19 der Fundamentalacte und in Art . 65 der Wiener
Schlußacte das Bedürfniß gemeinſamer Verabredungen über

den Wide el und Verkehr zwiſchen den Bundesländern aner⸗
E ber

deſſen üie 10 ich künftigen Berathungen
E zelne fruchtloſe Verſuche der Bundesverſamm⸗

lung in ihren erſten Jahren, wenigſtens über einen der wich⸗

en Zweige der deutſchen Produ ction , über die Allen noth⸗

wendige Erleichterung des Verkehrs mit Lebensmitteln , eine

Verſtändigung herbeizuführen , dienten nur dazu , die große

Schwierigkeit einer commerciellen Einigung Deutſchlands gegen⸗

über den wirklich oder ſcheinbar widerſtreitenden Sonderintereſſen

der Einzelnen in ein klares Licht zu ſtellen , aber auch , daß

Hülfe nicht d
„

anderwärts zu ſuchen ſei .

Umſtänden war es , daß hauptſächlich im

mitt Deutſckhland die Klage über die bald

unerträgliche Lage des deutſchen Handels und Gewerbefleißes

immer lauter und der Ruf nach Abhülfe immer dringender

wurde . So viel bekannt , war im Jahr 1846 auf der Leip⸗

ziger Meſſe in den Kr 14160ů0 des dort verſammelten Handels⸗

und Fabrikſtandes erſtmals - wieder der Gedanke einer deutſchen
Zolleinigung öffentlich angeregt worden . Seitdem wurde die



einel

Sache in Tagesblättern und in beſondern Druckſchriften viel⸗ die

fach hin⸗ und herbeſprochen . W90
Bald kam es auch zu wirkſamern Schritten . Im Früh⸗ a8

jahr 1818 vereinigten ſich die angeſehenſten Mitglieder des Ren

Handels⸗ und Gewerbſtandes in Rheinpreußen zu einer Petition mn
an den Fürſt⸗Kanzler v. Hardenberg , in welcher ſie die

Aufhebung aller Zölle im Innern Deutſchlands und die An⸗

legung von Grenzzöllen als das einzige Mittel für die Hebung 15
ihrer Gewerbe , wie der des übrigen Deutſchlands bezeichneten .

Dieſer Vorgang rief bald anderwärts ähnliche Schritte deuf
hervor . Der erfolgreichſte geſchah im obern Deutſchland . gyer
Dort hatte der Kaufmann Elch von Kaufbeuren auf der

Oſtermeſſe zu Frankfurt 1819 die daſelbſt verſammelten Sl.

Genoſſen zu gemeinſamen Beſtrebungen zu Gunſten des deut⸗

ſchen Handels aufgefordert . In Folge dieſer Anregung bildete

ſich noch im Frühjahr ein bald weit verbreiteter Privatverein

von Handelsleuten und Fabrikanten , der ſich die Verwirk —

lichung einer deutſchen Zolleinigung zur Aufgabe ſetzte . Zu 75
den kräftigſten Stützen dieſes Handelsvereins gehörten Schnell Au
von Nürnberg und Liſt von Reutlingen . Letzterer wurde

zum Conſulenten des Vereins gewählt , und verfaßte als ſolcher 10
die bekannte Eingabe vom 14 . April 1819 an den Bundestag ,
in welcher die herrſchenden Nothſtände mit lebhaften Farben
geſchildert , und um die Herſtellung eines gemeinſamen Mauth⸗
ſyſtems gebeten wurde . Hierbei waren übrigens weder die

Schwierigkeiten einer ſolchen Maßregel , noch die Bedingungen
ihrer Ausführbarkeit in irgend einer Weiſe berührt . Wahr⸗
ſcheinlich wußte der Bundestag hierfür , ſo wenig als Li ſt
ſelbſt , irgendwie praktiſchen Rath , und ließ daher die Petition
unberückſichtigt .

Der Verein , der ſich auf einer Verſammlung zu Nürn⸗

berg neu conſtituirt hatte , ließ ſich hierdurch nicht entmuthigen,
ſondern beſchloß , bei den einzelnen deutſchen Regierungen und
Kammern ſeine Schritte fortzuſetzen , und durch Herausgabe
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einer Zeitſchrift , „ Organ des deutſchen Handels⸗Vereins “, auf
die öffentliche Meinung zu wirken . Ueberall fanden die drei
Abgeordneten des Handelsvereins ( Schnell , Liſt und Weeber
aus Gera ) , wo ſie auf ihrer Rundreiſe erſchienen , eine für
den Gedanken einer deutſchen Zolleinigung höchſt günſtige Stim⸗

mung , auch ihre Klagen über den herrſchenden Nothſtand all⸗

gemein getheilt , leider aber auch dieſelbe Rathloſigkeit , die ſie
mitbrachten , bezüglich der Wegräumung der Schwierigkeiten
und der Ausführbarkeit der Sache überhaupt .

Im Sommer 1819 waren die drei Abgeordneten des

deutſchen Handelsvereins auch nach Karlsruhe gekommen .
Hier hörten ſie erſtmals , daß die badiſche Regierung daran

ſei , für die Herſtellung der commerciellen Einheit
Deutſchlands Schritte zu thun , daß ſie hinſichtlich der Aus⸗

führbarkeit der Sache eine von Nebe nius verfaßte Denkſchrift
in Händen habe , welche praktiſche und detaillirte Vorſchläge
zur Realiſirung der großen Aufgabe enthalte .

Nebenius nämlich hatte bereits im Jahr 1817 an
der öffentlichen Beſprechung dieſer nationalen Angelegenheit
Antheil genommen . Bei der in jenem Jahre vorgenommenen
Ueberarbeitung ſeiner ſchon genannten Schrift über England ,
die im Mai 1818 im Druck erſchien , nimmt er Anlaß , Seite

100 —148 , die mißliche Lage des deutſchen Handels und

Gewerbefleißes zu beſprechen . Indem er deren Urſachen und
die Gefahren ihrer fortſchreitenden Verſchlimmerung darſtellt ,
bezeichnet er als das einzige Mittel einer wirkſamen Abhilfe
die Herſtellung der Freiheit des Verkehrs im Innern Deutſch⸗
lands und die Einführung eines gemeinſamen Mauthſyſtems
an deſſen Grenzen . Kurz , er hatte bereits im Jahre 1817
im Weſentlichen alles Das geſagt und geſchrieben , was der

deutſche Handelsverein zwei Jahre ſpäter durch Liſt ' s be⸗
redten Mund in fortgeſetzten Sollicitationen beim Bundestag
und den deutſchen Regierungen vorzubringen wußte .

Aber Nebenius blieb bei dem bloßen Wünſchen und



formellen Andeuten nicht ſtehen ; er machte ſich ſofort an den

Verſuch , die ſchwere Aufgabe in pof ſitiver 5 zu löſen .

„ Die größte Schwierigkeit “, ſchreibt Nebenius , „die der

Eitnführung eines ein iheitlichen Zollfſyſtems in Denſchtn ent⸗

gegen ſtand , glaubte ich in der Verſchiedenheit der finanziellen

Einrichtungen der einzelnen Länder zu finden . Ich begann

daher während der Bearurbeitung meiner De t im Jahr

1818 , mich mit dem Abgabenſyſtem der e itſchen

Staaten genau bekannt zu machen , um dadurch die Grund⸗

lage für Aufſtellung eines entſpr

ſyſtems zu gewinnen , und die 2 ihrbarkeit meiner

Anſichten und Vorſchläge für eine gemeinſame Zolleinigung

zu begründen . “
Dieſe hochverdienſtliche Arbeit , welche den Gedanken

roßen deutſchen Zollvereins erſtmals in poſitiver Weiſe

entwickelt , enthält die Grundzüge der ganzen Einrichtung , wie

ſie gegenwärtig im deutſch „Sellseeet beſteht ,

leider mit einer einzigen Ausnahm m0 hohne leitend e

Centr —4 9 de , wie ſie Nebenius gleich Anfangs

forderte , ein Vo rſchlag , der , wenn er gleich den übrigen„

bei den Eir deichfenigen des Zollvereins ge⸗

funden hätte ,dieſen vor manchen Wirren der

neueſten Gefährdung ſeiner
Exiſt 07 bewahrt

Häte
Die Milderung der beſtehenden Zollſyſteme , allgemeine

An 0 Stinte
neben der Fortdauer einer Abſonderun

urch Zo überriereen , als halbe menehne
e findet Nebenius eine wahre grü

liche Hilfe nur in der commerciellen Einheit Deutſ

lands , oder , — da Oeſterreich ſich mit ſeinem große

nd die Verhältniſſe zu

E2 2

1

i
Markte vorerſt ſelbſt genüge ,

ie 781 htlich Hinderniübrigen Theilen der Monarch

darböten — der übrigen Länder , alſo in einem

Vereine , den nur das wechſelſeitige Vebſditz und die



Ueberzeugung des gemeinſchaftlichen Nutzens ſchließen und

dauernd erhalten könne .

nius verlangt zur Erreichung dieſes Zweckes : die

Aufhebung der beſtehenden Zolleinrichtungen der einzelnen
theilnehmenden Länder ; die Vereinigung derſelben zu einem

von einer Zolllinie umſchloſſenen Markte ; die Aufſtellung
eines

9920 ünlchaftlichen Zollſyſtems und einer gemeinſchaft⸗
lichen Verwaltung ; in Bezug auf die Zollanlage im Allge⸗

en die Annahme der Grrundſätze , auf welchen der ſpätere

beruht , nämlich Schutzölle
15

Gunſten der

ur⸗Induſtrie , die in de Mgel 10 , 15 bis höchſtens
nicht überſteigen ſollen; die Befreiung oder ganz

Belaſtung der eingeher
8 n Fabrikbedürfniſſe , ſo wie

henden Producte , inſonderheit ſolcher , die nur auf

tanzen in den Verlehr treten ; eine den Bedürfniſſen
der Finanzen und den Mitteln zur Abw85 0

Contrebande

ſſene BeſtWnts jener Einfuhr⸗Artikel , die , wie

re Colonialwaaren , Gle. 15 3 allgemeinen und

emig verbre tteten Ber brauchs ſind ; ſodann die Theilung
inen l

inkünfte
0 der Grundlage der Bundes⸗

matrikel oder der Volksmenge ; die unbedingte wechſelſeitige

reiheit zwiſchen den 1 Ländern , unter alleini⸗

behalt der geſetzlichen Abgaben von ſolchen Gegen⸗
lche ( wie? Vein , Bier , Branntwein , Tabak u.

ſe
w. )

auf ihren Urſprung 55 f0 51 170
Beſchränkung dieſer Abgaben auf wenige ,

Artikel u. ſ. w.

Die Abhandlung ſchließt mit den bedeutungsvollen , faſt

prophetiſchen Worten : „ Wenn dann Deutſchland wirklich die

WWohlthat eines gemeinſamen Handels⸗ und Zollſyſtems er⸗

langen ſollte , ſo würden um ſo leichter unter der neuen Ord⸗

nung der Laug außer der Gleichheit der Maße und

Gewichte im Handel überhaupt , noch mehrere verwandte

Gegenſtände , wie lein gleiches Münzſyſtem , die Befug⸗

2 —CE —
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niſſe der Bundesverſammlung in Anſehung einheimiſcher

neuer Erfindungen ; die Annäherung in den Han⸗

delsgeſetzgebungen der einzelnen deutſchen Staaten , die

Vermittelung des Einverſtändniſſes mehrerer Regierungen zu

Anſtalten für Beförderung des Verkehrs durch große Straßen ,

Anlagen , Kanäle und dergleichen zur Sprache gebracht , und

auf befriedigende Weiſe beſtimmt und geregelt werden können ,

damit Deutſchland auf der einen Seite aller man⸗

nigfaltigen Vortheile , welche ſeine Trennung in

einzelne Staaten , und zugleich aller Wohlthaten ,

welche nur ein gemeinſames Zuſammenwirken

großer Kräfte zu gewähren vermag , immer mehr

und in allen Beziehungen theilhaftig werde . “ —

Das Datum der Vollendung dieſer Abhandlung läßt ſich

nicht genau beſtimmen . In ſeinen hinterlaſſenen Papieren

ſagt Nebenius nur , daß er ſie im Jahre 1818 ge⸗

ſchrieben habe . Daß ſie bereits am Schluſſe dieſes Jahres
oder gleich im Anfang des folgenden fertig vorliegen mußte ,

geht aus Folgendem hervor .
Nebenius hatte ſeiner Abhandlung die Form einer

„Denkſchrift “ gegeben , zu deren Abfaſſung ihn kein amtlicher

Auftrag , ſondern lediglich ein patriotiſches Intereſſe veranlaßt

hatte . Sie war eine Privatarbeit des Mannes , nicht
aber ein amtliches Gutachten , wie Häuſſer im Leben Liſt ' s

die Schrift irrthümlich bezeichnet hat . Auf den Rath eines

Freundes ( des um Baden vielverdienten nachherigen Staats⸗

miniſters v. Duſch ) hatte Nebenius ſeine Schrift dem

Miniſter v. Berſtett übergeben , um damit in ſeiner ein⸗

flußreichen Stellung einen dem Zwecke dienlichen Gebrauch zu

machen . Miniſter v. Berſtett , wiewohl er kein Finanz⸗
mann war , erkannte doch bald die Wichtigkeit der Schrift ,
indem er aus ihrem Inhalte die Ueberzeugung gewann , daß

auf dem hier gezeigten Wege eine Vereinigung der deutſchen
Staaten zu einem gemeinſchaftlichen Zollſyſteme ausführbar



ſei. Da dieſer Staatsmann in der glücklichen Löſung der
großen Aufgabe neben den volkswirthſchaftlichenVortheilenzugleich ein willkommenes Mittel politiſcher Beruhigung in
jener aufgeregten Zeit erblickte , ſo war er entſchloſſen , mitallen ihm zu Gebot ſtehenden Mitteln für die Sache zu wir⸗ken. Er ließ die Schrift lithographiren und vielfach vertheilen ,auch unter verſchiedene Mitglieder der eben (April 1819)zuſammentretenden erſten badiſchen Ständeverſammlung.

Wohl im Zuſammenhang mit dieſem Vorgang ſtand , daßFreiherr v. Lotzbeck gleie ) in der erſten Zeit des Land⸗
tags in der zweiten Kammer eine Motion auf Herſtellung des
freien Verkehrs in Deutſchland begründete , was bald auch in
andern deutſchen Kammern gleiche Schritte hervorrief. Indem Berichte über die Lotzbeckſche Motion hat v. Lieben⸗
ſtein , dem Nebenius ſeine Arbeit mitgetheilt hatte , wohldas Schönſte und Ergreifendſte vorgebracht , was vielleichtüber dieſe nationale Noth in deutſchen Landen je geſprochenworden iſt .

In der von Nebenius im Jahre 1818 verfaßten und
in den erſten Monaten des Jahres 1819 in weitern Kreiſenbereits bekannten Denkſchrift war der deutſche Zollverein in
nuce vorhanden . Dies iſt auch ſpäter , als das endlich zuStand gebrachte Werk in ſeinen Wirkungen den Meiſter lobte ,
ſelbſt in officieller Weiſe anerkannt worden . In einer nach
Karlsruhe ergangenen Note des preußiſchen Miniſteriums des
Auswärtigen vom 28 . November 1833 heißt es unter Anderm :
„ Es muß dem Verfaſſer der badiſchen Denkſchrift von 1819
zur großen Genugthuung gereichen , wenn er aus den Ver⸗
trägen der jetzt zu einem gemeinſamen Zoll⸗ und Handels⸗
Syſtem verbundenen Staaten erſehen wird , wie vollſtändig
nunmehr die Ideen in ' s Leben getreten ſind , welche von ihm
in ſeiner Denkſchrift ſchon im Jahre 1819 über die Bedin⸗
gungen eines deutſchen Zollvereins geſagt und bekannt gemacht
worden ſind . “ —

6
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Auch Liſt hatte von dem Inhalt und dem Zwecke der

Denkſchrift bei ſeiner Anweſenheit zu Karlsruhe im Sommer

1819 im Allgemeinen Kenntniß erhalten . Mit den Details

derſelben ſcheint er übrigens um dieſe Zeit noch nicht vertraut

worden zu ſein , da ſeine Aufſätze aus dieſer Zeit ( im Organ

des Vereins ) deutlich darthun , daß er über die Wege , wie die

Schwierigkeiten zu heben , und wie das , was er und ſeine Ver⸗

bündeten ſo ſehnlich wünſchten , verwirklicht werden könne , noch

völlig im Unklaren war .

Ueberhaupt iſt auch nicht die leiſeſte Spur vorhanden , daß in

jenen Tagen , außer Nebe nius , irgend Jemand mit einem

praktiſchen Plan zur Löſung der Aufgabe , welche Alle ſtellten ,

aufzutreten wußte . Alles , was Liſt in dieſer Richtung vor⸗

zubringen wußte , beſteht in dem ( in Nr . 3 des Organs vom

1. Auguſt 1819 ) ertheilten Rath : „ einen Congreß von Kauf⸗

leuten und Fabrikanten zu berufen , um einen gründlichen Plan

über ein Bundes⸗Douanenſyſtem zu entwerfen , das die in⸗

ländiſche Induſtrie ſichere und den Ausfall in den Finanzen

der einzelnen Staaten decke “ , — „eine Meinung “ , bemerkt

eine erſte ſtaatswirthſchaftliche Autorität ( Rau ) hierzu , „die

auch bei aller Achtung gegen dieſe Klaſſen von Gewerbsleuten

nicht zu vertheidigen iſt , weil zu einer ſolchen Arbeit auch

höhere ſtaatswirthſchaftliche Kenntniſſe und ein nicht durch

eigene Betheiligung befangenes Urtheil gehören . “

Etwas ſpäter macht Liſt in einer Eingabe des Handels —

vereins ( vom 15 . Febr . 1820 ) , um den Knoten zu zerhauen ſtatt

zu löſen , den verzweifelten Vorſchlag , „ daß die Zolleinkünfte

entweder vom ganzen Bunde oder von den einzelnen Staaten

an eine Actiengeſellſchaft verpachtet werden ſollen , die ſich dann

verbindlich machen müßte , den bisherigen Zollertrag als Pacht⸗

zins zu entrichten . “ ( ) Gewiß zeugen derartige Vorſchläge für

den großen Feuereifer des unermüdlichen Agitators des Handels⸗

vereins , aber auch, daß weder jener , noch dieſer in dieſer Frage

ſelbſt „ das Ei des Kolumbus zum Stehen zu bringen “ wußten .
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Liſt ſelbſt bekennt in einem unter ' m 3. November 1819

von Stuttgart aus an Nebenius gerichteten Schreiben ſeine

Rathloſigkeit in und über die Sache , indem er ſich ſelbſt ſagen
mußte , wie jede noch ſo energiſche Darſtellung des nirgends
in Abrede gezogenen herrſchenden Nothſtandes und der Dring⸗
lichkeit einer Abhilfe durch ein gemeinſchaftliches Mauthſyſtem
ſo lange unwirkſam und erfolglos bleibe , als nicht nachge⸗
wieſen werde , auf welche Weiſe und unter welchen
Bedingungen eine ſolche Maßregel wirklich aus⸗

führbar ſei . Liſt ſagt in dem uns vorliegenden Schreiben :
„ Der Handelsverein habe von deutſchen Regierungen indirect

die Aufforderung erhalten , an den hohen Congreß in Wien

eine umfaſſende Denkſchrift einzugeben , worin die Nothwen⸗
digkeit , die Möglichkeit und Ausführbarkeit einer deutſchen
Bundes⸗Douane dargethan werde . Jetzt ſei hierzu der ent⸗

ſcheidende Augenblick gekommen , der nicht ſobald wieder⸗

kehren dürfte . “ Er bittet daher Nebenius wiederholt um

ſeinen Beiſtand für die Sache , indem er ſchreibt : „ Nur die

Ueberzeugung , daß Niemand in Deutſchland die Ver⸗

hältniſſe des deutſchen Handels ſo durchdrungen ,
Niemand für dieſen Plan ſo viel vorgearbeitet

hat , als Ew . Hochwohlgeboren , konnte mich vermögen , wieder⸗

holt in Hochdieſelben zu dringen und mich dem Vorwurf der

Zudringlichkeit auszuſetzen “. „ Ohne Zweifel “ , ſetzt er hinzu ,
„ haben Sie bereits durch Ihre Regierung gewirkt . Allein

dies dürfte Sie doch nicht abhalten , uns in dieſem Augenblick
zu unterſtützen , da die Stimme des Handelsvereins , welche
auf dem Congreſſe als die Stimme der öffentlichen Meinung
angeſehen werden muß , gewiß nicht ohne Gewicht iſt , und

insbeſondere diejenigen Regierungen , welche für die Sache
ſind , in den Stand ſetzt , ſich auf die allgemein herrſchende
Noth und auf die Stimme des deutſchen Publikums zu be⸗

rufen . “ — Zum nähern Verſtändniß dieſes Schreibens be⸗

merken wir , daß Liſt während ſeiner ſchon erwähnten Anweſen⸗
6 *
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heit in Karlsruhe mit Nebenius über den Gegenſtand

verhandelt hatte , daß Letzterer aber als Mitglied der Regierung
den Conſulenten eines Privat⸗Vereins mit ſeiner Denkſchrift
und deren Inhalt nicht näher vertraut machen konnte , da jene

bereits die Grundlage zu diplomatiſchen Verhandlungen mit

den deutſchen Regierungen bildete .

Die nach dem Schreiben Liſt ' s beabſichtigte Eingabe des

Handelsvereins an den Miniſtercongreß zu Wien iſt die ſchon
oben berührte vom 15 . Febr . 1820 , welche als Löſung des

Räthſels eine Zollpachtung in Vorſchlag bringt ! Uebri⸗

gens iſt der Brief Liſt ' s an Nebenius bezeichnend für
das Verhältniß , in welchem die Wirkſamkeit beider Männer

zur Geneſis des großen deutſchen Zollvereins ſteht . Liſt
wirkte für die Entſtehung des Vereins dadurch , daß er ſeit

Oſtern 1819 die Klage über den traurigen Zuſtand des deut⸗

ſchen Handels und der deutſchen Induſtrie , und den Ruf nach
Abhilfe mittelſt eines gemeinſchaftlichen Mauthſyſtems immer

lauter und dringender erhebt ; Nebenius that daſſelbe ſchon
im Frühjahr 1818 , indem er die Lage der Dinge mit der

Klarheit und Sicherheit des Kenners öffentlich beſpricht , und

dabei bereits ahnen läßt , daß die Schwierigkeiten einer com⸗

merciellen Vereinbarung in Deutſchland nicht unüberwind⸗

lich ſeien .

Liſt weiß zur Erreichung dieſes ſehnlichſt gewünſchten
Zieles kein anderes Mittel , als einen Congreß von Kaufleuten und

Fabrikanten zu berufen , welcher ein ſolches erſt auffinden ſolle ,
oder zu dem neapolitaniſchen Syſtem einer Zollpachtung ſeine Zu⸗
flucht zu nehmen . Nebenius legt bereits Anfangs des Jahres
1819 einen vollſtändig ausgearbeiteten Plan vor , welcher den

deutſchen Zollverein in nuce fertig darſtellt , nach deſſen Vor⸗

ſchlägen dieſer ſpäter in ' s Leben tritt , und auf deſſen Grund⸗

lagen er heute noch beſteht .
Wenn daher irgend Jemand , ſo muß Friedrich Ne —

benius als der intellectuelle Urheber des deutſchen Zoll⸗

——
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vereins erklärt werden . Indeſſen hat es eine Zeit gegeben ,
wo dieſes Verdienſt und ſeine Ehre für Liſt in Anſpruch ge⸗
nommen wurden , wozu der feurige Agitator des Handels⸗
vereins durch Selbſtüberſchätzung ſeiner eigenen Wirkſamkeit
und deren Erfolg für den Zollverein Anlaß gegeben hatte .

Wie ganz anders urtheilt Nebenius ſelbſt über die
Stellung , die er zum deutſchen Zollverein einnimmt ! Mit
jener Anſpruchsloſigkeit , die ihn überhaupt charakteriſirt , bemerkt
er in ſeinen hinterlaſſenen Aufzeichnungen : „ Wie hoch man
die Wirkſamkeit des Einen oder Andern für den deutſchen
Zollverein anſchlagen mag , ſo würde ohne Verletzung der
Gerechtigkeit und hiſtoriſchen Wahrheit kein Einzelner als
intellectueller Urheber des großen Werkes bezeichnet werden
können , das man zunächſt der durch ſchwere Erfahrungen ge⸗
wonnenen Einſicht in den weiteſten Kreiſen , dem erwachten
Nationalgefühl , den Beſtrebungen patriotiſcher Männer in allen
Ländern , die dem Zollverein angehören , zu verdanken hat . “

Wohl aber mußte es das berechtigte Selbſtbewußtſein
des Mannes verletzen , als ſpäter Liſt ' s engere Freunde und
enthuſiaſtiſche Anhänger der von ihm vorgeſchlagenen hohen
Schutzzölle ihrem Meiſter das Hauptverdienſt um den Zoll⸗
verein , ja die Urheberſchaft deſſelben , mit Mißachtung alles
thatſächlichen Herganges , zuzuwenden ſuchten . „ Die kauſtiſche
Anſpielung “ — ſchreibt Nebenius —in dem Leben Liſt ' s von
Häuſſer S . 34, „ auf das Ei des Kolumbus trifft nicht da⸗
hin , wo ſie brennen ſoll . Nicht wer unter Tauſen⸗
den , welche die Verwirklichung eines Gedankens
verlangen , ſeine Stimme am lauteſten erhebt ,
ſondern wer bei entſtandenem Zweifel über die
Möglichkeit ſeiner Verwirklichung die Art und
Weiſe , wie die entg egenſtehenden Schwierigkeiten
zu beſiegen und die Ausführung zu ſichern ſei ,
auf befriedigende Weiſe entwickelt , bringt das
Ei des Kolumbus zum Stehen . . . “ „ Ich bin “, fügt er
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hinzu , weit entfernt , hierauf einen ähnlichen Anſpruch , wie

Liſt und ſeine Freunde ihn erhoben , zu ſtützen . Auch bin ich

nicht thöricht genug , mir einzubilden , daß nicht Andere , was

ich gedacht und geſprochen , eben ſo gut denken und erringen

konnten . Das iſt der große Irrthum Liſt ' s , daß er in einer

Sache , für welche ein allgemein tiefgefühltes Bedürfniß überall

gleichartige Beſtrebungen hervorrief , nur ſeiner Thätigkeit

einen wirkſamen Einfluß zuſchrieb , ohne ſich zu fragen , welchen

Eindruck bei Sachkennern der ſtete Ruf , „ es müſſe anders

werden “ , hervorbringe , wenn der Rufende ſelbſt über dies

„ Andere “ ganz im Unklaren ſich befindet , und über das „ Wer⸗

den “ keinen Aufſchluß zu geben vermag . . .

„ Da ich in einer Reihe von Jahren an den Verhand⸗

lungen der deutſchen Regierungen in Zoll⸗ und Handels —

angelegenheiten Theil nahm , ſo kann ich aus eigener Erfahrung

beſtätigen ,daß ich Liſt niemals als eine Autorität auch nur bei

einer Frage hätte nennen hören . Ueberall hielt man ſich an

ausgezeichnete Mitglieder des Handels - und Gewerbeſtandes

ſelbſt . Als Li ſt im Juli 1819 zu Karlsruhe anweſend war ,

zeigte er eine große Redefertigkeit in Darſtellung des herr⸗
ſchenden Nothſtandes und der Nothwendigkeit eines Retorſions⸗

ſyſtems ganz in allgemein gehaltenen Erörterungen . Es fehlte

ihm noch überall die Reife der Erfahrung , die er nach ſeinem

vorausgegangenen Bildungs - und Berufsleben auch nicht haben

konnte . “ —

Liſt und ſeine Freunde überſchätzen offenbar den Einfluß

des Handelsvereins , welchen ſie , was auch häufig jetzt noch

im größeren Publikum geſchieht , als Urſache des Zollvereins

darſtellen und mit demſelben gewiſſermaßen identificiren . Dabei
überſehen ſeine Anhänger , daß , als die eigentlichen Schwierig⸗
keiten mit den Darmſtädter Unterhandlungen begannen , Liſt

bereits vom Schauplatze abgetreten war , und allen weitern

Agitationen für die Zolleinigung fremd blieb . Erſt weit ſpäter

nach gewonnenem Erfolg ( um die Mitte der 1830er Jahre )



Ci

2A

— 837

begann er wieder für die Intereſſen des deutſchen Handels⸗

und Gewerbfleißes und für die allgemeinen Intereſſen des

internationalen Verkehrs durch Wort und Schrift zu wirken .

Erſt in jenen ſpätern Tagen hat Liſt hauptſächlich als feuriger

Kämpfer für hohe Schutzzölle , worüber das Urtheil ſtets ge⸗

theilt ſein wird , in den weiteren Kreiſen des Publikums unge⸗

meine Gunſt ſich erworben . —

Nebenius hatte durch ſeine Denlſchrift eine feſte

Grundlage zu einem gemeinſamen deutſchen Handels⸗ und

Zollſyſtem gelegt . Aber es galt noch unendliche Schwierigkeiten

zu überwinden , die widerſtreitenden Intereſſen zu vermitteln

und einer rührigen , theils auf wirthſchaftlichen Ideen , theils

auf politiſchen Rückſichten beruhenden Oppoſition zu begegnen ,

bis das vorgeſteckte große Ziel erreicht werden konnte . In

dieſer ganzen Periode langwieriger und oft troſtloſer Unter⸗

handlungen und der allmäligen Bildung einzelner engerer

Vereine im Norden und Süden Deutſchlands , bis deren

Verſchmelzung in den großen deutſchen Zollverein gelang ( um

1835 ) , zeigt Nebenius die ſtarke Seite ſeiner ſtaatsmänniſchen
Begabung : Vorausſicht und kluge Berechnung der

jedesmaligen Sachlage . Wir werden gerade hier ſein

Verdienſt um die gute Sache des deutſchen Volkes noch höher

ſtellen dürfen , da das , was erin ſeiner Denkſchrift ausge⸗

ſprochen und vorgezeichnet hatte , erſt durch ſeine nachfolgende

Wirkſamkeit allmälig zur vollen Reife gebracht worden iſt .



Neuntes Kapitel .

Tortſetzung . Lortſchreitende Berwirklichung der Zder
einer commertiellen Einheit Zeutſchlands . — Ber ſüd -

deutſche Zollverein .

Unſtreitig gebührt der badiſchen Regierung der Ruhm
zuerſt und vor Allem die Idee einer commerciellen Ein —
heit Deutſchlauds erfaßt und in officieller Weiſe aus⸗
geſprochen zu haben . Auch an der Realiſirung derſelben durch
Herſtellung eines großen deutſchen Zollvereins gebührt ihrer
Umſicht und Ausdauer ein Hauptantheil . Der Gründer
und zugleich der tüchtigſte und beharrlichſte Vertreter dieſer
Handelspolitik ſeines Heimathlandes iſt Nebenius . Es
würde zu weit führen , die auch heute noch vielfach lehrreiche
Entwicklungsgeſchichte des deutſchen Zollvereins im Einzelnen
hier zu verfolgen . Wir überſchauen nur die weſentlichen
Phaſen dieſer Entwicklung und die Stellung , die Baden zu
ihr eingenommen hat , um, ſo weit das an der badiſchen Re⸗
gierung lag , das große Ziel herbeizuführen .

In Baden hatte der leitende Miniſter v. Berſtett ,
wie ſchon bemerkt , hauptſächlich aus politiſchen Erwägungen
für die von Nebenius vorgelegte Denkſchrift ein warmes
Intereſſe genommen , und war ſeitdem bemüht , ihren Ideen
auch auswärts Eingang zu verſchaffen . Auf dem Congreſſe
zu Karlsbad brachte er die Sache zuerſt im Allgemeinen
in Anregung , indem er in einem am 16 . Auguſt 1819 vor⸗
gelegten Memoire die Gebrechen des damaligen Zuſtandes
und das Bedürfniß einer Abhilfe zur Beruhigung der auf⸗
geregten Gemüther mit Wärme zu ſchildern ſuchte.
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Auf den darauf folgenden Miniſterconferenzen zu
Wien theilte v. Berſtett lithographirte Abſchriften der badiſchen
Denlſchrift ſelbſt mit , was wenigſtens die Wirkung hatte , daß
im Schooße des Congreſſes eine Commiſſion zur Begutachtung
der Sache niedergeſetzt wurde . Aber die Berathungen der⸗
ſelben blieben reſultatlos ; der badiſche Vorſchlag für eine
commercielle Einigung Deutſchlands fand wenig Anklang .
Man hielt die Sache nicht für ausführbar , und wollte die
Handels⸗ und Zollangelegenheit , wie ſo oft in Deutſchland,
wo ein leidiger Dualismus der Auffaſſung , der Neigung und
Abneigung , des wirklichen und ſcheinbaren Particular⸗Intereſſes ,
den höhern gemeinſamen Intereſſen Aller hindernd in den
Weg tritt , den Separatverhandlungen der einzelnen Regierungen
unter einander überlaſſen .

Zuerſt vereinigten ſich jetzt die ſüdweſtlichen Staaten von
Deutſchland , Baiern , Würtemberg , Baden , Heſſen⸗
Darmſtadt , Naſſau , denen auch die thüringiſchen
Staaten , Kurheſſen , die reußiſchen Fürſtenthümer u. a.
ſich anſchloſſen durch einen Präliminarvertrag vom 19 . Mai
1820 zu dem Beſchluſſe , durch Separatverhandlungen eine
gemeinſame Vereinbarung über die wechſelſeitigen Verkehrs⸗
verhältniſſe herbeizuführen . Dies führte zu dem Handels⸗
congreſſe dieſer Vereinsſtaaten zu Darmſtadt , deſſen
Verhandlungen mit einigen Unterbrechungen bis 1823 ſich hin⸗
zogen . Unter den Bevollmächtigten nahmen Nebenius , der
Vertreter Badens , und der ausgezeichnete würtembergiſche
Staatsmann Freiherr v. Wangenheim , der in tieferer
Auffaſſung der Sache den Anſichten des Erſten am nächſten
kam, bald eine hervorragende Stellung ein .

Anfänglich ſchienen die Verhandlungen ſchnell zu einem

erwünſchten Reſultate zu führen . Nebenius hatte als Be⸗
richterſtatter über die Hauptſache , den gemeinſamen Ta⸗
rif , Entwürfe vorgelegt , wofür ihm ſämmtliche Bevollmächtigte ,
wie die Protokolle nachweiſen , ihren Dank beſonders ausdrücken
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zu müſſen glaubten . Er hatte im Allgemeinen weit niedrigere

Zölle , als in ſeiner frühern Denkſchrift vorgeſehen waren ,

in Antrag gebracht , weil , wie er betonte , „ der Größe des

Vereinsgebietes auf das anzunehmende Syſtem

nothwendig Einfluß geſtattet werden müſſe . “

Es war Bayern , das nachträglich unerwartete Einſprache

gegen den von Baden vorgeſchlagenen Tarif erhob , und ent⸗

ſchieden auf ſehr hohe Zölle drang . Hierüber konnte eine

Verſtändigung nicht erzielt werden , und wurden die Unterhand⸗

lungen abgebrochen . Auch zwei Jahre ſpäter , als die Ver⸗

einsverhandlungen zu Stuttgart wieder aufgenommen wurden ,

blieb der Tarif das Haupthinderniß einer ſüddeutſchen

Zoll - und Handelseinigung .
Nebenius ſpricht ſich über die Gründe ſeines Beneh⸗

mens , das damals im großen Publikum nicht begriffen und

deshalb wegen ſcheinbarer Inconſequenz hart getadelt wurde ,

in einer Weiſe aus , welche das letzte Endziel der badiſchen

Handelspolitik klar durchblicken läßt .

„ Ich hatte “, bemerkte er , „die vollkommene Ueberzeugung ,

daß , wenn der ſüddeutſche Verein mit Einſchluß Badens

zu Stande gekommen wäre , und mit hohen Schutzzöllen

nur zehn Jahre in ſeinem beabſichtigten Umfange und einem

Markte von 9 —10 Millionen Einwohnern beſtanden hätte , eine

Vereinigung mit dem nördlichen Deutſchland , namentlich

mit Preußen und Sachſen , die größten Schwierigkeiten

gefunden haben würde . Dieſes Ziel , die Bildung eines

großen deutſchen Vereins , mußte aber ſtets im Auge

behalten werden , wenn etwas wirklich Großes und für die

deutſche Nation wahrhaft Nützliches zu Stande kommen ſollte .

Ein Baden umfaſſender ſüddeutſcher Verein konnte als ziem⸗

lich wohl arrondirt zwar für ſich beſtehen , und ein leidliches

Daſein gewinnen . Aber hohe Schutzzölle würden ſchnell
dort eine Induſtrie hervorgerufen haben , die ſich mit aller Kraft

der Aufhebung der Schranken , welche den Norden und Süden

—
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trennten , widerſetzt hätte . . . Aber auch hiervon abgeſehen ,
würde Baden durch die Annahme hoher Schutzzölle — allein

ſeinen Verhältniſſen nach — die geringen Vortheile eines

Vereins von ſo beſchränktem Umfange viel zu theuer erkauft

haben . Ein bayeriſch - würtembergiſcher Verein war

zu ſchlecht arrondirt , als daß in ſeinem Gebiete ohne uner⸗

träglichen Koſtenaufwand ein ſtrenges Mauthſyſtem mit einem

hohen Tarif gehörig hätte gehandhabt werden können . “

„ Daher “ , fährt Nebenius fort , „erſchrak ich nicht , als

der bayeriſche und würtembergiſche Commiſſär mir

zu Stuttgart endlich erklärten : „ Wenn Baden abtrete , ſo

würden Bayern und Würtemberg für ſich abſchließen . “

Ich erſchrak nicht , als der heſſiſche Bevollmächtigte erklärte : .

„Heſſen würde ſuchen , ſich mit Preußen zu vereinigen “ . .

Ich war ſogar froh darüber , weil ich vorausſah , daß die Er⸗

fahrung weniger Jahre genügen werde , das Bedürfniß einer

großen Vereinigung recht fühlbar zu machen , und als unab⸗

weisliche Nothwendigkeit erkennen zu laſſen . “
Die an Baden gerichtete Drohung wurde bald in ' s

Werk geſetzt . Bayern und Würtemberg vereinigten ſich
im Jahre 1828 zu einem ſüddeutſchen , Preußen mit

Heſſen⸗Darmſtadtzu einemnorddeutſchenZollgebiet .
Jene antinationale Politik , welche aus übel verſtandenem Eifer
für Souveränitätsrechte , aus wirklichen oder erkünſtelten Sym⸗

pathien und Antipathien eine Scheidewand zwiſchen dem Süden

und Norden des gemeinſamen Vaterlandes zu ziehen ſich zur

Aufgabe ſtellt , hatte geſiegt . Dieſen beiden Vereinen gegen⸗
über blieb Nebenius conſtante , überallhin ausgeſprochene
Meinung , daß Baden weder dem bayriſch - würtembergiſchen
noch dem preußiſch⸗heſſiſchen Vereine beitreten dürfe , wohl
aber in ſeinem eigenen Intereſſe und in dem von ganz Deutſch⸗
land durch ſeine ſelbſtgewählte Iſolirung beide zuletzt nöthigen
ſolle , zu einem großen gemeinſamen deutſchen Verein

ſich die Hände zu reichen .
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Dieſe im großen Styl gedachte , ächt deutſche Politik iſt

vielleicht unſeres Staatsmannes ſchönſter Ruhm ; denn es war

hauptſächlich ſeine erprobte Autorität , welche manch ängſtliches

Bedenken inmitten der badiſchen Regierung ſelbſt beſchwichtigte ,

und deren Handelspolitik auch auf den Landtagen von 1828

und 31 gegen heftige Angriffe und Anſchuldigungen aufrecht

erhielt . Dabei klagte man Nebenius öffentlich des Eigen⸗

ſinns und einer engherzigen , nur auf den Vortheil des eigenen

Landes ſpeculirenden Politik an . Man nannte ihn in aus⸗

wärtigen Blättern einen Gegner jedes Vereins , einen Rene⸗

gaten aus den verwerflichſten Gründen . In Würtemberg ,

wo man Nebeniuns beſſer kannte , glaubte man noch billig

zu urtheilen , wenn man erklärte , daß er durch die Vortheile ,

die der badiſche Handel und die badiſche Zollkaſſe vom Schleich⸗

handel ziehe , beſtochen worden ſei . Doch fehlte es auch dort nicht an

perfiden Andeutungen über den Einfluß des engliſchen Goldes u. a.

„ Alles dieſes “ , ſchreibt Nebenius , „konnte mich nicht irre

machen ; ich war gewiß , daß bald eine Zeit komme , welche
den Leuten die Schuppen von den Augen nehmen werde . Was

vorauszuſehen war , hatte ſich ſchon im Jahre 1832 klar her⸗

ausgeſtellt , nämlich , daß der bayeriſch - wür tembergiſche

Verein den gehegten Erwartungen nicht entſpreche , überhaupt

ohne große Nachtheile für Land und Volk mit ſeiner koſtſpie⸗

ligen und für den Zweck doch nicht zureichenden Abſperrung

nicht länger beſtehen könne “ .

„Jetzt “, bemerkt Nebenius hiezu , „ war es nicht an uns ,

den erſten Schritt zu thun . Die Erfahrung mehrerer ſeit

Gründung des ſüddeutſchen Vereins verfloſſener Jahre hatte
durch die That gezeigt , daß Baden , wie ich vorausgeſetzt ,
in ſeiner iſolirten Stellung vermöge ſeiner geographiſchen Lage

gar wohl ſich behaupten könne . Sein Zwiſchenhandel hatte
in Folge der beträchtlichen Erhöhung der benachbarten Mauth⸗
tarife an Ausdehnung weſentlich gewonnen , und ſeine Zölle
gewährten bei einem ungemein mäßigen Tarife verhältnißmäßig



eine mehrfach größere Einnahme , als der weit höhere Tarif
des bayeriſch⸗würtembergiſchen Vereinn “ . . .

Es blieb in der That für den ſüddeutſchen Verein nichts
übrig , als wie dort die vorherrſchende Anſicht war , Baden

ſelbſt unter Gewährung gewiſſer Vortheile zum Beitritt zu
vermögen , um dadurch das Vereinsgebiet zu arrondiren , oder
aber mit dem norddeutſchen Verein in Unterhandlungen zu
treten . Hätte Baden mit ſeiner Handelspolitik rein particu⸗
lariſtiſche Zwecke verfolgt , es hätte ſie jetzt in vollem Maße
erreichen können , aber gewiß wäre dann eine gemeinſame
deutſche Zoll - und Handelseinigung wieder in die weiteſte
Zukunft gerückt worden .

Von jetzt an greift die Umſicht des Königs Wilhelm
von Würtemberg fördernd in die Sache ein , indem es ſeiner
klugen Vermittlung gelang , durch Verhandlungen mit Preußen
einen Vereinigungsvertrag zwiſchen dem norddeutſchen und ſüd⸗
deutſchen Verein vorläufig zu Stande zu bringen . Ihm gebührt
das unbeſtrittene Verdienſt zu der endlichen Erreichung des

großen Ziels , der commerciellen Einheit Deutſchlands zuerſt
unter den deutſchen Fürſten einen wirkſamen Schritt gethan
zu haben .

Nachdem nämlich Baden die neuerdings angebotene
Verbindung mit dem ſüddeutſchen Verein abermals aus den⸗

ſelben Motiven wie früher abgelehnt hatte , ſuchte ſich der

würtembergiſche Hof Preußen zu nähern und mit ihm
Unterhandlungen anzuknüpfen . Zu dieſem Zwecke ſendete König
Wilhelm den ältern Freiherrn v. Cotta , mit deſſen Miſſion
auch der bayeriſche Hof einverſtanden war , im Anfang des

Jahres 1829 nach Berlin . Die Wahl dieſes erfahrenen
Geſchäftsmannes war eine glückliche zu nennen ; denn Cotta
war mit Nebenius enge befreundet , mit deſſen Planen und

Ideen längſt vertraut , und hatte bisher in ſeiner unabhängigen
nichtamtlichen Stellung für deren Realiſirung mit warmer

Theilnahme zu wirken geſucht . Nebenius rühmt von ihm,



daß deſſen Wirkſamkeit für die allgemeinen Intereſſen des

deutſchen Handels weit fruchtbarer geweſen als die ſeines

ſchwäbiſchen Landsmannes Li ſt .

Zehntes Kapitel .

Fortſetzung . — Preußens urſprüngliche Stellung zur

deutſchen Handelscinigung . Veränderung ſeiner Politik .

— Der preußiſch -heſſiſche , der mitteldeutſche und Eim -

becker Verein .

Preußen ſelbſt war bis dahin allen Beſtre⸗

bungen für die gemeinſamen deutſchen Handels⸗

intereſſen durchaus fremd geblieben . Es hatte

auf die Verhandlungen zu Darmſtadt und Stuttgart in keiner

Weiſe einzuwirken geſucht , und hatte ſich überhaupt der ganzen

deutſchen Handelsbewegung gegenüber , die man in Berlin für

chimäriſch zu halten geneigt war , rein paſſiv verhalten . „ Alles “ ,

ſchreibt Nebenius , „ was ſpäter , nach dem Zuſtandekommen
des Zollvereins , von frühern Abſichten und Einlei⸗

tungen des preußiſchen Cabinets in Bezug auf
eine deutſche Handelseinigung behauptet wurde ,

iſt reine Erdichtung . “

Dieſe auffallende Haltung oder vielmehr politiſche Kurz⸗

ſichtigkeit des Berliner Kabinets in einer die Stellung und

die Intereſſen Preußens ſo nahe berührenden Sache findet in

Folgendem ihre Erklärung . Preußen hatte in Folge der
oben berührten Petition der Rheinlande im Jahr 1818 alle

Binnenzölle aufgehoben , und hatte durch Einführung eines

einheitlichen Grenzzollſyſtems einen leidlichen Zuſtand für den

Handel und die Induſtrie ſeiner Unterthanen geſchaffen . Es

hatte damit übrigens nur das gethan , was andere Bundes⸗
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ſtaaten , namentlich Bayern , Würtemberg und Baden , ſchon

längere Zeit vorher ausgeführt hatten . Allerdings war der

Zuſtand der Induſtrie und des Handels in Preußen bei der

Milde und innern Zweckmäßigkeit des neuen Tarifs und bei

dem größern Marktgebiet des norddeutſchen Großſtaates beſſer

daran , als in andern Bundesſtaaten , und ließ das Bedürfniß

einer Vereinigung mit dieſen geraume Zeit weniger empfinden .

Aber wie wenig man in Berlin , wie man ſpäter gerne deſſen

ſich rühmen wollte , bei Aufſtellung des Tarifſyſtems von 1818

an ein planvolles Vorgehen dachte , Preußen an die Spitze einer

deutſchen Handelsverbindung zu ſtellen , zeigt ſprechend genug

der eine Umſtand , daß das Berliner Kabinet die wiederholten

Anträge der Darmſtädter Regierung auf eine Zolleinigung

lange Zeit abweiſen zu müſſen glaubte , weil die leitenden

preußiſchen Staatsmänner die Schwierigkeiten , welche die Ver⸗

ſchiedenheit der Intereſſen und Steuerſyſteme einer ſolchen

Vereinigung nach ihrer Meinung entgegenſtelle , für unüber⸗

windlich hielten . Erſt als Heſſen ſich verſtand , den preußiſchen

Tarif und die preußiſchen Einrichtungen in allen ihren Theilen

unverändert anzunehmen , ſogar ſein indirectes Steuerſyſtem

dem preußiſchen zu aſſimiliren verſprach , ließ ſich das Berliner

Kabinet gleichſam zu einem Verſuche herbei , und ſchloß mit

Heſſen - Darmſtadt die Zoll⸗ und Handelseinigung durch Ver⸗

trag vom 15 . Februar 1828 .

Der heſſiſche Vertrag ſollte übrigens der Vorgang zu

Größerem werden , und bezeichnet überhaupt den endlichen Wende⸗

punkt derEpreußiſchen Politik zu einer nationalen Auffaſſung
der deutſchen Handelsfrage . Man lernte jetzt bald im Kleinen

die Vortheile ſchätzen , die ein erweitertes Marktgebiet überall

der Induſtrie bietet , und hielt die Schwierigkeiten einer fort⸗

ſchreitenden deutſchen Zolleinigung nicht mehr , wie früher , für

unbeſiegbar . Von dem Augenblicke an , wo die Erfahrung

dieſer beſſern Ueberzeugung die Oberhand verſchafft hatte , hat

auch das preußiſche Kabinet mit weiſer Umſicht und Wärme



ſeinen natürlichen Beruf verfolgt , ſich an die Spitze einer

großen deutſchen Zoll - und Handelseinigung zu ſtellen . In

dieſer Richtung war Preußen noch beſtärkt worden , als die

wachſende Strenge der ruſſiſchen Mautheinrichtung um dieſelbe

Zeit ſeine Induſtrie und ſeinen Handel mit empfindlichen

Verluſten bedrohte , ein Umſtand , der das Bedürfniß nahe

legte , aus der bisherigen Iſolirung herauszutreten , und einen

Erſatz durch Verbindungen mit dem übrigen Deutſchland zu

gewinnen , zumal mit dem Süden , deſſen Induſtrie im Allge⸗
meinen weniger vorangeſchritten war .

Indeſſen verſuchte der alte böſe Geiſt , der den ſonnen⸗

klaren Geſammtintereſſen des deutſchen Volkes ſo oft feindlich

entgegentritt und der Ehre und Machtentwicklung Deutſchlands

ſchon ſo viele Wunden geſchlagen hat , nochmals ſeine Waffen

gegen das jetzt von Preußen vertretene nationale Princip

einer commerciellen Einigung Deutſchlands . Kaum hatte der

Abſchluß des preußiſch⸗-heſſiſchen Vereins auf dieſes Ziel hin⸗

gedeutet , als das alte Mißtrauen und ein mehr blinder als

erleuchteter Eifer für Wahrung von Souveränitätsrecht zwei
Verbindungen in offenbarer Oppoſition gegen die weitere Ent⸗

wicklung einer deutſcher Zoll - und Handelsgemeinſchaft her⸗
vorriefen . Der ſogenannte mitteldeutſche Verein vom

24 . September 1828 , der um das Königreich Sachſen die thü⸗

ringiſchen Staaten , Naſſau , Homburg , die reußiſchen Länder

u. a. gruppirte , und der dieſen etwas ſpäter ſich abzweigende Eim⸗

becker Verein , den Hannover mit Kurheſſen , Oldenburg
und Braunſchweig am 27 . März 1830 abſchloß , bildeten in

der That keine Zollvereine , da weder der eine noch der andere

ein gemeinſames Mauthſyſtem annahm ; die verbündeten Staaten

verpflichteten ſich nur , außer Gewährung wechſelſeitiger Ver⸗

kehrserleichterung in keinen auswärtigen Zoll - und Mauthver⸗
band zu treten , d. i. in ihrer bisherigen Iſolirung zu verharren
und der Theilnahme an einem großen deutſchen Zollverein
ſich zu enthalten . . . So loſe Vereinbarungen , mit offen aus⸗
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geſprochenen unpatriotiſchen Tendenzen , konnten indeſſen nicht
lange beſtehen ; ſie mußten wenn nicht der beſſern Einſicht ,
ſo doch der wachſenden Noth und dem drängenden Bedürfniß
eine nach der andern weichen . Alles hing davon ab , ob und

welche Stellung Süddeutſchland zu dem preußiſchcheſſiſchen
Verein einzunehmen ſich willens zeigte .

Dies war die Lage der Dinge , als der würtembergiſche
Unterhändler v. Cotta in Berlin erſchien , um Preußen zu
einer Verſtändigung über die Handelsfrage die Hand zu bieten .

Sie wurde jetzt , nachdem die preußiſchen Staatsmänner mit

der Idee eines großen deutſchen Zollvereins ſich befreundet
hatten , gerne und in richtiger Würdigung der weitgreifenden
Vortheile , die ſie bot , angenommen . Nach einer vorläufigen
Verabredung über wechſelſeitige Verkehrserleichterung zwiſchen
dem preußiſch - heſſiſchen und ſüddeutſchen Zollverein kam der

Vereinigungsvertrag zwiſchen beiden am 22 . März 1833 zum

Abſchluß .

„Hiermit “ , ſchreibt Nebenius , „ war der Sieg der deut⸗

ſchen Nationalität über das Syſtem der Abſonderung im Ge⸗

biete des Verkehrs entſchieden , die commercielle Ein⸗

heit in der ganzen Aus dehnung , in der ſie nach
allen Umſtänden zur Zeit möglich und zur Be⸗

friedigung der Geſammtintereſſen der Bundes⸗

länder zureichend erſchien ; denn der Zutritt aller

übrigen dazwiſchen liegenden Staaten konnte nicht fehlen . In
ihrer Vereinigung bildeten ſie dann einen wohlarron⸗
dirten großen Markt und eine Handelsmacht vom

erſten Range . “
Noch blieb übrigens eine Schwierigkeit übrig , an der

das Werk der Einigung ſcheitern konnte . Es war dies die

in den Verträgen vorbehaltene Zuſtimmung der landſtändiſchen
Kammern in Baiern und Würtemberg , und der als noth⸗

wendig erachtete Zutritt Badens , ohne welchen das Vereins⸗

gebiet nach einer Seite jeder ſichern und bequemen Abgrenzung
7
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ermangelte . In Baiern fand die Sache keinen Anſtand ; deſto

mehr aber in den beiden ſchwäbiſchen Schweſterſta aten Wür⸗

temberg und Baden .

Denn es iſt nicht immer die dynaſtiſche Politik deutſcher

Regierungen allein , es ſind auch leider nicht ſelten die idioſyn⸗

kratiſch gewordenen Eiferſüchteleien und Vorurtheile der deutſchen

Volksſtämme , welche das Werk jeder Einigung in Deutſchland

erſchweren . Denn der vorgeſchrittene Liberalismus des ſchwä⸗

biſchen Stammes , wie er in der Oppoſition der beiden Kam⸗

mern zu Stuttgart und Karlsruhe ſeinen Ausdruck fand , blickte

mit tiefem Mißtrauen auf das abſolutiſtiſche preußiſche Re⸗

giment und auf Alles , was von dieſem ausging . Daher die

wunderliche Ironie des Geſchickes , daß die liberale Partei in

Süddeutſchland , deren Programm die nationale Einheit oben

an ſchrieb , jetzt , da dieſer wenigſtens auf dem Gebiete der

materiellen Intereſſen , wo das Bedürfniß der Einigung am

lauteſten und allgemeinſten gefühlt wurde , entſprochen werden

ſollte , am meiſten geneigt war , dagegen Oppoſition zu erheben .

Zu dieſer Abneigung aus politiſchen Gründen kam in

Würtemberg noch die Verſtimmung hinzu , welche man dort

über die mit mancherlei Chikanen und Nachtheilen verbundene

ſtrenge Abſperrung an der weitgedehnten Grenze von den

Ufern des Bodenſee ' s bis zum Main hin ziemlich allgemein

empfand . Es war im großen Publikum die vorherrſchende
Anſicht verbreitet , daß ein Verein , in welchem das Königreich
die Zollgrenze bilde , ſo lange Baden nicht beitrete ,

dem würtembergiſchen Intereſſe nicht entſpreche , und man ſich

hüten müſſe , durch Annahme des angebotenen Vereinigungs⸗

vertrags mit Preußen den nachtheiligen Zuſtand an der Grenze

zu verlängern und vielleicht für immer zu befeſtigen .

Dieſe Anſicht , welche als die öffentliche Meinung des

würtembergiſchen Volkes gelten konnte , kam der zahlreichen

Oppoſition in der würtembergiſchen Kammer gar ſehrzuHilfe ,

und hätte ihr vorausſichtlich um ſo ſicherer den Sieg verſchafft ,
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als um dieſelbe Zeit auch in Baden immer mehr Stimmen

gegen jede Vereinigung mit Preußen und für das Verharren
in der bisherigen Iſolirung , bei der ſich das Land wohlbefinde ,
laut wurden . Zu dieſen Opponenten gehörten mehrere der

geachtetſten und einflußreichſten Stimmführer der liberalen

Partei , wie Rotteck , Sander u. a , auch der Freiherr
v. Weſſenberg , dieſer als Theoretiker aus Hinneigung

zu den Grundſätzen einer unbedingten Handelsfreiheit .

Durch den Einfluß ſolcher Männer war die Zahl der

Gegner des preußiſchen Vereins in Würtemberg und Baden

täglich im Zunehmen begriffen . Eine Anzahl Abgeordneter
beider Länder hielt im Anfang des Jahres 1833 eine Zu⸗

ſammenkunft zu Pforzheim , um über die Handelsfrage ſich zu

beſprechen , und über einen gemeinſchaftlichen Feldzugsplan

gegen den Anſchluß an Preußen ſich zu verſtändigen . In

Folge deſſen wurde in der würtembergiſchen Kammer im Fe⸗

bruar 1833 von der Oppoſition der Antrag eingebracht , die

früher der Regierung ertheilte Vollmacht , einen Vereinigungs⸗

vertrag mit Preußen abzuſchließen , zurückzunehmen . Der Sieg
der Oppoſition ſchien kaum mehr zweifelhaft . Der entſchei⸗
dende Augenblick zum Handeln durch offene Erklärung Badens

für die Sache der Vereinigung war gekommen .

Eilftes Kapitel .

Fortſetzung . Abſchluß des deutſchen Zollvereins .

Sieg der badiſchen Handelspolitik .

Bei der angegebenen Sachlage ſchien es Nebenius

dringend Noth zu thun , das Publikum über die Grundloſigkeit
der Beſorgniß der Einen und der Hoffnung der Andern auf⸗

zuklären , daß nämlich Baden , wenn der große Verein nicht zu

7



Stande komme , ſich zuletzt noch zum Anſchluſſe an das Syſtem
des ſüddeutſchen Vereins , wenn auch mit Modificationen des⸗

ſelben , verſtehen dürfte . Zu ſolchem Zwecke unternahm er

ſeine Schrift : „ Ueber den Beitritt Badens zu dem großen

deutſchen Zollverein“ ( Karlsruhe 1833 ) . Von der in Würtem⸗

berg herrſchenden Stimmung und den ſie nährenden Partei⸗

beſtrebungen wohl unterrichtet , wollte er darin die Gründe

entwickeln , welche die großherzogliche Regierung von dem An —

ſchluß an den ſüddeutſchen Verein abgehalten hätten und auch
ferner abhalten müßten . Zugleich wird mit überzeugender
Klarheit nachgewieſen , welchen Einfluß die Verſchiedenheit der

Lage und Ausdehnung eines großen deutſchen Vereinsgebietes
und des beſchränkten ſüddeutſchen Binnenmarktes auf die Beur⸗

theilung aller Fragen ausübe , von deren Beantwortung in

national⸗ökonomiſcher , finanzieller und politiſcher Beziehung
die Räthlichkeit des Beitrittes des Großherzogthums abhänge ,
und wie dieſer Beitritt bei der jetzigen Sachlage in allen jenen
Beziehungen geboten erſcheine .

Um gar keinen längeren Zweifel über das Endziel der

badiſchen Handelspolitik , das dieſe ſtets vor Augen gehabt ,
und deſſen längſt erſtrebte Verwirklichung jetzt nahe ſtand ,
Raum zu geſtatten , ließ Nebenius ſeine im Jahre 1818 ge⸗

ſchriebene Denkſchrift über die commercielle Einigung Deutſch⸗
lands erſtmals drucken und als Anhang beigeben .

Die Schrift war die Arbeit weniger Tage , denn ſie mußte

noch vor der nahe bevorſtehenden Abſtimmung der würtem⸗

bergiſchen Stände über den Vereinsvertrag erſcheinen , ſollte

ihr Zweck nicht verfehlt werden . Ende October hatte ſie die

Preſſe der Müäller ' ſchen Hofbuchhandlung in Karlsruhe ver —

laſſen . Schon auf die Kunde ihres Drucks waren von Wür⸗

temberg aus Hunderte Exemplare beſtellt , und in den erſten
Tagen des November an ſämmtliche Abgeordnete und überall
im Lande verbreitet worden . Ueber den Eindruck , den die

Nebenius ' ſche Schrift in Würtemberg hervorbrachte , liegt uns

S

2



ein Schreiben vor , das Staatsrath Vellnagel , ein älterer , dem

Könige Wilhelm ſehr nahe ſtehender Staatsbeamter , in jenen
Tagen anderen Verfaſſer richtete ; er ſchreibt unter Anderem :

„ Sie haben ſich durch ihre gediegene Schrift ein unſterbliches
Verdienſt um ganz Deutſchland erworben , und man wird ihren
Namen an den der Könige von Würtemberg und Baiern , die

den erſten Anruf zur Realiſirung der Idee eines allgemeinen
Handels⸗Vereins gegeben haben , zunächſt anreihen , als den

einflußreichſten Beförderer der guten Sache , indem nunmehr

die Bahn gebrochen iſt , um Baden und die übrigen diſſen⸗
tirenden Bundesglieder in den Verein hiuneinzuziehen . Bei

uns hat die Erſcheinung Ihres hochverdienſtlichen Werkes all⸗

gemeine und die erfreulichſte Senſation hervorgebracht ; bei

der erſten Verkündigung der Schrift , von der ich noch nichts
wußte , kam im Theater ein Miniſter in die Loge, wo ich mich
befand , ausdrücklich in der Abſicht , mich davon zu benachrich⸗
richtigen , mit den Worten : „ Baden iſt endlich auch dem Verein

beigetreten ! “ Auf meine Erwiederung : wie das möglich ſei ,
es könne derzeit durchaus nichts Wahres an der Nachricht
ſein , antwortete er : „ Nebenius hat dafür geſchrieben und

das iſt genug , man kann nunmehr ſicher auf den Beitritt

Badens rechnen . “ —

In der That hatte die Nebenius ' ſche Schrift der wür⸗

tembergiſchen Oppoſition gegen den Vereinsvertrag ihre ſchärfſte
Waffe entwunden ; jener erhielt ſchon am 5. November 1833

die Zuſtimmung der würtembergiſchen Kammer .

In Baden ſetzte indeß auch jetzt noch der größere Theil
der liberalen Partei unter v. Rotteck ' s Führung einen

hartnäckigen Kampf gegen eine engere Vereinigung mit Preu⸗

ßen fort . Rotteck bot alle Mittel der Preſſe und Agitation
auf , um, wie er erklärte , „ in dieſer Lebensfrage des conſtitu⸗
tionellen Deutſchlands “ ſeine Heimath vor den Schlingen einer

abſolutiſtiſchen Politik zu bewahren . Aber wie groß auch der

Einfluß und wie gewichtig ſonſt die Stimme des gefeierten
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Volksmannes war , die öffentliche Meinung war ſeit Nebenius

Auftreten für den Verein entſchieden zu Gunſten des Anſchluſſes
umgeſtimmt .

Hierzu hatte ſeine zweite größere Schrift : „ Der deutſche
Zollverein , ſein Syſtem und ſeine Zukunft “ , Karlsruhe 1835 ,
die Nebenius kurz vor dem entſcheidenden Zuſammentritt
der badiſchen Stände erſcheinen ließ , weſentlich beigetragen .
Denn dieſe Schrift gewährte unter Zugrundlegung ſtatiſtiſcher
Thatſachen mittelſt Wahrſcheinlichkeitsberechnungen einerſeits
einen beruhigenden Einblick auf die Wirkungen , welche ein

großer deutſcher Zollverein für die Schaffung und Erſtarkung
einer deutſch⸗nationalen Induſtrie und Manufactur ausüben

werde , während ſie andererſeits als künftige Frucht der letztern
eine wünſchenswerthe engere Verbindun gund Vereini⸗

gung mit dem öſterreichiſchen Kaiſerſtaat , überhaupt
aber eine allmälige Minderung des Zolltarifs , und

folglich eine Annäherung an das Freihandels - ⸗
ſyſtem , in Ausſicht nahm . Solche im Januar 1835 nieder⸗
geſchriebene Ideen gewannen für die Vereinsſache auch die
noch Wankenden , die ſich zu freihändleriſchen Anſchauungen
hinneigten und deren Zahl in Baden , beſonders unter dem
mittleren Kaufmannsſtande , nicht gering war .

Baden ſchloß am 12 . Mai 1835 ſeinen Einigungsver⸗
trag mit Preußen ab ; er wurde bald nachher von der Ver⸗
ſammlung der badiſchen Stände mit großer Mehrheit der
Stimmen gutgeheißen , und trat mit dem 1. Januar 1836 in ' s
Leben *) . Durch den Beitritt Badens erhielt der deutſche Zoll⸗

) Zur Vervollſtändigung bemerken wir bezüglich des Beitritts der
übrigen deutſchen Staaten : Die nächſte Wirkung der Vereinigung
des preußiſch⸗heſſiſchen mit dem ſüddeutſchen Verlin ( Baiern und

Würtemberg ) war der Rücktritt Kurheſſens von der unfrucht⸗
baren Eimbecker Verbindung ; der Kurſtaat trat durch Vertrag
vom 25. Auguſt 1831 ( vollzogen am 1. Januar 1832 ) dem
preußiſch⸗heſſiſchen Vereine bei. Raſch folgten nun das König⸗



verein im Südweſten ſeinen Abſchluß , und mittelſt der über

60 Meilen ſich erſtreckenden Rheinlinie ſeine natürliche Grenze

gegen Frankreich und die Schweiz . Ob man auch hoffen
darf , daß in nicht langer Zukunft auch die Schranken nieder⸗

fallen , welche das deutſche Vereinsgebiet vom Bodenſee oſt⸗

wärts bis zur ſüdlichen Grenze des preußiſchen Schleſiens
abſchließen ? d. ii , ob man von der Einſicht und dem Patrio⸗

tismus der Deutſchen erwarten dürfe , daß ſie mit allmäliger

Hinwegräumung entgegenſtehender Hinderniſſe die unermeß⸗

lichen Vortheile zu erobern wiſſen , welche der deutſchen Induſtrie ,
Production und Handel ein freies Marktgebiet von 70 Millionen

Menſchen darbietet ? — über dieſe und ſo manche andere ,

gerade in neuerer Zeit wieder in Vordergrund tretende Frage

gibt die ſchon genannte Schrift „ Ueber Syſtem und Zukunft
des deutſchen Zollvereins “ wohl zu beachtende Winke .

„Jetzt ſtehen wir nicht mehr auf dem Gebiete der Wahr⸗

ſcheinlichkeitsrechnungen über die Wirkungen der commerciellen

Einheit der großen Mehrheit der deutſchen Länder , ſondern

ſind in der günſtigen Lage , ihren Einfluß in wirklichen , wahr⸗

nehmbaren Erſcheinungen zu beobachten und die praktiſche

Entwickelung aller auf den Verein bezüglichen Verhältniſſe mit

dem Intereſſe zu verfolgen , welches eine der wichtigſten An⸗

gelegenheiten des deutſchen Volkslebens in Anſpruch nimmt . “

Mit dieſen wenige Jahre nach dem Abſchluß des großen

deutſchen Vereins niedergeſchriebenen Worten , die gerade jetzt
wieder zu beherzigen wären , konnte Nebenius ſchon gegen

reich Sachſen durch Vertrag vom 30. März 1833 , vollzogen

am 1. Januar 1834 , die thüringiſchen Staaten und die

reußiſchen Länder zu derſelben Zeit . Nach dem Anſchluß

Badens an den großen deutſchen Verein folgten ſeinem Bei⸗

ſpiel die noch übrigen ſüddeutſchen Staaten : Naſſau , Heſſen⸗

Homburg und die freie Stadt Frankfurt mittelſt Vertrag

vom 2. Januar 1836 . Im Jahre 1841 traten Brau uſchweig ,

Lippe , Waldeck , Luxemburg und ſpäter ( 1855 ) Han⸗

nover , Oldenburg u. a. bei.
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Ende der 1830er Jahre mit freudiger Befriedigung den Ein⸗
fluß und die Früchte eines Werkes überſchauen , an deſſen
Zuſtandekommen — wenn irgend einem Einzelnen — ihm
vor Allem ſein Antheil , Ehre und Dank gebühren .

Der deutſche Zollverein iſt aus einem Nationalbedürfniß
hervorgegangen , und iſt in Wahrheit die einzige erfreuliche
That , welche das erſtarkende Nationalbewußtſein der Deutſchen
in ' s Leben gerufen hat . „ Weiſe man uns “ , ſchreibt Nebe⸗
nius in ſeinen hinterlaſſenen Aufzeichnnngen , „ nur ein Bei⸗
ſpiel nach von einer in das Sonderleben zahlrei er , unab⸗
hängiger Staaten ſo tief eingreifenden , mit einer weſentlichen
Beſchränkung des freien Gebrauches ihrer Hoheitsrechte
verbundenen Veränderung eines beſtehenden völkerrechtlichen
Zuſtandes , die auf friedlichem Wege , durch wechſelſeitiges
Vertrauen , durch freiwilligen Verzicht auf jede Art egoiſtiſcher
Zwecke , durch bloße Beachtung des Natur - und
Vernunftgemäßen , durch freiwillige Zuſtimmung und
nicht durch Machtgebote bewirkt wurde ! “ . . .

„ Fremd “ , bemerkt Nebenius weiter , „ blieben bei allen
Verhandlungen der einzelnen Staaten unter einander poli⸗
tiſche Nebenzwecke . Man wird eine hierauf deutende
Beſtimmung in den wirklich abgeſchloſſenen , ſowie in den vielen
nicht zum Abſchluß gekommenen Entwürfen vergebens ſuchen
und überhaupt in keinem Stadium der mannichfach verzweigten

erhandlungen irgend eine Spur einer , dem merkantilen In⸗
tereſſe fremden , politiſchen Abſicht finden . . . Allerdings war
die Frage des Zollvereins auch unter dem politiſchen Geſichts⸗
punkt zu betrachten , aber nicht unter dem einer engeren Ver⸗
bindung zur Erſtrebung beſonderer politiſcher Zwecke ,
ſondern unter dem der allgemeinen deutſchen
Politik , unter dem Geſichtspunkt des Einfluſſes der großen
Maßregel auf die Entwickelung der productiven Kräfte der
deutſchen Länder , auf die innere Verkettung ihrer Intereſſen ,
auf Reichthum und Macht der geſammten deutſchen
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Nation . . . Unter dieſem Geſichtspunkt erſcheint die Bil⸗
dung des Vereins , wenn er auch zur Zeit noch nicht alle
Bundesländer umfaſſen kann , dennoch als eine erſte deut⸗

ſche Nationalangelegenheit und liegt ſeine Er⸗

haltung im wohlverſtandenen Intereſſe Aller ,
ſelbſt jener deutſchen Staaten , die durch ihre Lage und Ver⸗

hältniſſe jetzt noch — wir hoffen nicht für immer — von dem
Beitritt abgehalten werden . “ . . .

„ Gibt es “ , ruft Nebenius aus , „ einen glänzenderen
Beweis der Fortſchritte wahrer Humanität und der vernünf⸗
tigen moraliſchen und politiſchen Principien in dem Leben der

deutſchen Stämme und Staaten , als die Art und Weiſe , wie
wir unſere commercielle Freiheit errungen haben , welche eine

Grundlage und Vorbild für jede andere werden kann ? Nur
die Verkennung jeder geſunden Politik , der Aerger über wirk⸗
liche oder vermeinte Verluſte , welche an den frühern Zuſtand
der Iſolirung der deutſchen Staaten ſich knüpften , die eng⸗
herzigſten Eiferſüchteleien der Einen gegen die Andern , die
der Freude des Auslands über die hilfloſe Lage des zerſtückten
deutſchen Marktes gleichkommt , können an den Grundlagen des

deutſchen Zoll - und Handelsvereins rütteln und dieſen ſelbſt
jemals in Frage ziehen wollen ! ! “ . . .

Zwölftes Kapitel .

Der Eiſenbahnbau in Baden .

Es war wohl nicht zufällig , ſondern iſt als eine Wirkung
des regern öffentlichen Lebens in Baden zu betrachten , daß
man dort zuerſt in Deutſchland an das , nach den damals noch
vorherrſchenden Anſichten , große Wagniß ſich machte , eine das
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ganze Land durchziehende Eiſenbahn herzuſtellen . Hiezu hat
Nebenius nicht nur den Hauptanſtoß gegeben , ſondern es

iſt lediglich ſeiner tiefen Einſicht und richtigen Vorausſicht zu

verdanken , daß das große Unternehmen als Staatsſache , auf

Koſten aber auch zum Vortheil des Staates , zur Ausführung
kam , und dadurch Baden vor einem großen Uebelſtand be —

wahrt blieb .

Es iſt bekannt , welche Bedenken , und faſt ängſtliche Scheu

in der erſten Hälfte der 1830er Jahre hinſichtlich der damals

noch ganz neuen Eiſenbahnfrage allgemein in Deutſchland
herrſchten . England hatte die Sache in Uebereinſtimmung

mit dem Geiſte und den maßgebenden Maximen ſeiner Ver⸗

waltung — nach einem vereinzelt gebliebenen Verſuche des

Staatsbau ' s —lediglich der Privatinduſtrie überlaſſen .

Auch in Deutſchland waren die wenigen kleineren Eiſen⸗

bahnbauten , die kurz vor oder gleichzeitig mit der badiſchen

Bahn in ' s Leben gerufen wurden , wie die Nürnberg⸗Fürther ,

Leipzig⸗Rieſaer , Berlin - Potsdamer und die Taunus - Bahn ,

lediglich Privatunternehmungen .

Nur das muthig aufſtrebende Belgien hatte —freilich
aus ganz beſondern Gründen der innern Politik — den Bau

ſeines Eiſenbahnnetzes ſelbſt in die Hand genommen , und hatte

damit einen Anfang gemacht . Ueberall ſonſt auf dem Conti —

nent , namentlich in Deutſchland , zeigten die Regierungen wenig

Luſt zur Nachahmung ; es ſchien faſt als Verwegenheit , den

Staatscredit , wie man damals dachte , mit ſo unſoliden und

koſtſpieligen Unternehmungen , deren Rentabilität ſehr pro⸗

blematiſch ſei , auf ' s Spiel zu ſetzen .

Da ſchlug Baden unerwartet den entgegengeſetzten Weg
ein , und ging auch hier mit dem Beiſpiele des Beſſern voran .

Doch war es nicht ohne Kampf geſchehen .
Die Eiſenbahnfrage wurde in Baden zuerſt durch das

Conceſſionsgeſuch eines und des andern Privaten , einen Schie⸗

nenweg von Mannheim aus in geradeſter und folglich
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kürzeſter Linie durch die Rheinebene nach Baſel anlegen
zu dürfen , in den Kreis der Berathungen der Regierung ge —

zogen . Es wurde ein Comité niedergeſetzt , um über einige ,
von Nebenius entworfene und vom Staatsminiſterium
genehmigte Fragen bezüglich des Eiſenbahnunternehmens gut⸗
ächtlichen Bericht zu erſtatten . — Dieſen übernahm Nebe —

nius ſelbſt .

„ Man dachte nicht anders “ , bemerkt dieſer in ſeinen Auf⸗
zeichnungen , „ als daß der Bau auf Staatskoſten nicht räthlich
ſei , und es ſich nur von den nähern Bedingungen einer Con⸗

ceſſionsertheilung handeln könne . . . . Ich ſelbſt “, fügt er

hinzu, „ war anfänglich dieſer Meinung , bis mich erſt eine

reifere Ueberlegung und tieferes Eindringen in die noch neue

Frage davon zurückbrachten “. . .

In der That kann ſein ſpäter auch durch den Druck ver⸗

öffentlichter Bericht ( 1836 ) , der die Eiſenbahnfrage nach allen

Seiten , namentlich unter dem ſtaatswirthſchaftlichen Geſichts⸗
punkte auf ' s gründlichſte beleuchtet , für ein Muſter einer um⸗

ſichtigen nationalökonomiſchen und ſtatiſtiſchen Arbeit gelten .
Sie hat nicht nur in Baden , ſondern auch in weitern Kreiſen

zur Berichtigung der damals noch zweifelhaften Anſichten über

die folgenreichſten Verkehrsmittel der Neuzeit weſentlich bei⸗

getragen , und hat ſiegreich die Gründe , welche für die Aus⸗

führung großer Eiſenbahnlinien auf Staatskoſten — zumal
in kleinern Staaten —ſprechen , zur Geltung gebracht .

Das Comité , ganz von den herrſchenden entgegengeſetzten

Anſichten befangen , wurde von Nebenius ' Antrag nicht wenig

überraſcht ; es hielt ihn für allzu bedenklich , hatte indeß eben

ſo wenig Muth , ihm beizutreten , als einen andern abweichenden

Beſchluß zu faſſen . Auch das Staatsminiſterium , d. i. Staats⸗

miniſter Winter , zeigte ſich ſchwankend . Da rieth Nebe⸗

nius ſeinem Freunde , aus tüchtigen Männern des Landes

Notable zu berufen , und deren Ausſpruch die Hauptfrage : ob

Staatsbau oder nicht ? zur Entſcheidung vorzulegen . Dies
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geſchah ; die Verſammlung der Notablen im Jahre 1837 , an⸗

fangs in ihrer großen Mehrheit den herrſchenden Anſichten
huldigend , entſchied ſich auf Nebenius ' Bericht uach längerer
gründlicher Berathung faſt einſtimmig für die Anträge des⸗

ſelben . Nur zwei Stimmen , die bei den eifrigen Bewerbungen
mehrerer concurrirender Geſellſchaften für Erlangung einer

Conceſſion betheiligt waren , verharrten in der Oppoſition .
So hatte der überlegene Scharfblick des Mannes in

einer häkeligen Frage der Zeit einen glänzenden Triumph
errungen , ehrenhaft für ihn und von den wohlthätigſten Folgen
für die finauziellen Kräfte und die volkswirthſchaftlichen Zu⸗ U
ſtände des Landes . Denn es hatte jetzt zugleich im Gegen⸗
ſatz zu dem früher beliebten und von den Technikern bereits

adoptirten Plane , parallel mit dem Rheine in geradeſter
Linie von Mannheim aus , über Carlsruhe nach Baſel zu
bauen , d. i. Menſchen und Waaren auf kürzeſter Route von
einem Ende des Landes an das andere zu verbringen , die
von Nebenius vertretene richtigere Auffaſſung geſiegt , nämlich
die neue Straße des großen Verkehrs möglichſt dem Gebirge

zu nähern , wo eine dichtere und wohlhabendere Bevölkerung
7 und die Ausmündungen volkreicher und induſtrieller Thäler

die günſtige Rentabilität der badiſchen Hauptbahn bedingen
und auch für die Zukunft ſichern .

Jetzt freilich , nachdem das ausgeführte Werk für ſich
ſpricht , mögen derlei Dinge Vielen als ſelbſtverſtändlich und
das Gegentheil abſurd erſcheinen . Wer aber das Werden
miterlebt hat , und weiß , wie gerade dies Gegentheil damals
beim Mangel aller Erfahrung den Leuten als das Selbſt⸗
verſtändliche erſchien , und wie ſchwer es hielt , gegen die andere
von einflußreichen Stimmen vertretene Anſicht aufzukommen ,
wird die tiefere Einſicht und das Verdienſt des Mannes zu
ſchätzen wiſſen .

Dieſes Reſultat , das Nebenius ' Bericht herbeigeführt
hatte , iſt um ſo höher anzuſchlagen , als derſelbe lediglich als
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ein von dem Staatsrath Nebenius erſtattetes Gutachten,
nicht aber als Collectiv - Votum des Comité ' s und folglich als
die Anſicht der Regierung , der Notablenverhandlung vorgelegt
worden war . Dieſe Form der Mittheilung , als einer bloßen
Privatarbeit , hatten die Mitglieder des Comitoé ' s , eine ſichere
Niederlage der darin aufgeſtellten Anſichten erwartend , aus⸗
drücklich verlangt ; ſie wollten die Weisheit ihrer Perſon
reſervirt wiſſen . Als aber der Erfolg ein ganz anderer war ,
verlangte daſſelbe Comité , daß der Bericht jetzt als ſein ge⸗
meinſchaftliches Gutachten ausgefertigt und veröffentlicht werden
ſolle .

Diesmal brach dem anſpruchsloſen und ſtets rückſichtsvollen
Manne denn doch die Geduld . Er erkärte offen , daß , nachdem
man ihm perſönlich die Gefahr der Verwerfung und des Ta⸗
dels ſeiner Anſichten zugewendet , ſo wolle er diesmal auch die
Ehre der Anerkennung allein tragen . „ Ich war es längſt
gewohnt “ , bemerkt Nebenius bei dieſem Anlaß , „ daß wenn

ich im Stillen gerathen und geſchaffen hatte und nachdem die

Hauptarbeit gethan war , ſchließlich das Verdienſt ſelbſt auf
den Namen Anderer , die dabei in ganz unerheblicher Weiſe
mitgewirkt haben , übertragen und meiner nicht weiter gedacht
wurde . Ich habe ſolche Künſte der Schlauheit nie begriffen ,
wiewohl ich Gelegenheit genug hatte , über die wunderliche
Eiferſucht , die das Hervortreten meiner Perſönlichkeit bei man⸗

chen Herren und ſelbſt bei ſogenannten guten Freunden erregte ,

ganz ergötzliche Wahrnehmungen zu machen . “ Wir könnten

über dieſen Punkt aus dem Leben und Wirken des Mannes

noch Manches beibringen , doch das Angeführte mag genügen

zur Charakteriſtik des Mannes , wie der Bureaukratie und ihres
Treibens überhaupt . —

Die Eiſenbahnfrage erhielt auf dem von der Regierung
außerordentlicher Weiſe berufenen Landtag von 1838 ( 12. Febr .
—26 . März ) lediglich nach den von Nebenius aufgeſtellten
Anſichten und Anträgen ihre Erledigung .
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Am 26 . März ſchloß Staatsminiſter Winter im Auf⸗

trage des Großherzogs dieſen Landtag , wobei er , wohl ahnend
den Wendepunkt in den Geſchicken des Landes wie ſeines

eigenen Lebens , ein treues Bild der Zuſtände des Bad ' ner

Landes , an denen er ſelbſt ſeinen guten Antheil hatte , vor

den Vertretern des Volkes entwarf .

„ Es iſt ein freudiges Gefühl “ , ſprach der Staatsmann ,

nein Land zu ſehen , das ſeine Größe und ſeinen Umfang nur

nach Hunderten von Quadratmeilen und ſeine Bevölkerung
nur nach Hunderttauſenden zählt , ein Land , das vor kaum

einem halben Menſchenalter durch ſchwere Kriege und deren

Folgen niedergedrückt , deſſen öffentliche Haushaltung nicht ge⸗
ordnet , deſſen Gemeinden und Privatfamilien mit ſchweren
Schulden überladen waren , ich ſage , es iſt ein freudiges Ge⸗

fühl , ein Land zu ſehen , und es iſt erhebend , ein Bewohner
dieſes Landes zu ſein , das nach kaum einem halben Menſchen⸗
alter , ungeachtet ſeines nicht großen Umfangs und trotz aller
erlittenen Unfälle , die bedeutendſten Summen zur Entfeſſelung
ſeines Bodens , für die Gerechtigkeitspflege , für Kirchen und

Schulen , für Waſſer⸗ und Straßenbau , für Künſte und Wiſſen⸗
ſchaften , für Gebäude aller Art aus eigener Kraft verwendet

hat , und nun das größte Unternehmen auf dem europäiſchen
Continent auszuführen im Begriffe ſteht , und das Alles aus

öffentlichen Mitteln , auf gemeinſchaftliche Koſten . Woher ſind
aber dieſe Mittel gefloſſen ? und wie war es möglich , bei dieſen
Mitteln ſo Großes zu leiſten ? Es iſt allerdings die herrliche
Lage unſeres Landes , es iſt ſein fruchtbarer Boden , es iſt der

Fleiß und die Gewerbthätigkeit ſeiner Bewohner , die dieſe
Mittel gewährt haben . Aber es iſt nicht die Größe der

Staatseinkünfte zunächſt , die das Wohl des Landes fördert ;
es iſt die redliche Verwaltung , die getreue Verwendung ; es

iſt insbeſondere der in dieſem Zweige unſerm erhabenen
Fürſtenhauſe ſeit Jahrhunderten eigene Geiſt der Ordnung
und der weiſen Sparſamkeit , der Sparſamkeit , die den An⸗

Ide



ſtand wahrt , allen Prunk verſchmäht , alles Ueberflüſſige , alles

Nutzloſe , alle nicht fruchtbringenden Anlagen vermeidet ; da⸗

gegen mit vollen Händen ausſtreut , wo es wohlthätige Früchte

trägt ; die ohne Vorliebe , ohne Vorneigung jedem Zweige des

öffentlichen Wohls und der öffentlichen Ordnung in gleichem
Maße die Mittel zuwendet , nicht mehr den materiellen als

den geiſtigen , nicht mehr den Künſten des Kriegs , als den

Künſten des Friedens . Aber auch dieſes würde nicht hin⸗

reichen zur Ausführung des großen Planes , zu welchem die

Einkünfte der Zukunft verwendet werden ſollen . Es tritt noch
etwas Anderes hinzu , es iſt die ſchönſte Blüthe im

Leben der Wölker und der Fürſten , es iſt vor Allem

das wechſelſeitige Vertrauen . Nimmermehr würde die

Regierung den Ständen ſo große Summen zugemuthet haben ,
wenn ſie nicht das Vertrauen zu ihnen gehabt hätte , und die

Stände würden dieſe nicht bewilligt haben , wenn ſie nicht das

nämliche Vertrauen zu der Regierung gehabt hätten . Und

das iſt es , was das Herz Sr . königl . Hoheit des Großherzogs
erfreut hat ; dieſes perſönliche Vertrauen , dieſes Vertrauen auf
die Rechtlichkeit , Wahrheit , Offenheit ſeiner Verwaltung . Se .

königl . Hoheit der Großherzog erkennen es an , und haben
mir aufgetragen , ihnen wiederholt dafür ſeinen Dank aus⸗

zudrücken . Se . königl . Hoheit erkennen es an , daß die Stände

die ihnen zur Berathung vorgelegte Frage in möglichſt kurzer

Zeit mit Gründlichkeit , Ruhe , Umſicht und Gewiſſenhaftigkeit
berathen haben . Und wenn auch noch Zweifel gegen dieſes

Unternehmen ſtattfinden mögen ( und es iſt verzeihlich , wenn

ſie ſtattfinden ) , ſo mögen ſie gleichfalls darin , in der ruhigen
und gewiſſenhaften Berathung , die alle Verhältniſſe erwogen

hat , Beruhigung finden . Auch das Land , deſſen Intereſſen

ſie von allen Seiten beleuchtet und beſorgt haben , wird ihnen

ſeinen Dank entrichten . Das Ausland , welches ihren Ver⸗

handlungen mit geſpannter Erwartung gefolgt iſt , wird ihnen

ſeine Achtung nicht verſagen . Und ſo möge denn das Werk
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gedeihen , fortſchreiten und vollendet werden , und unſere ſpä⸗

teſten Nachkommen Zeuge ſein , was wechſelſeitiges Vertrauen

zwiſchen Fürſt und Volk , was Einigkeit hervorzubringen

vermag . “ —

Dieſe für die damalige Lage der Dinge in Baden

bezeichnenden Worte ſollten der Schwanengeſang des trefflichen
Mannes ſein . Der Miniſter Winter ſtarb in der darauf⸗

folgenden Nacht plötzlich am Schlagfluſſe , tief betrauert vom

ganzen Lande , das an ihm einen ſeiner aufrichtigſten Führer

auf der conſtitutionellen Bahn vernünftiger Reformen zur

Begründung bürgerlicher Freiheit verlor , und deſſen Perſön⸗

lichkeit bisher hauptſächlich dazu beigetragen hatte , das gegen⸗

ſeitige Vertrauen zwiſchen Regierung und Ständen aufrecht

zu halten , oder die Eintracht bald wiederherzuſtellen , wenn

jene erſte Bedingung einer geſunden und friedlichen Entwicke⸗

lung des öffentlichen Lebens durch Mißgriffe oder Uebertrei⸗

bungen von der einen oder andern Seite erſchüttert und

wankend gemacht worden war . Dankbar ſetzte das badiſche

Volk Winter ' s Andenken ein Denkmal beim Haupteingang
in die Reſidenzſtadt des Landes .

Dreizehntes Kapitel .

Winiſterium Rebenius . — v. Blittersdorf und die

Reaction .

Nebenius folgte ſeinem Freunde im Amte als Miniſter
des Innern . Seine Ernennung wurde im Lande mit freudiger
Befriedigung begrüßt . Denn von dem Verfaſſer der Conſti⸗
tution durfte dieſes mit Recht erwarten , daß er die Regierung

auf dem Grunde derſelben , nach ihrem Geiſt und ihren Vor⸗



— 113 —

ſchriften , fortführen werde , um ſo mehr , als er ſchon unter

der bisherigen Verwaltung als der intelligenteſte Träger des

conſtitutionellen Syſtems galt . Wenn dennoch ſeine kurze

Verwaltung ( März 1838 bis Octbr . 1839 ) als ein beklagens⸗

werther Wendepunkt in der bisherigen politiſchen Entwicklung
Badens bezeichnet werden muß, ſo war dies die Wirkung von

Urſachen , die außerhalb ſeiner Gewalt lagen . Dies zu ver⸗

ſtehen und recht zu würdigen , müſſen wir jetzt einen kurzen

Blick auf jene Seite des badiſchen Liberalismus und ſeine

Beſtrebungen werfen , welche der erſte Ausgang der Irrung

zwiſchen Regierung und Ständen und zuletzt die Quelle der

beklagenswertheſten Verirrung wurde .

Man hat oft die Behauptung hingeworfen , es würde

für Baden erſprießlicher geweſen ſein , wenn man dort in de

Stille fortgefahren hätte , an dem innern Ausbau zu arbeiten ,

ſtatt ſchon frühe den gefährlichen Verſuch zu wagen , Politik

im Großen zu treiben , und dadurch die Beſorgniß und bald

auch die geheime und offene Gegenwirkung der Mächtigen

herauszufordern . Dieſe Anſicht hat für jene Tage mehr den

Schein als die Wirklichkeit für ſich. Denn einmal laſtete

das Metternich ' ſche Syſtem , das Deutſchland in Feſſeln zu

halten ſich zur Hauptaufgabe geſtellt hatte , beſonders drückend

auf den conſtitutionellen ſüddeutſchen Mittelſtaaten . Ein

macchiavelliſtiſches Regiment , wie das des damaligen öſter⸗

reichiſchen Staatenlenkers , das die Intereſſen der Dynaſtien
in der Unterdrückung der Freiheiten und Rechte der Völker

ſichern zu können wähnte , würde in Baden ſich eingemiſcht

haben , ſelbſt wenn man dort auf das Nächſte ſich beſchränkt

hätte , um den Beweis zu liefern , „ daß der Liberalismus wahr⸗

haft alle Klaſſen des Volkes glücklicher zu machen , geiſtig und

ſittlich höher zu heben und dies unter Verſöhnung aller In⸗

tereſſen — und ohne Gefahr für die Sicherheit anderer

Staaten — zu leiſten vermöge . “ . . . Metternich und die An⸗

hänger und Vertreter ſeines bis 1848 in Deutſchland im

8
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Ganzen und Großen maßgebenden Syſtems würden , ſchon um

den bedenklichen Gegenbeweis des liberalen Princips und ſeiner

Wirkungen zu verhindern , in Baden mit allen möglichen

Mitteln reagirt haben .

Dazu kommt , daß kein edleres Volk ſich ſeiner Natio⸗

nalität entkleiden will noch kann . Es war darum ganz

naturgemäß , daß man in Baden in dem Grade , als die volks⸗

thümliche Entwickelung in freiheitlicher Richtung vorſchritt , ſich

erinnerte : man ſei nur ein Glied , und zwar ein kleines

eines großen Ganzen , mit deſſen Wohl und Wehe , Macht und

Ehre die eigene am Ende ſtehen und fallen müſſe .

Darum hat man in Baden Anfangs wie inſtinctmäßig ,

der Selbſterhaltung wegen , bald aber mit immer lichterem

Bewußtſein den deutſchen nationalen Intereſſen ſich zugewandt .

Die badiſche Kammer iſt lange Zeit eigentlicher Mittelpunkt

der nationalen Beſtrebungen und Anregungen in Deutſchland

geweſen .
Nirgends hat man die Unzulänglichkeit der deutſchen

Bundeseinrichtungen , den Mangel an einer , das nationale

Leben und die nationalen Intereſſen eines großen Volkes

würdig vertretenden Central⸗Repräſentation tiefer ge⸗

fühlt , früher und immer lauter ausgeſprochen als in Baden .

Schon auf dem Landtag im Jahre 1831 wurde von dem

Abgeordneten Welker am 15 . October eine Motion auf eine ,

„ den Nationalrechten gemäße Entwickelung der organiſchen

Einrichtung des deutſchen Bundes “ geſtellt und begründet . Es

wurde verlangt , daß der Artikel XIII . der Bundesacte , der

dem deutſchen Volke repräſentative Verfaſſungen zuſichert , in

allen deutſchen Staaten zur Ausführung gebracht , daß eine

aus den Kammern der Einzelſtaaten gewählte National⸗

Repräſentation als Deputirtenkammer neben die Bundes⸗

verſammlung geſtellt , und der Bund überhaupt zum Zweck

deutſcher Nationaleinheit organiſch weiter enwickelt werden

ſolle .
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Gewiß konnte , wie damals die Sachen ſtanden , wo es

für das Schibolet diplomatiſcher Weisheit galt , Fürſten und

Völker entzweit zu halten , kein Beſonnener erwarten , daß jener

Motion irgend eine unmittelbare Folge gegeben werden könne .

Die badiſche Regierung ſprach dies offen aus , beging aber ,

durch Einflüſterungen von Außen beſtimmt , ihrerſeits den Miß⸗

griff , ſelbſt einer Berathung der Motion ſich zu widerſetzen .

Nach ſtürmiſchen Debatten wurde dieſe auf den nächſten Land⸗

tag verſchoben , d. i. auf unbeſtimmte Zeit vertagt .

Die Wirkungen der Motion waren indeß doch unermeßlich .

Der nationale Inſtinkt des deutſchen Volkes hatte ſeinen be⸗

ſtimmten Ausdruck , das nationale Bedürfniß hatte ſeine Sprache

erhalten . Nicht nur wurden ähnliche Anträge auf badiſchen

und bald auch auf andern deutſchen Landtagen wiederholt , und

zuletzt mit dem erſtarkenden Nationalbewußtſein und der wach⸗

ſenden Einſicht in das , was Deutſchland zunächſt Noth thue ,

in immer beſtimmterer Form geſtellt ; ſondern , was weit mehr

war , die Motion ging , nach dem prophetiſchen Worte Rotteck ' s ,

an die Abtheilungen des deutſchen Volkes ſelbſt . Dort wurde

ſie beſprochen und berathen , ſo weit die deutſche Zunge klingt

und deutſche Herzen ſchlagen , und erſtarkte mehr und mehr

zur öffentlichen Meinung Deutſchlands , die bald

nicht mehr mit Polizeimitteln zu bewältigen war .

Als der Abgeordnete Baſſermann in der zweiten

badiſchen Kammer kurz vor Ausbruch der weltumgeſtal⸗

tenden Bewegung des Jahres 1848 dieſelbe Motion wieder⸗

holte , hatten ſich die Dinge bereits ſo günſtig gewendet , daß

die badiſche Regierung keine ernſtlichen Einwendungen gegen

ihre Berathung erhob , ja im Grunde ſtillſchweigend ihr zu⸗

ſtimmte . In der That fand ſie in ganz Deutſchland , ſelbſt
in ſehr conſervativen Kreiſen , nur Billigung und Beifall .

Dies Verdienſt , das ſich das kleine badiſche Land und

Volk um die nationale Sache Deutſchlands erworben hatte ,

wurde damals überall in den deutſchen Gauen rühmend und

8
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dankbar anerkannt . Aber in dem ſonſt ſo einträchtigen Zuſammen⸗

gehen zwiſchen Regierung und Ständen hat die deutſche

Frage , und was mit ihr zuſammenhing , zuerſt einen Riß

hervorgebracht , der , durch beiderſeitige Mißgriffe allmälig ver⸗

größert , als die eigentliche Quelle des Unglücks , das über das

ſonſt ſo loyale und friedliche badner Land ſpäter gekommen

iſt , betrachtet werden muß .

Die Reaction , die ſchon im Jahre 1832 wieder in

Deutſchland begann , und immer zuverſichtlicher überallhin

ihren Einfluß geltend zu machen wußte , wirkte natürlich auch

auf Baden zurück. Die durch den Bund erzwungene Zurück⸗

nahme des Geſetzes über die Freiheit der Preſſe , das

noch am Schluſſe des Landtages von 1831 zu Stande ge⸗

kommen war , und manche andere hierauf folgende Repreſſiv⸗

maßregel , wie das Verbot freiſinniger Blätter , Beſchränkung
des freien Vereinsrechtes u. ſ. w. , gaben in Baden den erſten

Anſtoß zu Mißſtimmung und wachſendem Zwieſpalt im Innern ,
wie zu fortwährenden Verwickelungen mit der reactionären

Politik des Bundestages .

Die Lage der badiſchen Regierung war in der That eine

höchſt ſchwierige geworden . Einerſeits ein geiſtig bewegliches ,

für ſein gutes Recht eiferndes Volk , geführt von einer Reihe

hervorragender Talente ; anderſeits ein Bund , der , geſtützt auf

Artikel I. der Bundesacte und eine Deutung deſſelben , welche

die Bundesverſammlung lediglich zu einer Polizeianſtalt der

Reaction im Großen zu machen beliebte , durch freiheits⸗

feindliche Anſinnen und Forderungen unüberwindliche Schwie⸗

rigkeiten bereitete .

Bei ſolcher Lage der Dinge ſuchte die badiſche Regierung
bis zu Winter ' s Tod die verſtändige Politik zu verfolgen ,

nach keiner Seite hin in das Extrem zu verfallen , das zu

thun , was praktiſch möglich war , demnach den Anforderungen
der Zeit Rechnung zu tragen , ſo weit dies die gegebenen Ver⸗

hältniſſe zu erlauben ſchienen . So richtig dieſe Politik an



ſich ſein mag , auch der Lage der Dinge und der Stellung
des Landes zu entſprechen ſchien , ſo ſind doch über ihre An⸗

wendung Regierung und Stände oft hart an einander gerathen ,
und der Streit hat ſich nicht ſelten um ſo leidenſchaftlicher

entzündet , als einmal das Maß des Möglichen an ſich ſchwan⸗
kend iſt , ſodann aber insbeſondere , weil die Stände , d. i. hier

die badiſche Oppoſition der zweiten Kammer , in welcher der

ſtändiſche Schwerpunkt lediglich ruhte , die von dem freiheits⸗
ſcheuen Bunde gezogenen Schranken zu durchbrechen als ihre
höhere Aufgabe , als eine Pflicht erachteten , die ſie gegen das

engere , wie gegen das deutſche Geſammtvaterland vor Allem

zu erfüllen hätten .

Durch ſolche Mißſtände wurden Regierung und Stände

zu einer unnatürlichen Stellung gedrängt ; jene , weil ſie nicht

zur Schau tragen wollte , daß ſie unter äußerem Druck ſtehe ,
und daher Manches thut , was ſie ſelbſt nicht wollte , dieſe ,
weil ſie jenen Druck entfernen , jedenfalls deſſen Berechtigung
nicht anerkennen wollten . Man kann nicht behaupten , daß die

badiſche Oppoſition in ihrer Gegenwirkung die Grenzen ver⸗

faſſungsmäßiger Berechtigung überſchritten habe . Aber ſie
hat der concreten Lage der Dinge nicht gebührende Rechnung
getragen , hat öfter , als gut iſt , abſtracte und politiſche Doctrinen

als maßgebend hingeſtellt , und hat bisweilen zu einer Schroff⸗
heit ſelbſt in der Form ſich hinreißen laſſen , die unter allen

Umſtänden zu tadeln war . Letztere Mißgriffe , denen ſich ein⸗

zelne einflußreiche Männer der Oppoſition gerne überließen ,

hat bei manchen Unerfahrenen zur Irrung der Begriffe und

gelegentlich ſpäter auch zur Verirrung im Leben beigetragen .
Doch die eigentliche und weit reichere Quelle des Unheils

kam von anderer Seite . Es gibt in Europa eine Faction
von Leuten , die überall ungerne ſehen , daß auch das Volk

durch die Verfaſſung Rechte beſitze , und die jedenfalls nicht

ertragen mögen , daß jene eine Wahrheit werde , und nicht

vielmehr eitel Schein und Täuſchung bleibe . Dieſe Faction
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— denn , als lediglich außerhalb dem eigentlichen Volke ſtehend ,

verdient ſie nicht , als Partei bezeichnet zu werden — hat

durch den Macchiavellismus ihrer Politik und die So⸗

phiſtik ihrer Handlungen , wodurch die Lüge in Wahrheit

und die Wahrheit in täuſchenden Schein verwandelt werden

ſoll , unendlich viel Unheil in den meiſten Staaten Europa ' s

angeſtiftet . Eine ihrer Hauptpraktiken beſteht darin , zwiſchen

Fürſt und Volk ſich einzudrängen , und die giftige Saat des

Mißtrauens zwiſchen beiden auszuſäen , um dann den reichlich

ſproſſenden Zwieſpalt für ſich und ihre Zwecke auszubeuten .

Dieſe Faction hat auch in Baden ſeit 1833 an Einfluß

gewonnen , und zählte dort namentlich in bureaukratiſchen

Beamtenkreiſen und unter dem Hofadel zahlreiche Anhänger ,

wiſſende und unwiſſende Schüler und Commis . Durch In⸗

triguen und Verdächtigungen , wofür ihr jedes Mittel erlaubt

erſcheint , durch unaufhörliche Einflüſterungen in der Umgebung

des Fürſten , insbeſondere durch mächtige Unterſtützung , die

ihr von Außen damals zu Hülfe kam , ſtrebte ſie , in aller

Weiſe die politiſche Entwickelung des Landes zu ſtören und

das badiſche Volk um die Früchte ſeiner Verfaſſung zu bringen ,

oder jene wenigſtens zu verkümmern .

Dies war namentlich in der Periode von 1838 —4843

der Fall , nachdem es der Reaction gelungen war , einen der

Ihrigen , einen Meiſter , wie ſie meinte , in die oberſte Ver⸗

waltung zu bringen . Es war ein unheilvoller Mißgriff , daß

bald nach den Wiener Miniſterconferenzen von 1834 einer

der erklärteſten Träger und leidenſchaftlichſten Anhänger Met⸗

ternich ' ſcher Ideen , der Freiherr v. Blittersdorf , zur

Leitung der auswärtigen Angelegenheiten in Baden — nicht

ohne Zuthun von Außen — berufen wurde . Mit dem Ein⸗

tritt dieſes Diplomaten der alten Schule in die oberſte Staats⸗

verwaltung wich aus dieſen die bisherige heilſame Einheit .

Ein neues Princip ſuchte ſich Geltung zu verſchaffen ; eine

gewiſſe Unſicherheit und Unſchlüſſigkeit , ſelbſt an maßgebendem

Ul,
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Orte , offenbarten allmälig Spuren einer Art Doppelregierung ,
deren innere Kämpfe bald auch einen äußeren hervorrufen

ſollten .

Schon Winter fühlte in letzter Zeit den ſchweren Druck

dieſer Mißverhältniſſe , und ſprach darüber in trauteren Kreiſen

ſeine ſchmerzliche Klage aus . Ein Anflug von Schwermuth,
die den früher ſtets heitern Staatsmann beſchlichen hatte und

mit ihm zu Grabe ging , hing wohl mit ſolchen Erfahrungen

im Innern der Regierung zuſammen , deren unheilvolle Wir⸗

kungen ſeinem Scharfblick nicht entgehen konnten .

Indeſſen wagte Blittersdorf erſt nach Winter ' s

Tod mit dem , was er ſein Syſtem nannte , offener hervor⸗

zutreten . Bei der Milde , die Nebenius in Allem charak⸗

teriſirt , und bei ſeinem Streben , widerſtreitende Gegenſätze
mehr durch ſachliche Vermittlung als durch ſchroffes Auftreten

gegen Perſonen zu überwinden , ſchien einem leidenſchaftlichen
Manne , wie Blittersdorf war , der rückſichtsloſe Härte für

Energie zu halten geneigt war , jetzt die Zeit gekommen , mit

ſeinem Syſtem einen erſten Verſuch zu wagen , und vor Allem

deſſen Vorausſetzungen zu verlangen . Zu ſolchem Zwecke hob

er die Nothwendigkeit hervor , die angebliche Feindſeligkeit der

conſtitutionell⸗ und liberal - geſinnten Staatsdiener zu brechen
und ſie zu willigern , d. i. zu blinden Werkzeugen ſeines Re⸗

gierungsſyſtems zu machen . Jede Selbſtſtändigkeit der öffent⸗

tlichen Beamten ſollte , wie er ſelbſt in junkerlichem Ueber⸗

muthe bei dem ſpäter ausgebrochenen Urlaubsſtreite in der

zweiten Kammer erklärte , zerbröckelt “ werden . —

Der Verfaſſer der badiſchen Dienerpragmatik , welche in

richtiger Vorausſicht ihrer Bedeutung als ein integrirender

Beſtandtheil der Verfaſſung ſelbſt erklärt worden war , ging

von dem Satze aus , daß die Stellung der öffentlichen Beamten

zur Geſammtheit , d. i. zu dem Staate , auf einem Vertrage

beruhe : jener verlangt gewiſſe Dienſte und bezahlt die über⸗

nommene Leiſtung . Der Beamte als ſolcher iſt nur für dieſe ,
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und — neben einem ſelbſtverſtändlichen loyalen Verhalten im

Allgemeinen — für nichts Weiteres verantwortlich , namentlich

nicht bezüglich der Rechte und Pflichten , welche er mit allen

übrigen Staatsangehörigen nach der Grundverfaſſung des

Landes gemein hat , und für deren Uebung er in keiner andern

Weiſe verantwortlich iſt , als jeder Bürger überhaupt .
Mit ſolchen Grundſätzen , die in jedem Rechtsſtaate feſt

ſtehen müſſen , bildete Nebenius einen entſchiedenen Gegen⸗

ſatz zu Blittersdorf und deſſen Beſtrebungen . Schon in

den erſten Monaten ihres Zuſammenwirkens kam es in an⸗

gegebener Richtung zu ſtarken Erklärungen zwiſchen Beiden ,

die vorausſehen ließen , daß der Eine oder der Andere weichen

müſſe .
Wohl durchſchaute Nebenius die Pläne ſeines Gegners

und die Umtriebe , die bereits gegen ihn geſponnen wurden .

Es war vielleicht ein politiſcher Fehler , daß er nicht rechtzeitig
ſeinen Fürſten , der , wie er bei jedem Anlaß gerne that und

wiederholt offen erklärte , gerade den tiefern Einſichten und der

redlichen Geſinnung des erprobten Staatsmannes vor Andern

ſein Vertrauen ſchenkte , auf dieſen Zwieſpalt in der oberſten
Staatsverwaltung offen aufmerkſam machte ; wahrſcheinlich
wäre auf die eine oder andere Weiſe eine Abhilfe geſchehen ,
die das badner Land vor viel Leid und Wirren bewahrt hätte .

Aber ein ſolcher Schritt widerſprach dem Charakter des

Mannes , deſſen Seele zu weich war , um ſelbſt gegenüber
einem Gegner , der es verdiente , hart zu werden , und der zu

ſelbſtverläugnend war , um je ſeine Perſon den öffentlichen

Intereſſen gleich zu ſtellen , oder ſich überhaupt für nothwendig

zu halten .

„ Ich habe “ , ſagt Nebenius , „ in meinem langen
Dienſtleben keine perſönlichen Feindſchaften gekannt . Ich
glaube , was mir bei meinem öffentlichen Wirken Widerwärtiges
begegnete , oder was mich bisweilen verhinderte , meine Pläne

durchzuſetzen , rührte von jener nicht ſelten auch ſonſt wohl⸗
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wollende Männer beſchleichenden Eiferſucht her , die im öffent⸗
lichen Dienſte , wo jeder nach Ehre und Auszeichnung ſtrebt ,
kaum zu vermeiden iſt . . . Feindlich trat mir nur Herr v.

Blittersdorf entgegen . Aber er war mein politiſcher
Gegner aus Grundſatz , und deshalb wollte ich ihm nicht
entgegenarbeiten , welche Schritte er auch thue , noch ihm grollen ,
wenn er ſein Ziel erreiche “ . . .

Nebenius hat ſein Wort gehalten . Gleichſam , um

ſeinerſeits ſeine Auffaſſung einer guten und zeitgemäßen Ad⸗

miniſtration zu beurkunden , machte er ſich an eine größere
Arbeit , die das Ganze der innern Verwaltung umfaßte .
Die Organiſation und Geſchäftsführung des Miniſteriums des

Innern ſollte vereinfacht werden ; die ſchleppende Regiererei
der Collegien ſollte einer mehr unmittelbaren Adminiſtration ,
ähnlich wie in Frankreich , Platz machen , und ſelbſt volksthüm⸗
liche Elemente , zunächſt dort , wo ſie am nöthigſten und zweck⸗
mäßigſten erſcheinen , in der Bezirksverwaltung , zugelaſſen
werden .

Nebenius theilte ſeinen vollſtändig ausgearbeiteten
Plan ſeinen Collegen mit , offenbar in der Abſicht , um auf
ſolchem lediglich ſachlichen Wege den Widerſtreit zwiſchen
ihm und dem „ neuen Syſteme “ zur Entſcheidung zu
bringen . Dieſe ließ nicht lange auf ſich warten . Blitters - ⸗

dorf hatte einen oder den andern ſeiner Collegen für ſeine
Anſichten gewonnen , namentlich den Vorſtand des Juſtiz⸗

miniſteriums ( Staatsrath Jolly ) , auf den auch nach conſtitu⸗
ionellen Grundſätzen die Verantwortung des nun bald zur

Ausführung gebrachten Blittersdorf ' ſchen Gedankens , namentlich
in dem faft muthwi llig hingeworfenen Urlaubsſtreite , haupt⸗
ſächlich zurückfällt .

Anfangs October 1839 erhielt Nebenius , nach den

ihm wohlbekannten Vorgängen nicht unerwartet , ſeine Ent⸗

laſſung in der gnädigſten Form , um , wie es hieß , „ die nöthige
Einheit im Staatsminiſterium nach der Anſicht der Mehrheit
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wiederherzuſtellen “ . . . Gewiß mochte ein ſolcher Schritt

einem edlen , der Verfaſſung ergebenen Fürſten , wie Groß⸗

herzog Leopold war , am ſchwerſten gefallen ſein , und iſt

ſeinerſeits vom conſtitutionellen Standpunkte aus nur correct

zu nennen . „ Ich habe “, erklärte er dem ausſcheidenden Staats⸗

manne , „ſtets am liebſten mit Ihnen gearbeitet , und bin von

Ihrer Liebe und Treue ſtets überzeugt . Allein ich kann

nicht anders handeln . Die Sache iſt indeß nur vor⸗

übergehend . Ich erſuche Sie , mir Ihren Rath recht oft zu

ertheilen , und mir Ihre Einſichten nicht zu entziehen . Gewiß ,

die Sache geht nur vorbei ; wir kommen wieder zuſammen “ . .

Wir führen dieſe Worte an , weil ſie die Situation klar durch⸗

ſchauen laſſen . Man hatte dem Fürſten als nothwendig dar⸗

geſtellt , gegen die liberal geſinnten Beamten mit Strenge

vorzugehen ; er hatte der Maßregel , als einer vorübergehend

gebotenen , wiewohl ungern , zugeſtimmt .

Vierzehntes Kapitel .

Aebenius ' Rücktritt vom Amte . — Die Reaction und

ihre Folgen . — Zweites Miniſterium Kebenius .

Der Rücktritt des Mannes , der als der treue Träger

der liberal⸗conſtitutionellen Richtung im Miniſterium galt ,

verfehlte nicht , im ganzen Lande eine ungeheuere Senſation

hervorzurufen . Man verkannte keinen Augenblick die wahre

Bedeutung der Sache . Die zweite Kammer entſendete an ihn
eine Abordnung , um ihn ihre Verehrung und Theilnahme

auszudrücken ; die Bür gerſchaft der Reſidenz wollte ihm einen

Fackelzug bringen und durch eine Deputation den Großherzog
um Zurücknahme der Maßregel bitten ; von Außen kamen
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Adreſſen . Nur mit Mühe konnte Nebenius ſolche und noch
weitergehende Schritte verhindern . Um allen weiteren De⸗

monſtrationen zu entgehen , unternahm er eine größere Reiſe
nach Italien . Später folgte er einer Einladung des Königs
Friedrich Wilhelm IV . nach Berlin , wo er als Gaſt
des Königs mit großer Auszeichnung behandelt wurde , und
im Kreiſe der ihm längſt näher befreundeten Männer , Boekh ,
Al . v. Humboldt , Varnhagen u. a. , ihm unvergeßliche Tage
verlebte . Den ihm gewordenen Antrag , in preußiſchen Staats⸗

dienſt zu treten , lehnte er jedoch dankend ab .

Indeſſen hatte das „ Syſtem “ , das an jenen Leuten , die
das Bediententhum als ihr Erbtheil empfangen und die je⸗
weils der wirklichen Gewalt als dienendes Inſtrument ſich

zur Verfügung ſtellen , zahlreiche Gehilfen fand , in Baden ſeine

Operationen begonnen , nicht blos , um jeden weitern Fortſchritt
zu hemmen , ſondern einem offenbaren Rückſchritt zuzuſteuern .
Liberale Deputirte aus dem Beamtenſtande wurden in aller

Weiſe verfolgt und gekränkt ; mehreren wurde der fernere Ur⸗

laub zum Eintritt in die Kammer verweigert . Namentlich
zeichnete ſich hierbei das Juſtizminiſterium aus , das ſich ſelbſt
nicht ſcheute , einige der geachtetſten und fähigſten Deputirten
aus dem Richterſtande zu entfernen und durch Verſetzung auf
Verwaltungsſtellen in den entlegenſten Winkeln des Landes

vielfach zu beſchädigen .
Aber das intelligente badiſche Volk nahm ſich der erprobten

Vorkämpfer ſeiner Verfaſſung wacker an . Die Art und Weiſe ,
wie es den Kampf gegen die Feinde ſeiner verfaſſungsmäßigen
Rechte und freiheitlichen Entwicklung aufnahm ; der Tact und

die ungebeugte Ausdauer , womit es Schritt vor Schritt auf
der einmal begonnenen Bahn verharrte und trotz aller Ma⸗

chinationen der Gegner vorwärts ſchritt ; die gemeſſene , ſtreng

geſetzliche Haltung , die es bei Erfolgen wie bei einzelnen

Niederlagen bewahrte , bilden eine der erfreulichſten Seiten

er neuern Geſchichte des deutſchen Volkes , die auch auf Ged⸗
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ſinnung und Haltung des letztern im Allgemeinen nicht ohne

vortheilhaften Einfluß geblieben iſt .

Als nach Auflöſung der Kammern im Jahr 1842 die

liberale Oppoſition , trotzdem , daß das Miniſterium all die

großen und kleinen Mittel der Einſchüchterung und Gunſter⸗
weiſung , welche der Gewalt zu Gebot ſtehen , im reichſten
Maße in Auwendung gebracht hatte , nur verſtärkt aus den

Wahlen hervorging , war der moraliſche Bankerott des „ Sy⸗
ſtems “ entſchieden . Ein wohlgeſinnter Fürſt , wie Großherzog
Leopold , konnte getäuſcht werden , nicht aber in der Täu⸗

ſchung verharren .
Der Urheber des „ Syſtems “ erhielt im Jahre 1843

ſeine Entlaſſung , und ging auf ſeinen früheren Poſten als

Geſandter am Bundestag zurück . Aber die traurigſte Folge
des Syſtems , Störung des früheren Vertrauens zwiſchen Re⸗

gierenden und Regierten , war zurückgeblieben und gab eine

Reihe von Jahren hindurch Anlaß zu fortwährenden Reibungen
und Kämpfen . Ein unſeliges Mißtrauen trieb bald auf der

einen Seite zu radicalen Forderungen , deren Erfüllung nach
der ganzen damaligen Lage der Dinge unmöglich war , bald

auf der andern zu ängſtlichen , ſchwankenden Maßregeln , deren

Inconſequenz nach keiner Seite hin befriedigte . Hierin liegt ,
wie man anerkennen muß , eine der Quellen zu den betrüben⸗

den Erſcheinungen im Jahre 1849 , in ſo fern dieſe von innern

Zuſtänden des badner Landes ſelbſt , und nicht vielmehr zum
weit größern Theil von der allgemeinen Lage der Dinge in

Deutſchland ihren Anſtoß erhielten , und die , nachdem die Auf⸗
ſtände in Baiern , Preußen , Sachſen u. a. ihren Anfang ge⸗
nommen , durch Umſtände ihren Fortgang nahmen , die im

weit geringern Maße Baden ſelbſt angehören . Dies im Ein⸗

zelnen zu verfolgen und den Nachweis dafür zu liefern , liegt
hier außerhalb unſerer Aufgabe . Wir kehren zu unſerem
Lebensbilde zurück , um deſſen Umriſſe mit wenigen Worten

abzuſchließen .
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Es hatte im Lande den freudigſten Anklang gefunden ,
als Nebenius im Jahre 1845 wieder an die Spitze der
Verwaltung berufen wurde . Leider aber hatte das Licht ſeiner
Augen ſchon länger angefangen ſich zu trüben . Das Uebel
war bei dem ſtets vielbeſchäftigten Manne in raſcher Zunahme
begriffen . Er ſelbſt fühlte , daß er den auf ihn geſetzten Er⸗
wartungen in ſolcher Lage nicht mehr genügend entſprechen
könne . Aber mit Recht durfte er im Rückblick auf ſeine ganze
Vergangenheit hoffen , durch ſeinen Wiedereintritt zu ver⸗
ſöhnen , und dadurch ſeinem Fürſten und Lande noch einen
Dienſt zu erweiſen . Er folgte daher dem Rufe , jedoch mit
der ausdrücklichen Erklärung , das ſchwere Amt nur ſo lange
bekleiden zu wollen , bis es gelänge , die Hinderniſſe zu beſei⸗
tigen , welche der Uebertragung deſſelben an eine jüngere rüſtige
Kraft zur Zeit noch im Wege ſtänden . Dieſe tüchtige Kraft
war der vortreffliche , nach Talent und Charakter zu den
ſchönſten Hoffnungen berechtigende Staatsrath Bekk , dem
aber , als einem der Führer der liberalen Kammermajorität,
die Hof⸗ und Reactionspartei ſchon um des Princips wegen
in aller Weiſe entgegenarbeitete . Denn , noch war damals
für Deutſchland die Zeit nicht gekommen , um ſich für das ,
was man in England eine parlamentariſche Regierung nennt ,
d. h. für die allereinfachſte und ſelbſt das monarchiſche In⸗
tereſſe am beſten ſichernde Regierungsweiſe zu entſcheiden .

Indeſſen gelang es Nebenius bei dem großen perſön⸗
lichen Vertrauen , das Großherzog Leopold ſtets auf dieſen
Staatsmann ſetzte , nach und nach die Bedenken ſeines Fürſten
zu beſeitigen und die Gegenbemühungen der Hofpartei zu
überwinden . Schon im folgenden Jahre konnte er das Mini⸗
ſterium des Innern an Bekk überlaſſen , während er ſelbſt
das Präſidium des Staatsraths übernahm . In Folge der

Ereigniſſe des Jahres 1849 trat er ganz in das Privatleben
zurück , ein Mann , der durch die reichen Schätze ſeiner um⸗
faſſenden gelehrten Bildung , welche durch Erfahrung geregelt
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und durch den Geiſt der liebenswürdigſten Humanität geadelt

war , bis in ' s höhere Alter in engern und weitern Kreiſen ſeiner

Freunde und Bekannten belebend und anregend gewirkt hat .

Nebenius ſtarb am 8. Juni 1857 nach kurzer Krankheit ,

73jährig . Frau und Kinder wachten bis zumletzten Augenblick

mit zärtlicher Aengſtlichkeit an dem theuern Lager , und er⸗

zeigten dem Scheidenden jene innige Liebe , die er ſelbſt ſtets

im Leben im Kreiſe der Seinen in hohem Grade bethätigt hatte .

Nebenius hielt wenig auf die Religion des Kopfes ,

deſto mehr war ſie ihm eine heilige Sache des Herzens und

Lebens . Darin , pflegte er zu ſagen , ſehe er für ſeine Perſon

den ſtärkſten Beweis für die Göttlichkeit der Chriſtusreligion ,

daß die zünftigen Hüter des Kirchenglaubens trotz aller Blind⸗

heit jene nach ihrem weſentlichen Gehalte nicht haben unkennt⸗

lich und unwirkſam machen können . Er war in der That ein

frommer Mann , voll gottergebenen Sinnes , und voll Milde ,

Nachſicht und Erbarmen gegen ſeine Mitmenſchen . Schreiber

dieſes hat während eines langjährigen vertrauten Umgangs

nie ein hartes Wort aus dem Munde des Mannes , ſelbſt gegen

leidenſchaftliche Gegner und ungerechte Feinde gehört , wohl

aber , daß er bald dies bald jenes an ihnen aufdeckte , was ſie

Gutes hätten und was ihr Verſchulden gegen ihn mildere .

Gewöhnliche Natucen waren geneigt , dieſe Art des Mannes

für Schwäche zu halten , während ſie in der That der ſchönſte
Ausdruck männlich ſtarker Humanität iſt .

Sein für alles Wahre und Edle offenes Herz und ſein

warmer Pulsſchlag für ächt Menſchliches und Vaterländiſches

ſtanden mit einer Freiſinnigkeit im Bunde , die für alle geiſti⸗

gen Beſtrebungen im öffentlichen Leben keine anderen Grenzen

geſetzt wiſſen wollte , als die — der Ehrlichkeit . Nur zu

deren Gegenſatz , gegen politiſche und pfäffiſche Sophiſterei ,

ſtand er ſtets in entſchiedenſter Abwehr .

Als Staatsmann galt er durch die Tiefe und das Um⸗

faſſende ſeiner Kenntniſſe und Befähigung für unübertrefflich
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im Rathe . Aber eine ſcrupulböſe Gewiſſenhaftigkeit und ſeine
große Milde , möglichſt ſchonend zu verfahren , ließen oft hin⸗
ſichtlich der Sicherheit des Handelns und der Schnelligkeit der
Ausführung Manches vermiſſen , was das Leben unerbittlich
fordert .

Doch laſſen wir hier billig unentſchieden , ob die berührte
Eigenart des Mannes — nach der Anſicht ſeines Lieblings⸗
ſchriftſtellers , des Ariſtoteles , — mehr als Fehler oder Tu
gend zu deuten ſei . Ein geiſtreicher Diplomat , der in Baden
lange Zeit großen Einfluß übte , hat unſern Staatsmann den
„ Johannes der Politik “ genannt , ein Urtheil , das im Ganzen
als zutreffend , und von einem ſcharfen politiſchen Gegner als
noch billig gelten darf , wiewohl er , ſelbſt ſpäter an die Spitze
eines großen Staates berufen , keineswegs als ein Paulus
ſich bewährt hat .

Der Tod hat dem trefflichen Manne den vollen Ehren⸗
platz in der Liebe ſeiner Mitbürger zurückgegeben . Sie Alle ,
ſelbſt frühere politiſche Gegner , bekennen , daß unter der Reihe
ausgezeichneter Staatsmänner , die beſtimmenden Einfluß auf
die Geſchicke des badner Landes übten , Keiner iſt , der ihm
an Reinheit des Sinnes und Strebens vorangehe , und nicht
Einer , der ihm an Tiefe und Umfang des Wiſſens , an ächt
ſtaatsmänniſcher Einſicht und Erfahrung , überhaupt an gleich
vielſeitigen und dauernden Verdienſten um Fürſt und Land

gleichſtehe .
Von ſeinen literariſchen Arbeiten berühren wir , außer den

bereits genannten , nur noch ſein Hauptwerk : „ Der öffentliche
Credit ( 1820 , zweite Auflage 1829 ) “ . Durch tiefer gehende ,
aus allgemeinen Thatſachen abgeleitete ſpeculative Unterſuchun⸗
gen über den naturgemäßen Gang der Entwicklung ökonomi⸗

ſcher Zuſtände , über Capital und Geld und die Wechſelwirkung
der Bewegungen auf dem Geld⸗ und Capitalmarkte , auf welche
der monographiſche Inhalt der genannten Schrift ſich ſtützt ,
iſt dieſe zugleich für die Erkenntniß der allgemeinen in der
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bleibendem Werthe , und wird als eine Art Prolegomena zur

Metaphyſik aller künftigen Staatsökonomie gelten können .

Dies Werk hat ihm einen europäiſchen Ruf erworben . Als

der badiſche Geſandte , General Schäfer , in Petersburg den

Finanzminiſter v. Cankrin , bekanntlich der rationellſte Finanz⸗

mann des neueren Rußlands , beſuchte , zeigte dieſer ihm

ein mit ſeinen Randbemerkungen verſehenes Exemplar des

öffentlichen Credits , das auf ſeinem Secretär lag , mit den

Worten : „ Sehen Sie hier mein Lehr - und Handbuch , das

ich Ihrem Landsmanne verdanke . “ Selbſt in den Vereinigten

Staaten hat das Werk , wie die Protokolle der Congreß - Ver⸗

handlungen ausweiſen , authoritatives Anſehen erworben .

Ein reicher handſchriftlicher Nachlaß des Verſtorbenen
bietet viel Intereſſantes , namentlich auch für die innere Ge⸗

ſchichte Badens . Von den Handſchriften , deren baldige Her⸗

ausgabe höchſt wünſchenswerth erſcheint , nennen wir eine vor⸗

treffliche Arbeit : „ Ueber Competenz⸗Conflicte der Verwaltungs⸗

juſtiz “, und ein größeres hiſtoriſches Werk , nämlich eine auf

umfaſſendes Quellenſtudium gegründete „ Geſchichte des

Großherzogs Karl Friedrich und ſeiner Regie⸗

rung . “ In dieſer Lieblingsarbeit ſeines Lebens hat Nebe⸗

nius noch bis in die letzten Tage vor ſeinem Scheiden ſeine

Erholung gefunden ; ſie bedarf nur einer letzten Ueberarbeitung

und einiger Ergänzung , um eine empfindliche Lücke der badi⸗

ſchen Hiſtoriographie würdig auszufüllen .
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